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Steht Europa vor einem Neuanfang? Endlich gibt es durch den Wahlsieg von Syriza nicht nur Hoffnung in
Griechenland fiir einen sozialen Ausweg aus der Krise, sondern es eréffnen sich auch Chancen fiir einen
demokratischen Aufbruch und einen grundlegenden Pfadwechsel der Europdischen Union
(dazu: Global Justice UK; Europaisches Attac-Netzwerk; ,,Griechenland entscheidet*; Blockupy u. a. m.)

Die 4 Saulen des Wahlprogramms von Syriza bieten sowohl kurzfristige (z. B. Beseitigung des Elends in den
Krankenhdusern und den verarmten Haushalten; Eintreiben der ausstehenden Steuern bei den Reichen),
mittelfristige (europdische Schuldenkonferenz mit dem Ziel, 6ffentliche Schulden zu streichen / Ankurbelung der
Wirtschaft) als auch langfristige Vorhaben (massives Investitionsprogramm in ganz Europa, wie es seit langem
vom Europdischen Gewerkschaftsbund gefordert wird). Elemente zur Schuldendebatte liefert Eric Toussaint, der
die Frage aufwirft ,, Und wenn Syriza die Europdische Union (EU) beim Wort nehmen und Griechenlands
Schulden priifen wiirde?“ und einen Vergleich zwischen den Bedingungen, die 1953 Deutschland gewéhrt wurden
(Londoner Schuldenkonferenz) und denjenigen, die Griechenland auferlegt werden. Manolis Glezos geht auf
die Forderungen nach Reparationen fiir die deutschen Verbrechen und Zerstérungen im zweiten Weltkrieg ein.

Syriza ist ja eigentlich keine Partei im alten Sinne, sondern sie ist — ebenso wie Podemos in Spanien - aus sozialen
Bewegungen und Platzbesetzungen hervorgegangen. (Elisabeth Gauthier: Wie kam Syriza zu einem solchen
Erfolg?) Sie haben die anfanglichen Beriihrungsangste zu verbindlicheren Organisationsstrukturen iiberwunden.
Auch das ist eine wichtige Lehre aus den letzten Jahren. Nicht nur in Lateinamerika, auch in Europa gilt die
Parole: PODEMOS - WIR KONNEN. ,, Ein solcher Politikwechsel kann nur gelingen, wenn wir eine breite
Plattform von linken Parteien, Gewerkschaften und sozialen Bewegungen bilden“ mit dem Ziel, ,,den neuen
griechischen Weg zu unterstiitzen und damit fiir ein Ende der unsozialen Kiirzungspolitik in Europa und fiir ein
solidarisches, soziales, demokratisches und friedliches Europa zu kdmpfen.“ (die Linke) Das ist auch deshalb
dringend notig, weil die Gegenseite sich mit unflatigen Beschimpfungen (BILD mal wieder) und neuen
rassistischen Bewegungen (PEGIDA etc.) vorauseilend gegen die Neubegrundung Europas mobilisiert. So
erinnert der Aufruf der LINKEN daran, dass die Damonen nur schlafen: ,, Wenn eine soziale Alternative und ein
demokratischer Aufbruch scheitern, droht eine weitere Stdrkung der extremem Rechten und Neo-Nazis in Europa.
Wir treten fiir eine Politik ein, die nicht nur eine Alternative zur neoliberalen Austeritdtspolitik darstellt, sondern
auch eine klare Absage an die nationalistische, xenophobe und rassistische Politik der politischen Rechten
beinhaltet. Das Fundament unserer Politik ist die Solidaritdt.“ Blockupy ruft zu einem Aktionstag in Frankfurt
am 18.Marz: ,,Solidaritéit mit den Menschen in Griechenland — gegen die Erpressungspolitik der EZB.

Neben dem Europa-Schwerpunkt gibt es Klarungsbedarf zu schwierigen Komplexen.

So sieht Samir Amin die Ursachen der Charlie-Hebdo-Morde in Paris auch in den Fehlern des Westens: es sei
,, eine direkte Folge der westlichen Politik und der Nato-Angriffe auf Libyen...Saddam Hussein und Muammar
Gadddfi konnten die islamistische Strémung kontrollieren, aber sie wurden umgebracht.

Willy Wimmer analysiert, in welch erschreckendem Umfang ,,wir, der Westen®, zu Massenmorden
rund um den Globus beitragen. Kai Ehlers entlarvt die Mythen um die Ukraine.

Oskar Lafontaine betont: ,,Die ganze AulSenpolitik ist ein Liigengebdude, und wir haben die Aufgabe, diese
Liigen zu durchbrechen, wenn wir wirklich zu einer friedlichen AuBenpolitik kommen wollen. “

Er erinnert daran, dass die Ausdehnung der NATO nach Osten der Kern des Ukraine-Konfliktes ist.

160 Organisationen in Brussel vereinbaren fiir den 18. April einen globalen Aktionstag auf beiden Seiten des
Atlantik, denn auch in den USA wéchst der Widerstand gegen das handelsimperialistische TTIP-Projekt...

In eigener Sache: Wir haben seit Ende 2014 unsere ,, Werkstatt“ gedffnet. http://www.attac.de/bildungsangebot/sig/startseite/
Hier erscheinen aktuelle Meldungen und Artikel, die spiter in SiG verdffentlicht werden, aber auch zusdtzliche Dokumente.

Der Rundbrief ”Sand im Getriebe” ist ein Medium fiir Menschen, die eine Welt jenseits der neoliberalen Globalisierung
verwirklichen wollen. Er gibt Texten von Autorinnen und Autoren unterschiedlicher Gesinnung einen gemeinsamen Ort.
Die enthaltenen Positionen sind nicht notwendigerweise solche der ATTAC-Bewegung.
Wir bedanken uns fiir die Artikelvorschldge und fiir die Ubersetzungen durch die ehrenamtlichen MitarbeiterInnen
von coorditrad! Coorditrad braucht noch Unterstiitzung! www.coorditrad.attac.org
Eﬂﬁd gEtriEhE Gedruckte Exemplare von ”Sand im Getriebe” zum Selbstkostenpreis (1,50 €). Bestellung in Deutschland per Mail an
sig-abo@gmx.de. Rechnungsbetrag (inkl. Porto) einer Lleferung 1 Heft: 3 €, 2 Hefte: 4,50 €, 3 Hefte: 6 € ab 10 Hefte:
1,50 € pro Heft  (Nr. 100: 3€ +porto; Bis zur Nr. 99: 5

Redaktion: Marie-D. Vernhes und Peter Strotmann (Attac Deutschland) - An dieser Nummer haben mitgewirkt: Werner Horch
(Attac Deutschland), aber auch viele Attacies und Engagierte, die uns gewollt oder ungewollt Tips, Anregungen gegeben haben.
Danke an Mathias Mittergeber und Barbara Waschmann (Attac Osterreich) fiir die online-Fassung. ~ ViSPR: Peter Strotmann
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Nick Dearden, Global Justice UK
Griechenland: ein Weckruf fiir Europa

27. Januar 2015

Es ist schwer, die Bedeutung der Wahl in
Griechenland am letzten Sonntag iiberzu-
bewerten. Zum ersten Mal seit Jahrzehnten
ist in Europa eine Regierung an die Macht
gekommen, die sowohl dem Neoliberalis-
mus feindlich gegentibersteht wie auch auf
soziale Bewegungen gegriindet ist. Die
Menschen, die am meisten unter der Fi-
nanzkrise leiden mussten, haben fiir uns alle
einen Funken Hoffnung entstehen lassen.

Seit fiinf Jahren wurde Griechenland sei-
tens der europiischen Behorden und des
IWF einer 6konomischen Folter ausge-
setzt. Wie schon in vielen afrikanischen, la-
teinamerikanischen und asiatischen Léan-
dern musste eine Krise, die von europdi-
schen Bankern und korrupten Eliten verur-
sacht wurde, von der Bevolkerung bezahlt
werden — mit der Zerstorung des Sozial-
staats, Massenarbeitslosigkeit, der Ein-
schrankung von Gewerkschaftsrechten, Li-
beralisierung und dem Notverkauf von 6f-
fentlichem Eigentum an genau diese Eliten.

Die Jugendarbeitslosigkeit betragt tiber

60 %; die Selbstmordrate, die Zahl der HIV-
Infektionen, die Drogen- und Gewaltkrimi-
nalitét sind alle in die Hohe geschossen; die
Behandlung von Kranken ist mit hohen per-
sonlichen Kosten verbunden; Migranten
werden zu Siindenbdcken gemacht; Ob-
dachlosigkedit ist tiberall sichtbar. Derweil
ist der Schuldenberg, der durch die Austeri-
tatspolitik angeblich abgebaut werden soll-
te, noch groRer geworden.

Nichts davon ist ohne Proteste geschehen.
Die Beratungen {iber das zweite Hilfspaket
fiir Griechenland wurden von massiven
Protesten und dem Einsatz von Trdnengas
begleitet. Als ein Premierminister versuchte
ein Referendum abzuhalten, wurde er von
Politikern gefeuert, die Vertreter seiner Auf-
passer in der EU waren. Die Demokratie
wurde in Griechenland ausgesetzt und das
Land wurde im Interesse der Glaubiger ge-
fiihrt.

Einerseits kann kein Politiker behaupten, er
kenne nicht die voraussichtlichen Konse-
quenzen solcher Mafnahmen. Dieselben
Mafnahmen hatten dieselben Auswir-
kungen in Afrika in den 80er und 90er
Jahren des letzten Jahrhunderts. Afrika-
nische Volkswirtschaften wurden zerstort,
Millionen von Menschen wurden durch die
Strukturanpassungsprogramme der
Weltbank und des IWF in die Armut ge-

trieben. Andererseits wei§ die Fiihrung Eu-
ropas auch, wie man einer Okonomie hilft
sich zu erholen: Das geschah in Deutsch-
land nach dem Krieg. Mit wesentlich gerin-
gerer (und leichter nachvollziehbarer) Ver-
schuldung als Griechenland wurde
Deutschland ein erheblicher Schuldener-
lass gewdhrt, und die Schuldentilgung wur-
de an das Exportwachstum gekoppelt. Es
funktionierte! (1)

DIGNITX

SOLIDARITX
U»

(Demonstratlon lnAthen 11 Feb 2015) L

Die Behandlung, die Griechenland zuteil
wurde, war nicht auf die Reduzierung der
Schulden ausgerichtet. Es ging darum,
eine anstindige Krise dazu zu nutzen, die
Gesellschaft zu Gunsten des 1 % umzu-
gestalten.

Jetzt gibt es aber eine Chance, das alles
zu andern. Trotz Verteuflung in den Medi-
en ist das Programm von Syriza verniinftig
und human: Reduzierung der Verschuldung,
Anhebung der Lohne, Wiederherstellung
von Gewerkschaftsrechten, Wiederbelebung
des Sozialstaats. Eine solche Politik abzu-
lehnen ist durchaus iiberzogen.

Es gibt nur ein Problem, und das lasst sich
nach Pablo Iglesias, Vorsitzender der Partei
Podemos, die in Spanien in den Umfragen
fiihrt, so beschreiben: Eine Wahl zu

gewinnen bedeutet nicht Macht zu
gewinnen. (2)

,» Was wir vor uns haben, wird nicht einfach
sein. Zuerst miissen wir die Wahlen gewin-
nen — und danach fangen die wahren
Schwierigkeiten an ... Vergesst nicht, dass
die Mdchtigen Wahlergebnisse, die ihnen
nicht gefallen, fast nie akzeptieren.

Damit Syriza wirklich Macht ausiiben kann,
miissen die sozialen Bewegungen, aus de-
nen das Biindnis hervorgegangen ist, eine
entscheidende Rolle spielen. Das ist iiber-
all in Lateinamerika in den letzten 15 Jah-

ren geschehen: Progressive Regierungen
sind von Massenbewegungen einerseits zur
Rechenschaft gezogen und andererseits
stets angetrieben worden. Als Tandem ha-
ben die Massenbewegungen und die politi-
sche Macht Lateinamerika verdndert; Ar-
mut und Ungleichheit wurden verringert.

Das und vieles mehr braucht Griechenland.
Die Regierung wird unter enormen Druck
gesetzt werden, damit sie ihre Wahlverspre-
chen zuriicknimmt. Wenn sie sich weigert,
wird Europas Finanzelite ,,die Wirtschaft
aufschreien lassen“, wie es Richard Nixon
formulierte, als er das Chile Allendes desta-
bilisierte. Die Verteidigung und Entwick-
lung der Demokratie bedarf nicht nur ei-
ner erheblichen Steigerung der Aktivitat
der griechischen Bevélkerung, sondern
auch eines hohen MaRles an Solidaritéit
von ganz Europa.

Mit der Anderung des Namens unserer Or-
ganisation in der letzten Woche wollten wir
die Notwendigkeit einer Verbindung der
Kémpfe fiir Gerechtigkeit im globalen Nor-
den und globalen Siiden deutlich machen.
Im Zeitalter der globalen Superreichen gilt
mehr denn je, dass die meisten Menschen,
egal wo sie leben, gleichsam in einem Boot
sitzen. Es gibt keinen anderen Weg, wenn
die strukturellen Ursachen von Armut und
Ungleichheit tatsachlich angegangen wer-
den sollen.

Genauso wie wir unsere Solidaritdt mit den
Menschen in Afrika, Asien und Lateiname-
rika zeigen, wenn sie mit der riesigen
Macht des Finanzkapitals konfrontiert wer-
den, so zeigen wir auch unsere Solidaritét
mit den Menschen in Griechenland. Grie-
chenland hat eine Flamme entziindet, die
das Potenzial hat, ganz Europa einen Weg
zu weisen, wie der inhumanen Politik, die
unserem Kontinent auferlegt wurde, zu ent-
kommen ist. Wir werden alle dafiir ge-
braucht, diese Flamme am Leben zu er-
halten.

http://www.globaljustice.org.uk/blog/2015/j
an/27/greece-lights-europe

(1)
http://www.theguardian.com/commentisfree/2
013/feb/27/greece-spain-helped-germany-
recover

2
https://www.jacobinmag.com/2015/01/pablo-

iglesias-speech-syriza/
Ubersetzung: coorditrad (Hormazdyar Kut-

ar, Werner Horch)

http://sandimgetriebe.attac.at/10366.html

Liste von friheren SiG-Artikeln zu Griechenland
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Fihrende Mitglieder von deutschen Gewerkschaften, Attac-Mitglieder und andere:
Griechenland nach der Wahl -
Keine Gefahr, sondern eine Chance fiir Europa

Der politische Erdrutsch in Griechenland ist
eine Chance nicht nur fiir dieses krisenge-
schiittelte Land, sondern auch dafiir, die
Wirtschafts- und Sezialpolitik der EU
grundsaitzlich zu tiberdenken und zu kor-
rigieren.

Wir unterstreichen erneut die von Seiten der
Gewerkschaften in den zuriickliegenden
Jahren vielfach geduflerte Kritik: Die ent-
scheidenden Bedingungen, unter denen die
finanziellen Hilfen fiir Griechenland ge-
wahrt werden, hatten von Anfang an nicht
die Bezeichnung »Reform« verdient. Die
Milliarden, die nach Griechenland geflos-
sen sind, wurden vor allem fiir die Stabili-
sierung des Finanzsektors verwendet.
Gleichzeitig wurde das Land mit einer bru-
talen Kiirzungspolitik in die tiefste Rezes-
sion und damit zugleich in die hochste
Staatsverschuldung der gesamten EU ge-
trieben.

Die Folge ist eine soziale und humanitare
Krise ohne Beispiel in Europa: Ein Drittel
der Bevolkerung lebt in Armut, soziale Ab-
sicherungen wurden massiv geschwécht,
der Mindestlohn um 22% gesenkt, das Ta-
rifvertragssystem und andere Schutzrechte
fiir noch Beschéftigte demontiert, und aus-
gerechnet die unteren Einkommensgruppen
wurden zusétzlich steuerlich belastet. Die
Arbeitslosigkeit liegt jetzt bei 27%, unter
Jugendlichen sogar bei iiber 50%. Vielen
Menschen fehlen ausreichende Mittel fiir
Nahrung, Strom, Heizung und Wohnung.
Ein groRer Teil der Bevolkerung hat keine
Krankenversicherung mehr und bekommt
nur noch in Notfillen Zugang zu arztlicher
Versorgung. Das Wahlergebnis ist ein ver-
nichtendes Urteil {iber diese verfehlte
Politik.

Mit Reformen, die an den tatséchlichen
Problemen Griechenlands ansetzen, hatte
all dies nichts zu tun. Keines der strukturel-
len Probleme des Landes wurde gelost, es
wurden aber zusétzliche geschaffen. Es war
eine Politik des Abbaus, nicht des Auf-
baus. Wirkliche Strukturreformen, die die-
sen Namen verdienen, bahnen Wege zu
neuen wirtschaftlichen Entwicklungsmog-
lichkeiten des Landes, anstatt eine hochqua-
lifizierte junge Generation ins Ausland zu
vertreiben. Wirkliche Strukturreformen ma-
chen ernst mit der Bekdmpfung von Steuer-
hinterziehung und Steuerflucht. Wirkliche
Strukturreformen bekdmpfen Klientel-
politik und Korruption bei 6ffentlichen Auf-
tragen.

Die neue griechische Regierung ist heraus-
gefordert, ihre eigenen Wiederaufbau- und
Entwicklungsprojekte vorzulegen, die Teil
eines »Europdischen Investitionsplanes«

werden miissen, wie er seit langem von den
Gewerkschaften gefordert wird, und die
Voraussetzungen dafiir zu schaffen, dass
derartige Projekte Friichte tragen kénnen.

Mit der neuen griechischen Regierung
muss ernsthaft und ohne Erpressungs-
versuche verhandelt werden, um dem
Land eine wirtschaftliche und soziale Per-
spektive jenseits der gescheiterten Austeri-
tatspolitik zu er6ffnen. Dies gilt insbeson-
dere fiir die mit der bisherigen, jetzt abge-
wihlten Regierung vereinbarten zerstéreri-
schen Auflagen, unter denen die internatio-
nalen Kredite bislang gewéahrt wurden. Eu-
ropa darf nicht auf der Fortsetzung einer
Politik zu Lasten der Bevolkerung behar-
ren, die von der Mehrheit der Wahlerinnen
und Wahler unmissverstindlich abgelehnt
wird. Ein »Weiter so« darf es nicht geben!

Die Abwabhl der fiir die bisherige Politik in
Griechenland Verantwortlichen ist eine de-
mokratische Entscheidung, die auf euro-
pdischer Ebene respektiert werden muss.
Die neue Regierung braucht eine faire
Chance. Wer jetzt die Fortsetzung des bis-
herigen, so genannten Reformkurses ver-
langt, spricht faktisch der griechischen Be-
volkerung das Recht auf eine demokratisch
legitimierte Neuorientierung der Politik in
ihrem Land ab. Und wenn hinzugefiigt
wird, eine solche Neuorientierung sei allen-
falls moglich, wenn Griechenland aus der
Europdischen Wahrungsunion ausscheide,
werden die europdischen Institutionen fiir
unvereinbar mit demokratischen Entschei-
dungen in den Mitgliedslédndern erklért. So
erhalten die erstarkenden nationalistischen
Stromungen in Europa zusétzlichen
Riickenwind.

Die vielfach beklagten, doch immer noch
nicht iiberwundenen demokratischen Legiti-
mationsdefizite auf europdischer Ebene
diirfen nicht zusétzlich durch die Einschrén-
kung der Demokratie in den Mitgliedslan-
dern zementiert werden. Vielmehr muss,
wie viele von uns 2012 in dem Aufruf »Eu-
ropa neu begriinden« hervorgehoben haben,
die Demokratie auf EU-Ebene gestarkt wer-
den, wenn dem européischen Projekt neue
Glaubwiirdigkeit gegeben werden soll. Das
europdische Projekt wird nicht durch Spar-
diktate gestarkt, sondern nur durch die de-
mokratische Initiative von unten fiir wirt-
schaftlichen Wiederaufbau und mehr sozia-
le Gerechtigkeit.

Diese Initiative muss jetzt im Interesse der
Menschen in Griechenland unterstiitzt wer-
den. Sie gibt zugleich neue Anst6Re fiir
einen politischen Kurswechsel in Europa.

Der politische Umbruch in Griechenland
muss zu einer Chance fiir ein demokrati-
sches und soziales Europa gemacht wer-
den!

Erstunterzeichnende

Reiner Hoffmann, DGB;

Frank Bsirske, ver.di

Robert Feiger, IG BAU;

Alexander Kirchner, EVG

Michaela Rosenberger, NGG;

Marlis Tepe, GEW

Michael Vassiliadis, IG BCE;

Detlef Wetzel, IG Metall

Prof. EImar Altvater,Sozialwissenschaftler
Prof. Brigitte Aulenbacher, Sozialwissen-
schaftlerin

Klaus Barthel, MdB, SPD, AfA-Vorsitzender
Christiane Benner, IG Metall

Prof. Hans-Jiirgen Bieling, Sozialwissenschaftler
Dr. Reinhard Bispinck, Sozialwissenschaftler
Prof. Gerhard Bosch, Sozialwissenschaftler
Prof. Ulrich Brand,Sozialwissenschaftler
Prof. Christine Briickner, Erziehungswissen-
schaftlerin

Dr. Udo Bullmann, MdEP, SPD;

Annelie Buntenbach, DGB

Prof. Dr. Frank Deppe, Sozialwissenschaftler
Prof. Klaus Dérre, Sozialwissenschaftler
Prof. Trevor Evans, Wirtschaftswissenschaft-
ler

Jens Geier, MdEP, SPD;

Thomas Héandel, MdEP, Die Linke

Elke Hannack, DGB

Prof. Arne Heise, Wirtschaftswissenschaftler
Prof. Rudolf Hickel, Wirtschaftswissenschaftler
Olivier Hobel, IG Metall;

Jorg Hofmann, IG Metall

Institut Solidarische Moderne, Vorstand

Dr. Andreas Keller, GEW;

Jirgen Kerner, IG Metall

Cansel Kiziltepe, MdB, SPD;

Stefan Korzell, DGB

Dr. Steffen Lehndorff, Sozialwissenschaftler
Wolfgang Lemb, IG Metall

Prof. Birgit Mahnkopf, Sozialwissenschaftlerin
Lisa Paus, MdB, Biindnis 90/Die Griinen
Prof. Thomas Sauer, Wirtschaftswissenschaftler
Dr. Wolfgang Schéafer-Klug, Gesamtbetriebs-
rats-Vorsitzender

Armin Schild, IG Metall, Mitglied des SPD-
Parteivorstands

Prof. Mechthild Schrooten, Wirtschaftswis-
senschaftlerin

Dr. Thorsten Schulten, Sozialwissenschaftler
Irene Schulz, IG Metall

Prof. Michael Schumann, Sozialwissenschaftler
Ralf Stegner, SPD, stv. Vorsitzender;

Jutta Steinruck, MdEP, SPD

Prof. Olaf Struck, Sozialwissenschaftler

Dr. Axel Troost, MdB, Die Linke

Dr. Hans Jiirgen Urban, IG Metall;

Prof. Frieder Otto Wolf, Philosoph

Prof. Karl Georg Zinn, Wirtschaftswissen-
schaftler

Roman Zitzelsberger, IG Metall

http://www.europa-neu-begruenden.de/ (Die Erklarung kann unterschrieben werden!)
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Das Wahlprogramm von Syriza

vorgestellt auf der Internationalen Messe in Thessaloniki am 15. September 2014 von

Alexis Tsipras

DER KONTEXT DER VERHANDLUNGEN

Wir verlangen sofortige Parlamentswahlen und ein starkes
Verhandlungsmandat mit dem Ziel, Folgendes zu vereinbaren:

o Streichung des groBeren Teils des nominellen Werts der
offentlichen Schulden auf einer europdischen
Schuldenkonferenz, damit sie tragbar sind. So wie es fiir
Deutschland 1953 mdglich war, ist es auch fiir die

siideuropdischen Lander einschlieBlich Griechenlands maglich.

o Einbeziehung einer ,Wachstumsklausel” in die Riickzahlung
derverbleibenden Schulden, sodass sie entsprechend der
Wachstumsrate und nicht mit Haushaltsmitteln getilgt
werden.

o eine ausreichende ,,Schonfrist” (Moratorium) fiir die
Schuldentilgung, damit Mittel fiir Wachstum zur Verfiigung
stehen.

e Ausnehmen 6ffentlicher Investitionen von den
Beschrankungen des Stabilitats- und Wachstumspakts.

o cinen europdischen New Deal fiir 6ffentliche Investitionen,
finanziert von der Europdischen Investitionsbank.

o . Geldpolitik der leichten Hand" (quantitative easing) seitens
der Europdischen Zentralbank durch direkten Ankauf von
Staatsanleihen.

o SchlieBlich erkldren wir erneut, dass die Frage der von den
Nazis der Bank von Griechenland abgepressten Zwangsanleihe
fiir uns nicht geldst ist. Das ist unseren Partnern bekannt und
wird vom Tag unseres Regierungsantritts an die offizielle
Position unseres Landes sein.

Auf Grundlage dieses Plans werden wir eine sozial vertragliche
Losung fiir das griechische Schuldenproblem erkampfen und
absichern, sodass unser Land in der Lage ist, die verbleibenden
Schulden aus dem neugeschaffenen Reichtum und nicht aus dem
Primariberschuss zu bedienen, wodurch der Gesellschaft
Einkommen entzogen wiirde.

Mit diesem Plan werden wir mit Sicherheit fiir eine

Erholung und einen erfolgreichen Wiederaufbau unseres

Landes sorgen kénnen:

o Die dffentlichen Investitionen werden umgehend um
mindestens 4 Milliarden € erhoht.

o Dasvom Memorandum verursachte Unrecht wird allmahlich
beseitigt.

o Lohne und Pensionen werden allmahlich wieder angehoben,
sodass Konsum und Nachfrage gestarkt werden.

o Kleine und mittelgroRe Unternehmen bekommen Anreize zur
Schaffung von Arbeitsplatzen und die Energiekosten der
Industrie werden im Austausch gegen Beschéftigung und
Umweltschutz subventioniert.

o Wirwerden in Bildung, Forschung und neue Technologien
investieren, um die vielen jungen Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler zuriickzuholen, die in den letzten Jahren
emigriert sind.

o Wirwerden den Wohlfahrtsstaat wieder aufbauen, das Recht
wiederherstellen und einen leistungsorienterten Staat
schaffen.

Wir sind bereit zu verhandeln und wir arbeiten daran, das
breitestmogliche Biindnis in Europa zu schaffen.

Die gegenwdrtige Regierung Samaras ist wieder einmal bereit, die
Beschliisse der Gldubiger zu akzeptieren. Das einzige Biindnis, um
das sie sich sorgt, ist das mit der deutschen Regierung.

Dies unterscheidet uns und das ist schlieBlich die Alternative:
europdische Verhandlungen durch eine Syriza-Regierung oder
Anerkennung der Auflagen der Glaubiger fiir Griechenland durch
die Regierung Samaras.

Verhandlungen oder keine Verhandlungen.

Wachstum oder Austeritat.

Syriza oder Nea Dimokratia.

Was wird in der Zeit bis zum Abschluss der Verhandlungen
passieren?

Mit Syriza fiir einen Wiederaufbauplan fiir die griechische
Gesellschaft

Wir Gbernehmen die Verantwortung und legen uns
dementsprechend gegeniiber der griechischen Bevilkerung
auf einen nationalen Wiederaufbauplan fest, der das
Memorandum sofort nach unserem Regierungsantritt
ersetzen wird, noch vor den Verhandlungen und
unabhangig von ihrem Ergebnis.

Der nationale Wiederaufbauplan beruht auf vier Grundpfeilern
und zielt darauf ab, den sozialen und wirtschaftlichen Zerfall
umzukehren, die Wirtschaft wieder aufzubauen und die Krise zu
iberwinden.

DIE VIER PFEILER DES NATIONALEN WIEDERAUFBAUPLANS

1. Die humanitare Krise bekampfen
2. Die Wirtschaft wieder ankurbeln und Steuergerechtigkeit schaffen
3. Beschaftigungsforderung
4. Umwandlung des politischen Systems zur Starkung der Demokratie
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Erster Pfeiler: die humanitare Krise bekampfen

Geschétzte Gesamtkosten: 1,882 Milliarden €

Unser Programm zur sofortigen Bekampfung der humanitéren
Krise mit geschatzten Kosten von ca. 2 Milliarden € beinhaltet ein
umfassendes Netz von SofortmaBnahmen mit dem Ziel, einen
Schutzschild fiir die verletzlichsten sozialen Gruppen zu errichten.

o Kostenlose Elektrizitdt fiir 300000 Haushalte unterhalb der
Armutsgrenze im Umfang von 300 kWh pro Monat und
Familie; das sind 3600 kwh pro Jahr.

Gesamtkosten: 59,4 Millionen £.

e Essenszuschiisse fiir 300000 einkommenslose Familien. Die
Umsetzung wird mit Hilfe einer 6ffentlichen
Koordinierungsstelle in Zusammenarbeit mit drtlichen

Behdrden, der Kirche und Solidaritdtsorganisationen erfolgen.

Gesamtkosten: 756 Millionen €.

o Wohnraumgarantie. Das Ziel ist, zundchst 30000
Wohnungen (30, 50 und 70 m?) bereitzustellen mit einer

subventionierten Miete von 3 €/m2.
Gesamtkosten: 54 Millionen €.

o Wiedereinfiihrung der Auszahlung von Weihnachtsgeld
als 13. Rentenzahlung an 1262920 Rentnerinnen und Rentner
mit einer Rente von bis zu 700 £.

Gesamtkosten: 543,06 Millionen £.

o Kostenlose medizinische und Arzneimittelversorgung fiir
unversicherte Arbeitslose.
Gesamtkosten: 350 Millionen €.

o Sonderfahrscheine fiir den 6ffentlichen
Personenverkehr fiir Langzeitarbeitslose und unterhalb der
Armutsgrenze lebende Menschen.

Gesamtkosten: 120 Millionen £€.

e Riicknahme der Erhohung der Steuern auf Heizél und
Dieselkraftstoff, wodurch der Preis fiir Heizdl von derzeit
1,20 € auf 0,90 € pro Liter zuriickgefiihrt wird.

Dadurch sind Einnahmen zu erwarten.

Zweiter Pfeiler: die Wirtschaft wieder ankurbeln und Steuergerechtigkeit schaffen

Geschdtzte Gesamtkosten: 6,5 Milliarden €
Geschatzte Einnahmen: 3 Milliarden €

Der zweite Pfeiler besteht aus MaBnahmen zur Ankurbelung der
Wirtschaft. Die Prioritat liegt auf dem Abbau der Steuerbelastung
der Realwirtschaft, der finanziellen Entlastung der Biirgerinnen
und Biirger, der Erzeugung von Liquiditdt und der Steigerung der
Nachfrage.

Die {ibermdRige Belastung des Mittelstands sowie derer, die sich
der Besteuerung nicht entziehen kdnnen, hat einen groRen Teil
der Biirgerinnen und Biirger in eine Lage gebracht, die
unmittelbar ihre Beschaftigung geféhrdet sowie ihr Eigentum,
wie gering es auch sein mag, ja sogar ihre physische Existenz, was
die noch nie da gewesene Zahl von Selbstmorden belegt.

Erfiillung der finanziellen Verpflichtungen gegeniiber Staat
und Sozialversicherung in 84 Raten.
Geschdtzte Einnahmen: 3 Milliarden €

Die Zahlung der Summen, die wir jahrlich eintreiben wollen
(zwischen 5% und 15% der Gesamtschulden), wird durch folgende
MaBnahmen erleichtert:

1. sofortige Einstellung der Strafverfolgung sowie der
Beschlagnahme von Bankguthaben, Erstwohnungen, Lohnen usw.
und Ausgabe von Zertifikaten fiir die Regelung der Steuerschuld
an alle, die unter die Abzahlungsregelung fallen.

2. eine zwolFmonatige Aussetzung von Strafverfolgung und
ZwangsmafBnahmen bei Schuldnerinnen und Schuldnern, die
wegen nachweislich fehlenden Einkommens unter die
Abzahlungsregelung fallen.

3. Riicknahme der verfassungswidrigen Definition nicht erfiillter
finanzieller Verpflichtungen gegeniiber dem Staat als Vergehen
(in Flagranti delicto).

4. Abschaffung der obligatorischen Anzahlung von 50 % der
ausstehenden Schulden als Vorbedingung fiir eine gerichtliche
Anhdrung. Die Anzahlung soll von einer Richterin/einem Richter
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festgelegt werden. Sie wird zwischen 10 % und 20 % betragen, je
nach den finanziellen Mdglichkeiten der Schuldnerin/des
Schuldners.

Sofortige Abschaffung der bestehenden einheitlichen
Immobilienbesitzsteuer (ENFIA). Einfiihrung einer Steuer
auf groBe Immobilien. Sofortige Absenkung der
Grundsteuersatze pro m2.

Geschétzte Kosten: 2 Milliarden €

Es wird einen progressiven Steuertarif mit hohem Freibetrag
geben. Mit Ausnahme von Luxusimmobilien wird keine Steuer auf
Erstwohnungen erhoben. Ausgenommen sind auch kleine und
mittelgroe Wohnungen.

Wiedereinfiihrung des Freibetrags von 12 000 € bei der
Einkommensteuer. Erhhung der Anzahl der Steuerklassen
zur Gewdhrleistung der Steuerprogression.

Geschdtzte Kosten: 1,5 Milliarden €

ErmaBigung der Schulden von Personen und Unternehmen
durch die Umstrukturierung nicht bedienbarer Schulden
(,red loans").

Diese neue entlastende Gesetzgebung schlieBt ein: fallweise die
partielle Abschreibung von Schulden von Personen, die sich jetzt
unterhalb der Armutsgrenze befinden, sowie die Neubewertung
ausstehender Forderungen nach dem Grundsatz, dass die Gesamt-
verpflichtung gegeniiber Banken, Staat und Sozialversicherung
ein Drittel des Schuldnereinkommens nicht dbersteigen darf.

o Fiir den Umgang mit Privatschulden wird eine 6ffentliche
Vermittlungsstelle eingerichtet, nicht als ,Bad Bank”, sondern
als eine Institution, die einerseits {iberfallige Zahlungen an
Banken behandelt und andererseits als Bankenaufsicht
fungiert, die die Einhaltung der getroffenen Vereinbarungen
iberwacht.




¢ Inden nachsten Tagen wird Syriza einen Gesetzentwurf
vorlegen, der das dauerhafte Verbot der Zwangsrdumungen
von Erstwohnungen im Wert von unter 300000 € zum Ziel hat.

o Der Gesetzentwurf schlieBt das Verbot ein, Schuldtitel und
Anspriiche auf Grundstiicke zu verkaufen oder abzutreten, um
damit Kredite an Finanzunternehmen auBerhalb des

Bankensektors abzusichern.

e Wirgriinden eine 6ffentliche Entwicklungsbank sowie weitere
Spezialbanken. Startkapital: 1 Milliarde £€.

o Das Mindesteinkommen wird wieder auf 751 € angehoben.
Kosten: 0 €.

Dritter Pfeiler: nationaler Plan zur Beschdftigungsforderung

Geschatzte Kosten: 3 Milliarden €

Ein Nettozuwachs von 300000 Arbeitspldtzen in allen Bereichen
der Volkswirtschaft - dem privaten, dem 6ffentlichen und dem
sozialen - ist die zu erwartende Folge unseres Zweijahresplans zur
Beschaftigungsfarderung. Ein solcher Plan ist unentbehrlich
dafiir, Langzeitarbeitslosen, besonders denjenigen {iber 55 Jahre,
sowie jungen Arbeitslosen, an denen sonst das wirtschaftliche
Wachstum weitgehend vorbeigehen wiirde, Arbeit zu verschaffen.
AuBerdem kommen dank der dadurch entstehenden Einnahmen
mehr Menschen in den Genuss der Arbeitslosenversicherung.

o Wiederherstellung des Arbeitsrechts, das von den
Memorandumsregierungen stark beschnitten wurde.

o Wiederinkraftsetzung von Tarifvertragen und der
sogenannten Nachwirkung von Tarifvertragen sowie des
Schlichtungsverfahrens.

o Abschaffung aller Regelungen, die massive und
ungerechtfertigte Entlassungen oder den Verleih von
Beschaftigten erlauben. Keine Kosten.

e Schaffung von 300000 neuen Arbeitsplitzen. Geschdtzte
Kosten im ersten Jahr: 3 Milliarden €.

Vierter Pfeiler: Umwandlung des politischen Systems zur Starkung der Demokratie

Geschatzte Kosten: 0 €

Vom ersten Jahr der Syriza-Regierung an treiben wir den Prozess
derinstitutionellen und demokratischen Erneuerung des Staates
voran. Wir starken die Institutionen der reprasentativen
Demokratie und wir fiihren Elemente der direkten Demokratie
ein.

1. Regionale Staatsorgane. Verbesserung der Transparenz, Steige-
rung der wirtschaftlichen Selbstandigkeit und der Wirksamkeit
von Gemeinden und Regionen. Wir stirken Elemente der direkten
Demokratie und fiihren neue ein.

2. Stdrkung der demokratischen Teilhabe der Biirgerinnen und
Biirger. Einfiihrung neuer Institutionen wie Gesetzesinitiativrecht

der Biirgerinnen und Biirger, Biirgerveto und Initiativrecht fir Re-

ferenden.

3. Starkung der Parlamentsrechte, Einschrankung der Immunitat
und Aufhebung des rechtlichen Sonderstatus, der Abgeordnete
vor Strafverfolgung schiitzt.

4. Regulierung der Radio- und Fernsehlandschaft, indem darauf
geachtet wird, dass alle gesetzlichen Bestimmungen und die
finanziellen, steuerlichen und die Sozialversicherung
betreffenden Bestimmungen eingehalten werden.
Wiedererrichtung des 6ffentlichen Rundfunk- und Fernsehsenders
ERT, ohne dass dadurch Kosten entstehen.

Geschdtzte Kosten fiir die Durchfiihrung des nicht
verhandelbaren Sofortprogramms zur Neugestaltung der
Gesellschaft

Wir haben die Gesamtkosten des Sofortprogramms zur
Bekdmpfung der humanitdren Krise sowie die Belastung der
Staatsfinanzen durch die Abschaffung GibermaRiger Steuern

Geschatzte Gesamtkosten: 11,382 MILLIARDEN €

berechnet. Sie werden in vollem Umfang wie folgt gedeckt:

1. an erster Stelle durch MaBnahmen und Verfahren zur
Abwicklung und Tilgung. Wir planen mindestens 20 Milliarden €
der AuBenstdnde von insgesamt 68 Milliarden € innerhalb von
sieben Jahren einzunehmen. Das wiirde den dffentlichen
Haushalten ca. 3 Milliarden € zufiihren.

2. durch entschiedene Verfolgung der Steuerhinterziehung und
des Schmuggels (zum Beispiel von Kraftstoff und Zigaretten), was
Entschlossenheit und den politischen Willen erfordert, sich mit
den Oligarchen anzulegen.

3. Das Startkapital der 6ffentlichen Vermittlungsstellen und die
Kosten fiir die Griindung der 6ffentlichen Entwicklungsbank und
weiterer Spezialanken (insgesamt 3 Milliarden €) finanzieren wir
aus dem ,Finanzpolster” in Hohe von ca. 11 Milliarden € des
Hellenischen Finanzstabilitatsfonds fiir das Bankensystem.

4. Der Beschaftigungsplan kostet 5 Milliarden €, 3 Milliarden €
davon im ersten Jahr. Wahrend des ersten Jahres werden die
Kosten wie folgt finanziert: 1 Milliarde € aus dem
»Briickenprojekt” des strategischen nationalen
Aufgabenrahmenplans fiir die Jahre 2007 bis 2013, 1,5 Milliarden
€ aus dem entsprechenden Topf fiir die Jahre 2014 bis 2020 und
500 Millionen € aus speziellen europdischen Instrumenten zur
Beschaftigungsforderung.

Angesichts der riesigen Anstrengungen, die fiir die Sicherstellung
der Rentenzahlungen notig sind, wird unsere Regierung, statt
offentliches Eigentum zu verschleudern, einen Teil davon auf die
Sozialversicherungen dbertragen.

Das ist das Minimum an MaRnahmen, die unternommen werden
miissen, um die katastrophalen Folgen der Privatisierung der
Rentenfonds zu kompensieren und das friihere Rentenniveau
allmahlich wiederherzustellen.

Geschdtzte Gesamteinnahmen: 12 MILLIARDEN £

http://www.transform-network.net/de/fokus/ariechenland-entscheidet/news/detail/Programm/what-the-syriza-government-will-do.html

40 Forderungen von Syriza, 2012: hup:/sandimgetriebe.attac.a/10124.html
Alexis Tsipras: das Europa, das wir wollen (6.Januar 2014): http:/sandimgetriebe.attac.at/10813.html
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Alexis Tsipras an Deutschland
Was Ilhnen bisher nie uiber Griechenland gesagt wurde

In einem offenen Brief an das “Handelsblatt” am 13. Januar wendet sich Tsipras an die Deutschen.

(...) Die Wahrheit ist, dass die Staatsschul-
den Griechenlands nicht zuriickgezahlt wer-
den konnen, solange die griechische Volks-
wirtschaft standigen fiskalischen Ertrén-
kungsversuchen ausgesetzt ist (fiscal wa-
terboarding). Das Beharren auf diese aus-
weglose und menschenverachtende Politik
und das Leugnen mathematischer Tatsachen
kostet den deutschen Steuerzahler Unmen-
gen an Geld und das griechische Volk seine
Wiirde. Und fiihrt, noch viel schlimmer,
dazu, dass sich Griechen gegen Deutsche
und Deutsche gegen Griechen wenden und
so dem Ideal eines demokratischen und ge-
einten Europa tiefe Schaden zufiigen.

Deutschland, und vor allem die hart arbei-
tenden deutschen Steuerzahler haben von
einer SYRIZA-Regierung nicht das ge-
ringste zu befiirchten. Ganz im Gegenteil.
Unser Ziel ist es nicht, auf Konfrontation
mit unseren Partnern zu gehen, noch mehr
Kredite oder einen Freibrief fiir neue Defi-
zite zu erhalten. Unsere Ziele sind die Sta-
bilisierung des Landes, das Erreichen eines

ausgeglichenen Primérhaushaltes und die
Beendigung dieses Aderlasses, den deut-
sche und griechische Steuerzahler dank die-
ser absolut unangemessenen Kreditverein-
barung iiber sich haben ergehen lassen miis-
sen. Wir fordern ein Ende des ,,Extend and
Pretend“~Dogmas, und zwar nicht zu Las-
ten der Biirger Deutschlands, sondern zu
unser aller Vorteil.

Liebe Leser, ich weil}, dass hinter der For-
derung nach genauester Durchsetzung des-
sen, was vereinbart wurde, die Befiirchtung
steht, die Griechen kénnten, wenn man es
ihnen erlaube, einfach weitermachen wie
bisher. Ich habe groRes Verstandnis fiir die-
se Sorge, aber mdchte klarstellen, dass es
nicht SYRIZA war, die dieses System der
Kleptokratie geschaffen hat, sondern eben
jene, die heute allzu sehr auf die Einhaltung
des Vereinbarten und die Fortfiihrung des
Reformprogramms pochen. Selbstverstand-
lich nur, wenn dabei nicht ihre eigenen Pri-
vilegien in Gefahr geraten. Wir sind bereit
und willens, weitreichende Reform zusam-

men mit unseren Europdischen Partnern mit
dem Mandat unserer Wahler einzufiihren.

Unser Ziel ist ein Europdischer New Deal,
bei welchem unsere Biirger atmen, etwas
neu aufbauen und in Wiirde leben kénnen.

http://www.transform-
network.net/de/fokus/griechenland-
entscheidet/news/detail/Programm/-9aff1e6a87.html

.- |

Tsipras, Oktober 2014: "It is important to note that our work doesn't just end with abolishing austerity.

Our mission is not simply to carry out the unfinished work of post-war social democracy, but rather to enable the radical
transformation of society across Europe, based on socialism and democracy. This is our goal as we seek to form new social
alliances that will unite the working and middle classes, the unemployed, the most disadvantaged members of society,
intellectuals, and social movements, around a common struggle: the struggle to liberate society from the effects of cutthroat
profiteering, and to foster social justice and democracy, an economy that will focus on people’s needs, and a welfare state
that ensures education, health, and dignity for all.

To call a halt to the ‘free-market’ policies responsible for miring Europe in the economic crisis, the European left must have
a feasible and realistic political strategy, in addition to a unifying vision — these go together."

http://www.transform-network.net/de/zeitschrift/jahrbuch-2015/news/detail/Journal/test.html, erscheint demndchst auf Deutsch

Alexis Tsipras:

Regierungserklarung am 8.Februar 2015

Film: Wer Rettet Wen?
Die Krise als Geschiftsmodell
auf Kosten von Demokratie und sozialer Sicherheit
Ubersicht der Vorfiihrungen:
http://www.whos-saving-whom.org/index.php/de/

Rede vor der parlamentarischen Fraktion von SYRIZA
am 17.Februar 2015

http://wp.europa-neu-begruenden.de/links-2/
Pressekonferenz mit Alexis Tsipras am 27.9.2012
,Die Troika-Medizin totet Griechenland*
https://www.youtube.com/watch?v=X8u0bVQGbi8#t=12

Interview mit dem griechischen Gesundheitsminister
Panagiotis Kouroumplis, 6.Februar 2015
» Wir wollen kein Mitleid, wir wollen eine Losung, die
allen Seiten passt. “

http://www.zeit.de/politik/ausland/2015-02/griechenland-
gesundheitsminister-blind-panagiotis-kouroumplis

Ein umfassendes Bild iiber die Reform-Agenda der Tsipras-
Regierung bietet das non-paper, das Varoufakis am 11.
Februar in Briissel vorgelegt hat. Dieses Konzept wurde in
englischer Fassung in “Efimerida ton syntakton”
zuganglich gemacht,
http://www.efsyn.gr/sites/efsyn.gr/files/wysiwyg/nonpaper-greek-1102.pdf
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Yanis Varoufakis

Der globale Minotaurus

Yanis Varoufakis

DER GLOBALE
MINOTAURUS

Amerika und die Zukundt

der Weltwirtschaft

i

Uber die Finanzkrise selbst und fehlende
Lésungen dazu sind zahlreiche Publikatio-
nen erschienen. Yanis Varoufakis aber hin-
terfragt, wer letztlich die Schuld fiir die Fi-
nanzkrise trégt." Indira Gurbaxani, Stid-
deutsche Zeitung

"In verstéindlicher Sprache, die Makro6ko-
nomie fest im Blick und unterm Sattel die
Biicher des John Maynard Keynes, macht
Varoufakis sich ans Werk. (...) Ein kluger
Befund zur Lage."

Christiane Miiller-Lobeck, taz

"Die Schuld an der aktuellen Krise sieht
Varoufakis vor allem bei US-amerikani-
schen Banken. Um die Finanzkrise in den
USA zu iiberwinden, habe das Land die
Kosten auf den Rest der Welt abgewiilzt,
auch auf Europa, schreibt der Finanzminis-
ter in seinem Buch 'Der Globale Minotau-
rus""

Einige Internet-Seiten

Eine Reihe von Internet-Seiten, die nicht unbedingt dem
Mainstream entsprechen, schaffen es, in kurzen Abstéinden zu

informieren, hier eine kleine Auswahl:

http://www.stokokkino.gr/index_en.php (Griechischer
Radiosender, Webseite mit internationalem Teil)

https://griechenlandsoli.wordpress.com/ (Vernetzung

deutschprachiger Solidaritdtsgruppen)

http://www.nachdenkseiten.de/?cat=19) (Hinweise des Tages,
Presseschau und viele weitere Informationen)

http://www.transform-network.net/focus/greece-

decides.html

http://wp.europa-neu-begruenden.de/links-2/
cadtm.org/Debt-of-the-Northern-countries,613?lang=en

http://blockupy-goes-athens.tumblr.com/
Nachdenkseiten (Artikelauswahl iiber Griechenland)

troika-Watch

http://syriza-fr.org (franzosische Seite)
http://www.thepressproject.net/
http://stuttmann.de/karikatur.php?l=int

Stefan Wolff, Deutschlandfunk (30.1.2015)

"Anstatt beim Thema Wachstum blol§ auf
private Investoren zu setzen und, wie es mit
iiberschaubarem Ergebnis derzeit ge-
schieht, wieder und wieder Geld in Rich-
tung Bankensektor zu leiten, fordert Varouf-
akis in seinem Buch einen entschiedenen
Einsatz der europdischen Institutionen."
Christiane Miiller-Lobeck, taz (30.1.2015)

"Nur wenige wirtschaftswissenschaftliche
Biicher sind so eloquent, bissig und ver-
sténdlich geschrieben wie 'Der globale Mi-
notaurus'. Auf knapp 300 Seiten prdsentiert
Varoufakis eine bemerkenswerte Interpreta-
tion globaler Finanzkrisen. Er geht zurtick
auf den Schwarzen Freitag von 1929, zeigt
im Detail, wie die USA mit dem Bretton-
Woods-System die weltweiten Einkommens-
unterschiede fiir sich nutzten, und er bietet
mit dem "Uberschussrecycling' eine erste
Losung."”

Mirko Smiljanic, Deutschlandfunk
(2.2.2015)

Webseite vom Finanzminister Yanis
Varoufakis: http://yanisvaroufakis.eu/

Vorspann zum Buch
,Der Globale Minotaurus®

Die Metapher vom Globalen Minotaurus
(1) kam mir wahrend endloser Gesprache
mit Joseph Halevi {iber das, was die Welt
nach den Wirtschaftskrisen der 1970 er-Jah-
re bewegte. Unser Austausch war intensiv,
regelméafBig und anregend. Er erstreckte sich
tiber zwei Jahrzehnte, bei Begegnungen in

Australien und Europa, von Angesicht zu
Angesicht, per E-Mail, in allen moglichen
Medien und Stimmungen. Und dabei kris-
tallisierte sich allméhlich eine kohérente
Sicht des Weltwirtschaftssystems heraus,
in der die amerikanischen Defizite eine
zentrale und auf paradoxe Weise beherr-
schende Rolle spielten.

An die Offentlichkeit gelangte diese Sicht
erstmals 2003 in einem Artikel in Monthly
Review mit dem Titel »Der Globale Mino-
taurus«. Darin prasentierten Joseph und ich
die Arbeitshypothese, das definierende
Merkmal der Weltwirtschaft sei die Umkeh-
rung der Strome bei den Handels- und Ka-
pitaliiberschiissen zwischen den Vereinigten
Staaten und dem Rest der Welt. Zum ersten
Mal in der Weltgeschichte starkte der Hege-
mon seine Hegemonie dadurch, dass er ab-
sichtlich seine Defizite vergroflerte, nach-
dem er seine globale Uberschussposition
verloren hatte. Der Trick dabei war, zu ver-
stehen, wie Amerika das anstellte und auf
welche tragische Weise der Erfolg dieser
Strategie dem Finanzkapitalismus den
Weg bereitete, der die amerikanische Vor-
herrschaft starkte und zugleich die Saat zu
ihrem moglichen Ende legte. Es wurde eine
interessante Geschichte, die offenbar gut zu
dem passte, was viele ganz unterschiedliche
Menschen iiber unsere schone globale Welt
dachten. Und als dann der Crash von 2008
kam, klang unsere Geschichte noch ein-
leuchtender — zumindest fiir uns.

(1) Die griechische Mythologie beschreibt
ihn als schreckliche Kreatur - zur Hélfte
Mensch, zur Hilfte Stier, SiG-Red.

(RS YR

TR VI I TR T I

Demonstrationen u.a. in Rom, in Paris , in Berlin am 15.Februar
Solidarititsaktionen vor und nach den Wahlen am 25.Jan: Ubersicht
in der SiG-Werkstatt fiir Nr.114,
http://www.attac.de/bildungsangebot/sig/startseite/
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http://stuttmann.de/karikatur.php?l=int
http://www.thepressproject.net/
http://www.nachdenkseiten.de/?cat=19
http://www.attac.de/bildungsangebot/sig/startseite/
https://griechenlandsoli.wordpress.com/2015/02/13/berlin-demo-gegen-die-eu-spardiktate-am-15-feb/
https://france.attac.org/agenda/article/rassemblement-de-solidarite-avec
http://www.stokokkino.gr/details_en.php?id=1000000000004501/Rally-in-Rome-on-Saturday-to-express-support-to-Greece
http://www.greekcrisis.fr/
http://syriza-fr.org/
http://www.troikawatch.net/5th-newsletter-of-troikawatch/#networks
http://www.nachdenkseiten.de/?s=griechenland&Submit.x=0&Submit.y=0
http://blockupy-goes-athens.tumblr.com/
http://cadtm.org/
http://wp.europa-neu-begruenden.de/links-2/
http://www.transform-network.net/focus/greece-decides.html
http://www.transform-network.net/focus/greece-decides.html
https://griechenlandsoli.wordpress.com/
http://www.stokokkino.gr/index_en.php
http://yanisvaroufakis.eu/

Attac Frankreich

Der unzulassige und unverantwortliche Gewaltstreich der EZB gegen Griechenland

5. Februar 2015

Die Europdische Zentralbank (EZB) hat am
Mittwoch den 4. Februar verlautbart, dass
sie die normalen Refinanzierungsoperatio-
nen der griechischen Banken einstellt.

Die Banken konnen nicht mehr griechische
Staatsanleihen als Garantie hinterlegen, um
von der EZB Liquiditdt zu bekommen. Die
EZB entzieht damit den griechischen Ban-
ken deren grundlegende Finanzierungsquel-
le.

Attac verurteilt aufs schirfste diese Ent-
scheidung der EZB.

Diese Entscheidung ist unakzeptabel,
denn die EZB hat ihr Mandat tiberschritten.

Sie hat die Finanzierung der griechischen
Banken auf die bloBe Vermutung hin aufge-
kiindigt (ihrem Kommuniqué nach), dass

_hat.

keine Ubereinstimmung mit der neuen grie-
chischen Regierung hinsichtlich der Neu-
strukturierung der Schulden gefunden wer-
den koénne.

Wie kann die EZB - eine Institution ohne
jede demokratische Legitimation — eine der-
malen politische Entscheidung treffen in
einem Moment, wo die Verhandlungen ge-
rade erst beginnen?

Diese Entscheidung ist illegitim, denn die
Bank wendet sich gegen ein politisches
Programm das von den griechischen Wah-
lern bestédtigt wurde.

Einmal mehr macht sich die EZB zur Ver-
teidigerin der Glaubiger Griechenlands, um
ein Austeritdtsprogramm aufzuzwingen, das
das griechische Volk ruiniert hat und zum
Hochststand griechischer Schulden gefiihrt

LA GRECE
ESTSURIA
BONNE WIE Y

HRISTINE
LAGARDE.

l

Charb
Bilanz der Troika-Politik

Die Entscheidung der EZB ist unverant-
wortlich, denn sie kann einen Banken-Run
(Bankenpanik) auslésen, dessen Konse-
quenzen katastrophal sein konnen fiir Grie-
chenland und die Euro-Zone als ganzer.

Attac fordert, dass die EZB ihre Entschei-
dung zuriickzieht und die Vorschldge der
neuen griechischen Regierung anhort und
umsetzt.

Allein eine schnelle Umstrukturierung der
griechischen Schulden einschlief$lich eines
Schuldenschnitts ist akzeptabel.

Die grenzenlose Macht der Troika und
der Glaubiger muss aufhéren.

https://france.attac.org/actus-et-medias/salle-

de-presse/article/le-coup-de-force-
inadmissible-et

Ubersetzung: coorditrad

»Zu verkaufen!“
- Griechenland ist auf dem guten Weg
(Christine Lagarde)

Zeichnung von Charb,
also Charbonnier,
Chefredakteur von Charlie Hebdo,
der am 7. Januar 2015 ermordet wurde.

Heft vom Netzwerk ,,Solidaritat fiir Alle“: ,, Es ist unser Anliegen, nicht nur vom Ausmal des Desaster zu berichten,
sondern von den verschiedenen Aktivitdten der sozialen Solidaritcit, die von der griechischen Bevélkerung entwickelt

wurden. Diese sind ein integraler Bestandteil des Kampfes fiir ein Ende der Austeritdtspolitik und des Regimes der Notlage,
die uns von der Troika und den verschiedenen Regierungen der letzten Jahre aufgezwungen wurden.

Diese haben unser Land in ein einmaliges Ubungsfeld sozialer Experimente verwandelt, mit dem Ziel, diese nach und nach
(mindestens) auf die restlichen Lénder der EU auszudehnen http://www.solidarity4all.gr/sites/www.solidarity4all.gr/files/deutsch.pdf

«Human Rights in Times of Austerity Policy», 17.2. 2014, von Prof. Dr. Andreas Fischer-Lescano, LL.M. (EUI)

In den fiinf Jahren, die das 6konomische Tief mittlerweile andauert, hat sich die Lage noch dramatisch verschlimmert. OECD-
Lénderbericht; mehr hier. Studie von Medizinern (The Lanzet);

Sauglingssterblichkeit in Griechenland steigt um 43 Prozent, Diabetiker vor der Wahl: Insulin oder Nahrung, Der Spiegel
Menschenrechtsverletzungen durch Troika-MaBBnahmen, SiG 112: s. auch hier

G R E

Die “Troika” verlangt groBflichige Privatisierungen. Europoly (Tagesspiegel) -
mit einer Ubersicht der Privatisierungen, nicht nur in Griechenland.

,» Die nominell gr6Bte Einnahme erzielte der Staat bislang mit dem Verkauf ihrer Anteile an
der Lotto-Gesellschaft Opap, fiir die 652 Millionen Euro eingeldst wurden. Dabei ist die
Opap eine Gewinnmaschine, die dem Fiskus jdhrlich rund 200 Millionen Euro eingespielt
hat. Der Staat hitte sich langfristig mehr Einnahmen gesichert, wenn er die Opap nicht
verscherbelt hiitte. Der Kdiufer, ein Konsortium aus osteuropdischen und einem griechischen Oligarchen, war im Ubrigen der
einzige Bieter und konnte so den Preis diktieren. Das gilt auch fiir alle weiteren Privatisierungen, etwa fiir die gigantische
Immobilie des friiheren Athener Flughafens Ellinikon. Das Konsortium, das sie erwarb - der griechische Oligarch Spyros Latsis
mit arabischen und chinesischen Teilhabern - zahlte fiir das kiistennahe Areal mit 577 Millionen Euro gerade mal die Hiilfte des
Schditzpreises.(10) (http:/www.monde-diplomatique.de/pm/2015/02/13.mondeText1.artikel,a0004.idx.0 )

Studie der Rosa-Luxemburg-Stiftung, 2013 iiber die Privatisierung im Erziehungs- und Bildungswesen in Griechenland

Weitere Privatisierungsvorhaben auch in Deutschland! Petition: Kein Ausverkauf unserer Infrastruktur an
Versicherungen und Banken! http://www.gemeingut.org/gabriel-stoppen/
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http://www.nachdenkseiten.de/?p=21212%20
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http://www.oecd.org/greece/OECD-SocietyAtaGlance2014-Highlights-Greece.pdf
http://www.oecd.org/greece/OECD-SocietyAtaGlance2014-Highlights-Greece.pdf
http://www.akeuropa.eu/_includes/mods/akeu/docs/main_report_en_328.pdf
http://www.solidarity4all.gr/sites/www.solidarity4all.gr/files/deutsch.pdf

Europdisches Attac-Netzwerk zur Wahl in Griechenland
Es siegte die Hoffnung - lasst uns sie lebendig erhalten und in der ganzen EU verbreiten

Bei der Wahl in Griechenland am 25. Janu-
ar 2015 siegte die Hoffnung tiber Furcht
und Resignation. Das eroffnet der griechi-
schen Bevolkerung die Moglichkeit, erst-
mals eine linke Regierung zu bekommen.
Der Sieg weckt Zuversicht, nicht nur in
Griechenland, sondern bei allen Europée-
rinnen und Européern, die ihre Solidaritat
im Kampf gegen die von der Troika be-
stimmte Austeritdtspolitik bekundeten.

Die Solidaritat wurde wahrend des Wahl-
kampfs deutlich sichtbar, nicht nur durch
die Teilnahme an Zusammenkiinften in
Griechenland, sondern auch durch Aktionen
in ganz Europa. So haben gewissermafen
wir alle Anteil an diesem historischen Sieg.
Das Wahlergebnis ermutigt uns alle, denn
bei dieser Wahl haben Biirgerinnen und
Biirger auf demokratische Weise ihr Recht
zu entscheiden zuriickerlangt.

Mit ihren ersten Mafnahmen und Verlaut-

barungen beweist die neue Mehrheit ihre
Entschlossenheit, die Austeritdtspolitik in
Griechenland und im tibrigen Europa zu be-
kéampfen und die Biirgerinnen und Biirger
von der Last der Staatsschulden zu befreien,
die als Instrument zur Durchsetzung einer
neoliberalen Politik genutzt werden, die der
Ausiibung demokratischer Rechte und je-
dem Verstédndnis fiir soziale Gerechtigkeit
entgegensteht. Der Kampf wird schwer sein
und dauerhafte Unterstiitzung erfordern.
Das EAN ist gewillt, diesen Kampf zu un-
terstiitzen, der unser gemeinsamer Kampf
fiir einen Politikwechsel in Europa ist.

Leicht wird das nicht sein und manchmal
mogen Mafnahmen auf Kritik stolen. Das
EAN wird ein wachsames Auge auf die
Entscheidungen der von SYRIZA gefiihrten
Regierung haben. Das Hauptkriterium fiir
die Unterstiitzung der Regierung, die sich
erwartungsgemal mit schwierigen Bedin-
gungen konfrontiert sieht, wird sein, inwie-

weit die einzelnen Manahmen dazu beitra-
gen, die Austeritétspolitik zu beenden, de-
mokratische Institutionen zu stdrken, die
Beeintrdchtiung unserer Biirgerrechte durch
Marktkréafte zu beenden sowie in der ge-
samten EU einen 6kologischen Wandel ein-
zuleiten und soziale Gerechtigkeit wieder-
herzustellen.

In Anbetracht der Tatsache, dass die Staats-
verschuldung in Europa uns alle betrifft und
dass sie gerade in Griechenland wegen der
untragbaren Hohe von existenzieller Bedeu-
tung ist, treten wir fiir eine europdische
Schuldenkonferenz ein, die sich an der Lon-
doner Konferenz von 1953 orientiert, bei
der die Verschuldung Deutschlands vor und
nach dem Zweiten Weltkrieg verhandelt
wurde. Sie soll auch dazu genutzt werden,
die Rolle und die Befugnisse der EU-Insti-
tutionen neu zu definieren.

Ubersetzung: Werner Horch

Die LINKE: Hoffnung fiir einen demokratischen Aufbruch in Europa

(...) Mit der Regierung Tsipras besteht die
reale Chance fiir eine andere, die Menschen
in den Vordergrund riickende Politik. Erste
mutige Schritte zur Verbesserung der sozia-
len Lage und zum Wiederaufbau der grie-
chischen Wirtschaft im 6ffentlichen Interes-
se sind bereits unternommen worden.

Dies hat Auswirkungen auf die anderen eu-
ropdischen Lander.

Insbesondere in Siideuropa, wo die schadli-
chen Folgen der Politik der Troika am
starksten spiirbar sind, gewinnen die Men-
schen ihre Wiirde zuriick und kdmpfen ge-
gen die unsoziale Austeritatspolitik und die
Aushohlung der Demokratie in der EU. Ei-
nige linke politische Kréfte, die an diesem
Kampf teilnehmen und Losungen fiir einen
Ausweg aus der Krise vorschlagen, gewin-
nen an Kraft.

Auch in Nordeuropa haben sich die Bedin-
gungen fiir den Kampf gegen die neolibera-
le Politik verbessert. Auch in diesen Lan-
dern gibt es starke Kritik an Armut, Arbeits-
losigkeit und der wachsenden Kluft zwi-
schen Arm und Reich. So wurde gerade in
Deutschland, dem Land, das am stirksten
der europdischen Politik seinen neoliberaler
Stempel aufdriickt, Prekaritdt und Niedrig-
lohnsektor stark ausgeweitet und haben die
Einkommens- und Vermégensunterschiede
erheblich zugenommen.

Wir sind solidarisch mit dem Kampf des
griechischen Volkes und unterstiitzen die
neue griechische Regierung. Der Kampf der
griechischen Bevolkerung gegen Austeritéat
und fiir die Riickgewinnung von Wiirde und
Selbstbestimmung ist auch unser Kampf.
Von den Wahlen in Griechenland kénnte ein
Aufbruch ausgehen, der linke Krifte in Eu-
ropa stdrkt und einen dringend notwendigen
Pfadwechsel der Politik in Europa einldutet.

Doch das ist kein Selbstlaufer, der Wider-
stand in Europa muss sich formieren. Ent-
schieden wenden wir uns gegen alle Versu-
che, die demokratische Entscheidung des
griechischen Volkes zu unterlaufen oder gar
die Regierung Tsipras erpressen zu wollen.
Die neue griechische Regierung fordert
faire Verhandlungen und Zeit, um ein Vor-
schlége fiir eine neue Einigung mit der EU
zu entwickeln. Dies ist ein faires, verstand-
liches und nachhaltiges Angebot. Wir for-
dern die europdischen Institutionen und ins-
besondere auch die Européischen Zentral-
bank auf, das zu unterstiitzen.

Wir unterstiitzen die Forderungen von Syri-
za, weil sie die Forderungen vieler Men-
schen in Europa und aller linken Kréfte in
Europa sind.

Insbesondere fordern wir:

* Eine europdische Schuldenkonferenz
nach dem Muster der Londoner Konferenz
von 1953 mit der Zielsetzung einer Losung
der Schuldenproblematik — nicht nur fiir
Griechenland, sondern fiir ganz Europa.

* Die Macht der Banken muss einge-
schrankt, die Staaten aus der Erpressbar-
keit durch die Finanzmaérkte befreit werden.
Die EZB muss fiir die Mitgliedsstaaten als
»lender of last ressort“ fungieren und Di-
rektkredite zu giinstigen Zinsen vergeben.

* Statt der Orientierung auf Austeritédts-
politik muss als Mafstab der européischen
Wirtschaftspolitik eine nachhaltige, sozial-
okologische wirtschaftliche Entwicklung,
Beschiftigung und soziale Sicherheit ste-
hen.

 Ein gerechtes Steuersystem mit der Be-
steuerung von Finanztransaktionen und
starkerer Besteuerung von hohen Einkom-

men und groen Vermodgen sowie eine ver-
starkte Zusammenarbeit auf europdischer
Ebene, um Steuerflucht effektiv zu bekamp-
fen.

» Offentliche Investitionsprogramme fiir
die Starkung der 6ffentlichen Infrastruktur
und Daseinsvorsorge und eine ékologisch
und sozial nachhaltige wirtschaftliche
Entwicklung

* Ein Zukunftsprogramm gegen die Mas-
senerwerbslosigkeit, insbesondere der
Jugenderwerbslosigkeit.

Wir kdmpfen fiir ein Ende der Troika-
Politik in Europa und fiir die Entwicklung
eines sozialen, demokratischen und friedli-
chen Europas. Dafiir werden wir jetzt aktiv.
Wenn eine soziale Alternative und ein de-
mokratischer Aufbruch scheitern, droht
eine weitere Starkung der extremem
Rechten und Neo-Nazis in Europa. Wir
treten fiir eine Politik ein, die nicht nur eine
Alternative zur neoliberalen Austeritéts-
politik darstellt, sondern auch eine klare
Absage an die nationalistische, xenophobe
und rassistische Politik der politischen
Rechten beinhaltet. Das Fundament unserer
Politik ist die Solidaritat.

Ein solcher Politikwechsel kann nur gelin-
gen, wenn wir eine breite Plattform von
linken Parteien, Gewerkschaften und sozia-
len Bewegungen bilden. Hierzu laden wir in
den néchsten Wochen zu Gesprachen ein.
Wir rufen alle linken Parteien, soziale Be-
wegungen und progressiven Kréfte auf, den
neuen griechischen Weg zu unterstiitzen
und damit fiir ein Ende der unsozialen Kiir-
zungspolitik in Europa und fiir ein solidari-
sches, soziales, demokratisches und friedli-
ches Europa zu kdmpfen.

http://www.die-linke.de/nc/die-linke/nachrichten/detail/zurueck/nachrichten/artikel/hoffnung-fuer-einen-demokratischen-aufbruch-in-europa/
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600 Okonom_innen weltweit: Aufruf fiir Griechenland
Die Schulden Griechenland sind unhaltbar! Wir verurteilen die Nétigung der Regierung

Wir, die Unterzeichner_innen, appellie-
ren an die Regierungen Europas, an die
Europaische Kommission, die Europai-
sche Zentralbank und den IWF, die Ent-
scheidung des griechischen Volkes, einen
neuen Kurs einzuschlagen, zu respektie-
ren und guten Glaubens in Verhandlun-
gen mit der neuen Regierung Griechen-
lands zur Losung des griechischen Schul-
denproblems einzutreten.

Die griechische Regierung besteht zu Recht
auf neuen Konzepten, denn die bisherigen
sind gescheitert. Sie haben nicht zu wirt-
schaftlichem Aufschwung und finanzieller
Stabilitdt gefiihrt. Sie haben die griechische
Gesellschaft stark belastet und ihre Institu-
tionen geschwécht. Diese Vorgehensweise
ist untauglich und hat zu keinem Fortschritt
gefiihrt, den es zu bewahren gilt. Wir bitten
Griechenlands européische Partner drin-
gend, diese Tatsache zu akzeptieren, denn
ohne sie wére diese neue Regierung nie-
mals gewdhlt worden.

Griechenland braucht sofortige humanitére
Unterstiitzung, einen hoheren Mindestlohn,
neue Arbeitsplitze, Investitionen und
MaRnahmen zur Wiederherstellung und
Verbesserung von grundlegenden Dienst-
leistungen wie Bildung und Gesundheits-
pflege. Das Land braucht ein leistungfahi-
geres und progressiveres Steuersystem, das

sich weniger auf die Mehrwertsteuer stiitzt
und effektiver bei der Besteuerung von Ein-
kommen und Vermégen vorgehen kann. Es
muss die Korruption bekampfen, bestra-
fen und ausrotten. Die neue Regierung
braucht finanzpolitischen Spielraum, um
diese Mafnahmen einfiihren und ihre Wirk-
samkeit unter Beweis stellen zu konnen,
und die ununterbrochene finanzielle Unter-
stiitzung durch die Europédische Zentralbank
ist unabdingbar, um den Finanzsektor zwi-
schenzeitlich stabil zu halten. Wir bitten
Griechenlands europdische Partner und die
involvierten Institutionen dringlich, diesen
finanzpolitischen Spielraum und diese Un-
terstiitzung bereitzustellen.

Zu Recht strebt die griechische Regierung
einen Erlass der ihren europdischen Part-
nern geschuldeten Gelder an. Diese Schul-
den sind unhaltbar und werden deshalb
ohnehin nicht komplett zurtickgezahlt wer-
den. Deshalb entsteht durch einen Schul-
denerlass auch kein wirtschaftlicher
Schaden, weder fiir ein anderes Land noch
fiir dessen Steuerzahler. Ganz im Gegenteil
wird ein Neubeginn Griechenlands dazu
beitragen, auch seinen Partnern neue Akti-
vitaten, Einkiinfte und Gewinne zu ver-
schaffen. Wir bitten die Glaubiger Grie-
chenlands, diese Gelegenheit wahrzuneh-
men und ihren eigenen Bevolkerungen die-

se Fakten klar und ehrlich darzulegen.

Bei all diesem geht es auch um die Zukunft
ganz Europas. Eine Politik des Drohens und
der Angstmache, eine Politik der Fristset-
zungen, des Starrsinns und der Erpressung
wiirde allen Européern nur zeigen, dass das
europaische Projekt gescheitert ist. Es
wiére dann moralisch, politisch und wirt-
schaftlich gescheitert. Wir bitten Europas
Fiihrungsspitze, jeden Versuch einer Noti-
gung der Regierung und des Volkes Grie-
chenlands zuriickzuweisen und zu verur-
teilen.

Ein Erfolg Griechenlands kann Europa al-
lerdings den Weg zu neuem Wohlstand und
Stabilitdt weisen mit einer neuen Rolle fiir
die Demokratie und einer neuen Offenheit
fiir Wahlen, die zu konstruktiven Veriande-
rungen fithren. Wir stehen gemeinsam mit
Griechenland und Europa, fiir die Demo-
kratie und fiir den Wandel.

Wir bitten die Spitzenpolitiker Europas, die
griechischen Entscheidungsprozesse, die
das Resultat einer hart erkampften und ent-
schieden demokratischen Auswahl sind, zu
respektieren, und den Weg einer realisti-
schen Wertung und eines sinnvollen Ver-
handelns einzuschlagen.

Ubersetzung aus dem Englischen: Sabine
Tober
http://blogs.mediapart.fr/edition/english-
club/article/050215/scholars-appeal-greece

Euro zu fiihren. "

DGB fordert Politikwechsel in Europa pm 008 - 26.01.2015 "Es muss endlich Schluss sein mit einer
Sparpolitik, die vor allem auf dem Riicken der Bevolkerung ausgetragen wird, und in Griechenland wie in anderen Léndern zu
skandal6sen Lebensverhéltnissen gefiihrt hat. 800.000 Menschen in Griechenland haben keine Krankenversicherung, iiber 50
Prozent der Jugendlichen sind arbeitslos, Sozialleistungen wurden dramatisch gesenkt - aber die Verursacher der Krise werden
nicht zur Verantwortung gezogen", sagte Hoffmann. "Der politische Kurswechsel der EU muss jetzt eingeleitet werden, in
Griechenland und in allen anderen Krisenldndern - weg von Spardiktaten, hin zu Investitionen. Ich erwarte, dass die deutsche
Bundesregierung dieses demokratische Wahlergebnis respektiert und Syriza unterstiitzt, statt wieder wilde Spekulationen zum

Team von ,,Griechenland Entscheidet*
Einschatzungen zu den Wahlergebnissen
und der neuen Regierung in Griechenland

These 1: Der Wahlausgang ist ein
historischer Sieg fiir alle, die in Europa
gegen die Verarmungs-politik kampfen.

Lassen wir uns nicht den Blick aufs We-
sentliche verstellen: Der 25. Janner war ein
historischer Tag in der jiingeren européi-
schen Geschichte. Zum ersten Mal seit
Jahrzehnten wurde in einem EU-Land eine
Partei an die Regierung gewdhlt, die fiir
eine echte Alternative zum neoliberalen Ka-
pitalismus steht. Das wird die europdische
politische Landschaft grundlegend veran-
dern. SYRIZA wird den Widerstand gegen
den verfehlten Kurs der EU-Eliten — ob in
der Frage der Austeritétspolitik, der Migra-
tionspolitik oder von TTIP — in die Institu-
tionen der Europdischen Union tragen. Das
wird die Voraussetzungen fiir Kdémpfe au-

Rerhalb Griechenlands, ob in Bewegungen,
Gewerkschaften oder Parteien, verbessern.

Auch wenn SYRIZA die absolute Mehrheit
knapp verfehlt hat, ist ihr Sieg eindrucks-
voll. Er ist das Ergebnis jahrelanger, konse-
quenter politischer Arbeit und eines Eini-
gungsprozesses der pluralen griechischen
Linken. So wie SYRIZAs Sieg ohne die so-
zialen Bewegungen und Kémpfe in Grie-
chenland nicht moglich gewesen wére, wird
auch der Erfolg ihrer Regierung von ihnen
abhingen. Angesichts der Ubermacht von
europdischen Eliten, nationalen
Oligarch_innen und internationalen Finanz-
markten braucht die Regierung den Druck
von Kampfen in Betrieben, Parteien und auf
der Strae, um Kurs halten zu kénnen.
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Die eigentliche Auseinandersetzung beginnt
erst jetzt. Die Menschen in Griechenland
erhalten die Chance, die humanitire Krise
zu beenden und um einen wirtschaftlichen
Neubeginn zu verhandeln. Wir in anderen
europdischen Staaten bekommen die M6g-
lichkeit, diese Dynamik zu niitzen, um
einen politischen, wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Wandel auch bei uns voran-
zutreiben.

These 2: Es gibt fiir SYRIZA keine gute
Kaoalitionsoption. Die Entscheidung fiir
ANEL zielt darauf ab, kurzfristig die
wichtigsten Forderungen umzusetzen.

SYRIZA hat mit 149 von 300 Abgeordne-
ten die absolute Mehrheit knapp verfehlt, ist
also auf eine Koalition angewiesen. Eine



http://www.dgb.de/presse/++co++c6947f32-a53a-11e4-954e-52540023ef1a?search_text=politikwechsel&x=0&y=0
http://blogs.mediapart.fr/edition/english-club/article/050215/scholars-appeal-greece
http://blogs.mediapart.fr/edition/english-club/article/050215/scholars-appeal-greece

Zusammenarbeit mit der sozialdemokrati-
schen PASOK hat SYRIZA ausgeschlossen,
da diese die Troika-Politik mitgetragen hat.
Wunschpartner war die Kommunistische
Partei (KKE), die 15 Sitze erreicht hat.
Diese schlief3t jedoch seit Jahren jegliche
Kooperation mit SYRIZA aus und dndert
ihre kompromisslose Linie auch in diesem
historischen Moment nicht. Thr Vorsitzender
Dimitris Koutsoumbas sagte, es sei ,,un-
denkbar®, eine Koalition mit SYRIZA zu
bilden, ,,um die EU, den Euro und die
groBen Monopole zu retten“. Die KKE hat
den EU-Austritt zum Glaubenssatz erhoben,
auch gegen die iiberwéltigende Mehrheit
der Bevolkerung.

Da der Wunschpartner nicht bereit ist, blei-
ben SYRIZA drei schlechte Optionen: Neu-
wahlen, eine Koalition oder Zusammenar-
beit mit TO POTAMI oder ANEL. Keine
Regierung zu bilden und damit eine Neu-
wahl auszul6sen, wiirde als Flucht vor der
Verantwortung ausgelegt werden. Zudem
wiirde der neue Wahltermin Ende Februar
gefahrlich nahe ans offizielle Ende des
Troika-Programms fallen. Beides wiirde die
Chancen von Anti-SYRIZA-Propaganda
(,regierungsunfahig®) und Erpressung
(,,Kapitalflucht*) im Wahlkampf erhéhen.
TO POTAMI (17 Mandate) ist eine Partei,
die am ehesten als post-politisch zu charak-
terisieren ist: Sie ist erst ein Jahr alt und auf
ihren Griinder, den TV-Journalisten Stavros
Theodorakis, konzentriert. Er verfiigt iiber
enge Verbindungen zur griechischen Oligar-
chie und genieRt die Unterstiitzung der pri-
vaten Medien. TO POTAMI wird bei uns
als ,linksliberal“ bezeichnet, vertritt aber
neoliberale und rassistische Positionen,
etwa Migrant_innenquoten fiir Stadtviertel.
Zudem grenzen sie sich als ,,pro-europa-
isch“ von SYRIZA ab. In harten Verhand-
lungen mit der Troika kénnte die Partei zur
Gegnerin in der eigenen Regierung werden.
ANEL (13 Mandate) wiederum ist in der
Frage der Verhandlungen auf einer Linie
mit SYRIZA. Die Partei lehnt die Troika-
Programme aus nationalistischen Griinden
ab. Sie entstand 2012 als Abspaltung von
der konservativen ND, nachdem diese dem
zweiten Troika-Abkommen zugestimmt
hatte. ANEL tritt seither konsequent gegen
die Kiirzungspolitik auf. Sie war rund um
die gescheiterte Wahl des Prdsidenten im
Parlament, die zur gestrigen Neuwahl fiihr-
te, ein verldsslicher Partner fiir SYRIZA.
Ein wichtiges Thema ist fiir ANEL der
Kampf gegen Korruption und Steuerbetrug.
Sie hat keine Verbindung zu den alten
politischen Eliten.

Zugleich darf nicht verschwiegen werden,
dass ANEL in anderen Fragen rechtskonser-
vative Positionen vertritt. Sie steht der grie-
chisch-orthodoxen Kirche nahe und gibt
sich betont patriotisch. Ihr Nationalismus
richtet sich stark auf den Namensstreit mit
Mazedonien — eine Frage, die in den néchs-

ten Monaten wohl keine grofSe Rolle spie-
len wird. Mit Aussagen iiber Migration und
Fliichtlinge hat sich ANEL zuletzt zurtick-
gehalten, um eine mogliche Koalition mit
SYRIZA nicht zu gefdhrden. ANEL ist
zweifellos eine rechte Partei mit einigen in-
akzeptablen Positionen, allerdings nicht mit
den Neonazis von der Goldenen Morgenro-
te gleichzusetzen.

SYRIZA geht davon aus, in der Zusam-
menarbeit mit ANEL keine Abstriche am
Sofortprogramm fiir die ersten Monate ma-
chen zu miissen. In den zwei Kernpunkten
— Bekdampfung der humanitaren Krise und
Verhandlungen iiber einen Schuldenschnitt
— ist man sich mit ANEL einig. Wie sich die
Zusammenarbeit dariiber hinaus gestalten
und welche Rolle ANEL in der Regierung
spielen wird, ist zundchst offen. Themen, in
denen die zwei Parteien teilweise funda-
mental unterschiedliche Positionen vertre-
ten, sollen kurzfristig ausgespart werden.

These 3: Der Kampf um Europa hat ge-
rade erst begonnen — und wir miissen uns
aktiv an ihm beteiligen.

Die erste und schwierigste Aufgabe der
neuen Regierung ist die Konfrontation mit
den europdischen Eliten. Konkreter Streit-
punkt wird die Frage eines Schuldenerlas-
ses fiir Griechenland sein. Die Staatsschul-
den sind wahrend der Troika-Jahre massiv
angestiegen, liegen heute bei 175 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts und ersticken je-
den Versuch, die griechische Wirtschaft
wieder in Gang zu bringen. Zugleich fiirch-
ten die EU-Eliten nichts mehr als einen Er-
folg SYRIZAs in dieser Frage: Sollte es
Griechenland gelingen, die Krisenlasten ge-
rechter zu verteilen, werden andere Lédnder
folgen. Jeder Etappensieg von SYRIZA
wiirde etwa PODEMOS in Spanien stérken,
wo Ende des Jahres ebenfalls gewédhlt wird.

Doch die Eliten konnen einen Rauswurf
oder ein Hinausdrdngen Griechenlands aus
der Eurozone kaum riskieren. Die 6konomi-
schen und politischen Konsequenzen wéren
nicht absehbar. Akteur_innen wie die deut-
sche Kanzlerin Angela Merkel oder der
EZB-Prasident Mario Draghi wiirden ihre
eigenen, jahrelangen Bemiihungen unter-
graben, die Eurozone um jeden Preis zu-
sammenzuhalten.

Die Verhandlungen diirften zum Draht-
seilakt werden. Ein wesentlicher Teil der
Auseinandersetzung wird auf propagandis-
tischer und psychologischer Ebene stattfin-
den: Drohungen und Erpressungsversuche
seitens der EU-Eliten sind zu erwarten. Wir
sollten vorsichtig bleiben und nicht alles,
was in den nachsten Monaten iiber die grie-
chische Regierung gesagt und geschrieben
wird, fiir bare Miinze nehmen.

SYRIZA hat zahlreiche kompetente Oko-
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nom_innen in ihren Reihen. Die Partei ver-
fiigt zweifellos tiber die notige Expertise,
um die Verhandlungen auf Augenhéhe fiih-
ren zu konnen. Ob sie den Poker auch ge-
winnen kann, hdngt von zwei Faktoren ab:
Zum einen braucht die Regierung die aktive
Unterstiitzung der griechischen Bevolke-
rung und vor allem der Bewegungen. Zum
anderen ist sie auch auf Beistand von aufen
angewiesen: Wir sind gefragt, Druck auf
unsere Regierungen und die EU-Eliten aus-
zuiiben, damit sie einer fairen Losung der
Schuldenproblematik zustimmen — als ers-
tem Schritt in Richtung eines grundlegen-
den politischen Wandels.

These 4: Die internationale Solidaritat

wird schwieriger, ist zugleich aber wich-
tiger denn je.

Die internationale Solidaritét der letzten
Wochen war beeindruckend. Die vielfalti-
gen Aktivitdten unterschiedlicher Gruppen
in vielen europdischen Staaten haben er-
reicht, dass die Angst- und Hetzkampagne
gegen SYRIZA nicht dieselbe Wirkung ent-
falten konnte wie bei den Wahlen 2012.

Jetzt, wo es eine neue Regierung gibt, die
den Konflikt mit den nationalen und euro-
pdischen Eliten fithren wird, ist unsere Soli-
daritdt noch wichtiger und zugleich schwie-
riger geworden. Die Sorgen iiber die Zu-
sammenarbeit mit ANEL sind berechtigt.
Ob alle Mainahmen der Regierung unseren
Hoffnungen entsprechen werden, bleibt of-
fen. Zu internationaler Solidaritat gehort
auch Kiritik — sie darf sich aber nicht darin
erschopfen. Aus unserer Sicht ist Kritik
selbstverstandlich legitim, sollte aber nicht
die gemeinsame Sache aus den Augen ver-
lieren. Die Position, sich ins Eck der reinen
Lehre zuriickzuziehen und SYRIZA dog-
matisch zu attackieren, lehnen wir ab.

Jetzt ist nicht die Zeit fiir Zynismus, son-
dern fiir Hoffnung. Ob SYRIZA erfolg-
reich sein kann, hdngt von uns allen ab.
Wir miissen den Druck erhéhen und der Re-
gierung und den Menschen in Griechenland
die notigen Rdume verschaffen, um eine
neue Politik wagen zu koénnen. Dieser histo-
rische Moment ist die beste Chance auf
einen echten Wandel in Europa seit langer
Zeit. Niitzen wir sie.

First we take Athens, then we take ...!

http://mosaik-blog.at/hoffnung-statt-
zynismus-vier-thesen-zur-griechenland-wahl/

Griechenland entscheidet
Osterreichischer Zusammenschluss

Hinweis:

Gregor Kritidis und Patrick Schreiner:
Griechenland: SYRIZAs Dilemma und die
verlogenen Reaktionen in Deutschland,
http://www.sopos.org/aufsaetze/54cb41933e0
51/1.phtml
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Elisabeth Gauthier

Wie kam Syriza zu einem solchen Erfolg?

Der historische Sieg von Syriza ist nicht das
Ergebnis eines einfachen Zusammen-
treffens von Ereignissen. Schon 2012 zeigte
sich Syriza als bedeutende Kraft, als
wichtigste linke Kraft, die es wagte, grofle
politische Ambitionen anzumelden, indem
sie die Wahler dazu aufrief,mit ihrer
Stimme fiir Syriza nicht Protest, sondern
den Wunsch nach Ubernahme der
Regierung auszudriicken. Bereits 2012
wurde klar, dass die alte PASOK, ein
Pfeiler der europdischen Sozialdemokratie,
jegliche Fahigkeit verloren hatte, ein von
den Neoliberalen unterscheidbares Projekt
vorzulegen, welches sich mit der Troika
anlegen und einen Ausweg aus der Krise
darstellen kénnte. Doch die Angst vor dem
Unbekannten iiberwog noch den Wunsch
nach einem Politikwechsel.

Gewiss ist der Zugewinn von Syriza bei
Wahlen seit einigen Jahren rapide, doch ist
der jetzige Erfolg das Ergebnis eines inten-
siven Prozesses mit viel Arbeit, Mobilisie-
rung, ideologischer Auseinandersetzung
und inhaltlicher Vertiefung, sowie vielfal-
tigen tief in der Gesellschaft verwurzelten
Aktivitaten. Er ist zudem das Ergebnis
konkreter alltaglicher Aktionen, intensiver
politischer Debatten, solidarischen Han-
delns mit zahlreichen Biirgern, um durch
Selbstorganisation elementare Bediirfnisse
zu befriedigen. So konnte Syriza als jene
Kraft wahrgenommen werden, die heute am
besten in der Lage ist, auf die Bediirfnisse
zu antworten. Die Herausbildung dieser
neuen politischen Kraft aus nachster Ndhe
zu beobachten, ist fiir alle linke Akteure
von Interesse.

Syriza ist keine alte, traditionelle Partei,
sondern das Ergebnis sowohl eines Samm-
lungsprozesses verschiedener, bisweilen
neuer Kréfte mit unterschiedlichen Tradi-
tionen, als auch der Zusammenarbeit mit
zahlreichen sozialen Bewegungen. Dass es
gelang, alle diese Kréfte fiir ein gemein-
sames Ziel zu vereinigen, ist einer der gro-
Ren Erfolge, die diesen Sieg erméoglicht
haben.

Einige erste Betrachtungen

Seit rund zehn Jahren sind in Synaspismos
und dann in Syriza junge Menschen mit
wesentlichen Verantwortlichkeiten betraut
worden. Diese junge Leute haben grofle Fa-
higkeiten in der Entwicklung neuer demo-
kratischer, sehr weltoffener Praktiken, und
sind in der Lage, eine aktive Rolle in sozia-
len Bewegungen wie der der ,,Emporten/In-
dignados“ zu spielen.

Seit 15 Jahren sind bedeutende AktivistIn-
nen aus den verschiedenen Komponenten
Syrizas an der Schaffung neuer 6ffentlicher
Riume, von Sozialforen, von Denk- und
Kampfnetzwerken, sowohl auf nationaler
als auch auf europédischer Ebene mallgeb-
lich beteiligt. Und so konnten zahlreiche
Verantwortliche der heutigen Syriza Koope-
rations- und Freundschaftsbeziehungen mit
jenen Kréften kniipfen, die in vielen Lan-
dern fiir ein anderes Europa kampfen. Dar-
aus erklért sich zu einem wesentlichen Teil
die starke Mobilisierung fiir Syriza in Euro-
pa. Viele der Analysen und Vorschldge, die
sich heute im Programm von Syriza befin-
den, entstanden aus diesen Diskussionen
und geteilten Erfahrungen. Die theoreti-
schen Beitrage und Expertisen, die Syriza
heranzog bzw. heranziehen wird, sind das
Ergebnis einer kontinuierlichen Arbeit, die
sehr offen fiir Beitrdge von auflerhalb ist.
Dieser tiefgreifende und dauerhafte Aus-
tausch erlaubte auch die Herausbildung
qualifizierter Kollektive , die bei Bedarf
auch die entsprechenden Entscheidungen
treffen kénnen. Auf diese Weise konnten
der Umgang mit der europdischen Frage
und mit der Euro-Frage, trotz heftiger inter-
ner Debatten, klar und iiberzeugend geldst
werden. Die Kandidatur von Alexis Tsipras
um das Présidentenamt der Européischen
Kommission bei den Europawahlen von
2014 hat dazu beigetragen, die Vorstellung
zu starken, dass die Volker Europas nur ge-
meinsam ein anderes Europa werden schaf-
fen konnen und hat den linken Kréften in
mehreren Landern Schwung gegeben. Sie
hat zur Entstehung eines neuen Bewusst-
seins iiber die europdische Dimension der
Kéampfe beigetragen. Das Sichtbarwerden

von Podemos als aufsteigende Kraft wie
auch die Verstarkung der Solidaritét in
Europa in den letzten Wochen haben das
Bestreben Syrizas nach Verdanderung der
europdischen Regelungen glaubwiirdiger
gemacht. Man kann dariiber hinaus hoffen,
dass die radikale Linke im Verlauf der 2015
anstehenden Wahlen in mehreren Landern
spiirbar stéarker wird.

Das Programm, das aus einem gemeinsa-
men Arbeitsprozess von Experten und Men-
schen mit viefaltigen praktischen Alltagser-
fahrungen entstanden ist, konnte zu einem
Faktor der Hoffnung werden, weil es offen-
siv, realistisch und in sich schliissig ist, weil
es insbesondere den konkreten Bediirfnis-
sen der unteren und Mittelschichten Rech-
nung tragt und weil es fiir alle verstéandlich
ist. Es ist der Ausdruck eines konkreten
politischen Willens und nicht eines ideolo-
gischen Diskurses. Es behandelt die Schul-
denfrage und ein New Deal als europédische
Herausforderungen, die den Interessen der
Bevolkerungen aller europdischen Landern
entsprechen wiirden. Es stellt nicht die
Interessen Griechenlands denjenigen ande-
rer Lander gegeniiber. Der Kampf gegen die
Oligarchie, gegen die Austeritédt und fiir
eine Alternative nimmt so einen auch jen-
seits der griechischen Grenzen verstandli-
chen Tonfall an und erlaubt es, die Grundla-
gen fiir gemeinsame Kampfe zu schaffen.
Diese neue Wirklichkeit sollte uns veranlas-
sen, die Krifteverhiltnisse in Frankreich zu
verdndern und dazu beizutragen, dass eine
kraftvolle Ablehnung der Austeritét in Eu-
ropa entsteht, so dass die franzdsische und
andere Regierungen gezwungen werden,
den Kurs zu wechseln. Sie muss uns zudem
veranlassen, an den ,,Baustellen der Hoff-
nung“ zu arbeiten, um der Linken in unse-
rem Lande eine neue Dynamik zu verschaf-
fen.

Erschienen in der franzésischen Zeitung
,»L'Humanité“ vom 27.01.2015
Ubersetzung: Hans-Hermann Bohrer
(coorditrad), von E.G. durchgesehen.

Blockupy-Koordinationskreis
Statt eines Kommentars: Treffen wir unsere Wahl. #18M

1. Februar 2015

(...) Die griechische Bevdlkerung hat nicht
akzeptiert, was als alternativlos gilt. Sie hat
ihre eigene Krise — die Krise des Alltags,
der Gesundheitsversorgung, der Fliichtlinge
und Migrant_innen, der Beschéftigten und
Erwerbslosen, der Schulen und Familien —
dorthin zuriick gebracht, wo sie hergekom-

men ist: in das deutsche Europa der Troika,
der Spardiktate und der Ausgrenzung. Sie
hat nach den erbitterten Abwehrkampfen
der letzten Jahre nicht klein beigegeben und
resigniert. Wir mochten das ohne Pathos sa-
gen: Wir verneigen uns vor dieser Ent-
schlossenheit und Rebellion, vor dem lan-
gem Atem und der Hoffnung, die davon
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ausgeht.

Der 18. Mérz ist nun unsere Gelegenheit
und gleichzeitig unsere Verantwortung, dar-
auf eine eigene Antwort zu finden. In
Frankfurt, Deutschland. Vor der EZB und
mit unseren Freund_innen aus ganz Europa
und dartiber hinaus. Auch deshalb haben
wir ja Blockupy 2012 ,.erfunden®, entschie-




den daran festgehalten und zu einem trans-
nationalen Raum, der auch in Frankfurt, in
Deutschland agiert, entwickelt.

Wir sagen das auch deswegen, weil wir kei-
ne falschen Hoffnungen haben, was durch
die Wahl in Griechenland moglich gewor-
den ist. Den Krisenkapitalismus kann man
nicht einfach abwihlen. Eine andere, besse-
re Welt wird nicht per Kabinettsbeschluss
eingefiihrt, sondern durch den Aufbau einer
Demokratie von unten und iiber alle Gren-
zen hinweg. Deswegen stellen wir uns auch
nicht an die Seite irgendeines Regierungs-
projekts. Das ist nicht unsere Frage, das ist
nicht unsere Aufgabe. Wir stehen an der
Seite der solidarisch kimpfenden Menschen
in Griechenland und der gesellschaftlichen
Linken.

Aber solange die neue Regierung deren
Kéampfe in die européischen Institutionen
tragt, anstatt die Zwénge der Austeritét an
die eigene Bevolkerung weiterzugeben, ist
sie eine Chance fiir uns alle. Denn damit
eroffnet sich ein Raum fiir eine neue Quali-
tdt der politischen Auseinandersetzung um
das Krisenregime und den Neoliberalismus.
Das kann einen Dominoeffekt in Gang set-
zen, in Spanien, Italien und anderswo. Die
Offnung solch eines politischen Korridors
ist das, was jetzt alle von Syriza erwarten —
und woran sich Syriza in Zukunft zu mes-
sen haben wird.

Und das gilt selbstverstandlich auch fiir alle
anderen Kampfe in der griechischen Gesell-
schaft: die der Migrant_innen, der LGBTs,
der Antifaschist_innen, der Aktivist_innen
gegen Zwangsrdumungen, Privatisierungen
und zerstorerische GroRprojekte.

Gerade vor dem Hintergrund der Koalition
mit der rechtspopulistischen ANEL diirfen
wir insofern jetzt nicht in das alte Denken
des Hauptwiderspruchs zuriick fallen. Die
Chance der griechischen Wahl misst sich
daher nicht nur am Umgang der Regierung
mit den Auflagen der Troika, sondern glei-
chermallen an ihrem Verhéltnis zu den Fra-
gen der linken Bewegungen. Sozial geht
nicht national, nicht patriarchal, nicht ho-
mophob, nicht antisemitisch, nicht rassis-
tisch. Wir wissen dabei, dass es sich bei der
Entscheidung fiir ANEL um eine taktische
Entscheidung gehandelt hat. Und wir wis-
sen auch, dass die Arbeit von SYRIZA wie
der solidarischen, antirassistischen Bewe-
gungen bisher das Bollwerk gegen Rechts-
populismus und Faschismus in Griechen-
land war. Trotzdem zeigt die Entscheidung
fiir ANEL tiberdeutlich, welch geringen
Spielrdume die politische Situation bietet
und welche Zwéange Regierungstatigkeit
insgesamt mit sich bringt. Und auch deswe-
gen und darum miissen wir immer wieder
miteinander diskutieren und streiten, es
braucht keine bedingungslose Solidaritat.
Zugleich sollten wir nicht vergessen, dass
es die praktischen Auseinandersetzungen
sind, in der Kontroversen produktiv werden
konnen.

Die Unterwerfung unter die Zwéange von
Regierung und Parteipolitik zu verhindern
ist einzig und allein moglich, wenn es star-
ke, unabhéngige, linke Bewegungen gibt.
Und politischer Fortschritt kann nur dort er-
zielt werden, wo er gesellschaftlich schon
Wirklichkeit ist. Die Entwicklung in Athen
macht insofern nur erneut deutlich: es
braucht einen langem Atmen und Aufmerk-

samkeit an allen Stellen, es braucht die
selbstorganisierten Projekte, die Hoffnung
machen und die Gesellschaft umwaélzen.

Der Situation, die nun in Griechenland ent-
standen ist, kann man sich aber nicht mit
dem Verweis auf ANEL und die Regie-
rungskoalition entziehen. Sie geht tiber die
Fragen von Parteien und Regierungen hin-
aus und ihr Schauplatz ist erneut Europa.
Die Frage, die jetzt fiir alle hierzulande
sichtbar aufbricht ist die, ob man auf der
Seite des Krisenregimes oder auf der Seite
derjenigen steht, die seine alltdglichen Op-
fer sind. Viele deutsche Medien — bis weit
ins linksliberale Milieu hinein — haben
schon damit begonnen, sich eindeutig zu
positionieren — gegen ,,die unverschamten
Griechen®. Und wenig iiberraschend: Briis-
sel und Berlin zeigen ihre Z&hne — nicht nur
in Richtung Griechenland sondern in all die
Ecken Europas, die sich neu auf den Weg
machen.

Auch wir miissen uns auf den Weg machen.
Denn am 18. Mérz konnen wir auf die Stra-
Re gehen und deutlich zeigen, dass Wider-
stand gegen die Zumutungen des Krisenre-
gimes dort wie hier jetzt notiger ist als je
zuvor. Dass wir uns in den Kampfen der
griechischen Bewegungen fiir ein besseres
Leben fiir alle wiedererkennen. Wir werden
uns dabei aktiv gegen alle nationalistischen
und rassistischen Akteure stellen. Wir miis-
sen die Proteste am 18. Mérz in Frankfurt
grof machen, nicht nur weil die EZB in
Frankfurt fiir die Herrschaft der europai-
schen Eliten steht, sondern weil die Krise
auch hier stattfindet und auch hier als alter-
nativlos gilt. Nehmen wir diese Herausfor-
derung an. Jetzt.

18. Marz 2015 in Frankfurt:

07:00 BLOCKADEN RUND UM DIE EZB

http://blockupy.org/4998/aufruf2-18m/
Solidaritat mit den Menschen in Griechenland — gegen die Erpressungspolitik der EZB
14:00 KUNDGEBUNG AM ROMER

17:00 DEMONSTRATION

Sandro Mezzadra und Toni Negri
Ein Experiment wie in Thiiringen? Syriza, Podemos und wir

(...)Wir meinen, dass in den nachsten Wahlab-
laufen in Griechenland und Spanien zusam-
men eine fundamentale Chance entsteht, dass
sich neue politische Rdume in Europa eroff-
nen. Und dass also das Wagnis von Syriza zur
Gaénze unterstiitzt gehort:

(...) Die Gelegenheit, die sich bietet, ist die ei-
nes Bruchs mit dem Bipolarismus von euro-
pdischer Volkspartei und Sozialistischer Partei
und, damit verbunden, mit der Dominanz des
Einheitsdenkens, dieses “Extremismus der
Mitte”, der den politischen Rahmen der Kri-
senbewaltigung in den letzten Jahren in Euro-
pa vorgegeben hat. (...) Und dieser “Extre-
mismus der Mitte” hat seinen weniger vor-
zeigbaren Zwilling schon hervorgebracht:
Eine Fiille von “nationalen” Rechten, vielfach
offen faschistisch, die schon jetzt Elemente
gewalttdtiger Disziplinierung und einer neuer
Hierarchisierung in das soziale Gefiige einfii-
gen.

(...) Sowohl Syriza, als auch Podemos spre-

chen schon explizit von der Notwendigkeit,
eine “sozialdemokratische” Hypothese wie-
deraufzubauen. Wir meinen: Sie zielen auf die
Bestimmung eines reformistischen Projektes,
das fahig ist, die bereits endgiiltige Krise der
historischen Sozialdemokratie und die tief-
greifenden Transformationen von Kapital und
Arbeit zu bewdltigen. Ein im Grunde ver-
gleichbares Experiment ist in Thiiringen im
Gange, wo die Linke neben SPD und Griine in
die Landesregierung eingezogen sind. Die Sa-
che schockiert uns nicht: Der Bruch mit dem
“Extremismus der Mitte” kann nicht anders
als die Frage nach der Schaffung einer neuen
Struktur der Vermittlung zu stellen, nach der
Eroffnung von Rdumen, in denen Leben und
Zusammenarbeit, um es in einfachen Worten
zu sagen, weniger hart, weniger schmerzhaft
und weniger miihevoll sind. Wir haben oft die
strukturellen Schwierigkeiten betont, der ein
solches Projekt gegeniiber der finanziellen
und “extraktiven” Logik des gegenwaértigen
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Kapitalismus ausgesetzt ist. Aber allein schon
ihre Existenz, die ins Spiel gebracht wird (zu-
mal unter dem Antrieb der groen Kampfe
dieser Jahre in Griechenland und Spanien),
scheint uns wichtig. Und sie kann die Bedin-
gungen fiir das Aufbrechen neuer Bewegun-
gen schaffen, kann dazu beitragen, die Kémp-
fe in vertiefender Weise zu entwickeln — oder
auch die Frage einer “Politik der Kampfe”
ausdriicklich zu stellen. Es ist moglich: des-
halb steht so viel auf dem Spiel.

(....) Das Jahr 2015 kann in Europa ein gutes
werden, wenn es uns gelingt, bessere Bedin-
gungen zu schaffen, um die alten Probleme,
die sich heute in radikal neuen Formen stellen,
in einer konstiuierenden Perspektive anzuge-
hen (wie jene der Beziehung zwischen Partei-
en, Gewerkschaften und Bewegungen, des In-
ternationalismus und der Beziehung zwischen
Reform und Revolution).

(.r)

http://www.euronomade.info/?p=4056



https://3c.gmx.net/mail/client/dereferrer?redirectUrl=http%3A%2F%2Fblockupy.org%2F4998%2Faufruf2-18m%2F
http://www.euronomade.info/?p=4056

Eric Toussaint

Und wenn Syriza die Europaische Union (EU) beim Wort nehmen
und Griechenlands Schulden priifen wiirde?

(Tsipras und Toussaint)

22. Januar 2015

Seit in Griechenland fiir den 25. Januar
2015 Wahlen angekiindigt wurden, wird die
Moglichkeit, dass Syriza den Wahlsieg da-
vontrigt und eine Regierung bildet, der Of-
fentlichkeit und insbesondere der in der Eu-
rozone als Bedrohung prasentiert.

Jedoch wissen diejenigen, die Alarm
schlagen, ganz genau, dass Syriza angekiin-
digt hat, im Fall einer Regierungsiibernah-
me die Schuldentilgung nicht auszusetzen
und die Eurozone nicht zu verlassen.

Syriza schldgt vor, auf europdischer Ebene
die Riickzahlung der Schulden neu zu
verhandeln, und mochte, dass Griechen-
land in der Eurozone bleibt. Dafiir ver-
pflichtet sich Syriza, die ungerechten und
unsozialen Mafnahmen aufzuheben, die
von den fritheren Regierungen und der
Troika getroffen wurden.

Ziel der Kampagne gegen die vermeintlich
mit Syriza einhergehende Bedrohung ist es,
die griechischen Wahlerinnen und Wéhler
einzuschiichtern, damit sie auf ihr Recht auf
einen Kurswechsel verzichten. Gleichzeitig
zielt sie darauf ab, im Falle eines Wahlsiegs
von Syriza Teile der européischen Offent-
lichkeit gegen die griechische linksradikale
Koalition aufzuhetzen und so zu verhin-
dern, dass im Herbst 2015 Podemos die
Wahlen in Spanien gewinnt. Ahnliche
Uberraschungen kénnten auch in Landern
wie Portugal, Slowenien und Zypern eintre-
ten, wenn die Biirger und Biirgerinnen zu
der Ansicht gelangen sollten, dass es sich
lohne, eine katastrophale ultrakonservative
Politik durch eine linke Politik zu ersetzen.
Die europédischen Regierenden und die sie
stiitzenden méachtigen privaten Gruppen
wissen, dass die Mehrheit der Bevolkerung
der Eurozone eine negative Bilanz aus der
Politik der letzten Jahre zieht und ihre Stim-
me eher Kriften geben mochte, die einen
Wandel vorschlagen.

Ein Sieg von Syriza in Griechenland wiirde
fiir die traditionellen Parteien, ,,sozialisti-
sche” wie konservative, eine groe Bedro-
hung darstellen, befiirchten sie doch eine
Ausbreitung dieser Entwicklung, die auch
Spanien erfassen konnte.

Die Schulden, die Griechenland zuriick-
zahlen soll, belaufen sich auf 175 % des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) — eine uner-
tragliche Belastung fiir die griechische Be-
volkerung.

Was geschieht, wenn Syriza an die Regie-
rung gelangt und dann Artikel 7 einer im
Mai 2013 verabschiedeten EU-Verord-
nung beziiglich der Lander, die einem
Strukturanpassungsprogramm unterworfen
sind, beim Wort nimmt? Dazu gehoren ins-
besondere Griechenland, Portugal und Zy-
pern.

Im Artikel 7 Punkt 9 wird den Staaten unter
struktureller Anpassung vorgeschrieben,
eine griindliche Priifung der Staatsschulden
vorzunehmen, um zu kldren, warum die
Verschuldung tiberméRig gestiegen ist, und
UnregelméRigkeiten aufzuspiiren. Der voll-
standige Text lautet: ,, Ein Mitgliedstaat,
der einem makrodkonomischen Anpas-
sungsprogramm unterliegt, fiihrt eine um-
fassende Priifung seiner dffentlichen Fi-
nanzen durch, um unter anderem die Griin-
de fiir die Entstehung des tibermdlSigen
Schuldenstandes zu analysieren und etwai-
ge UnregelmdBigkeiten zu ermitteln. “ (1)

Die griechische Regierung von Antonis Sa-
maras hat sich geflissentlich davor gehiitet,
diese Vorschrift anzuwenden, um der grie-
chischen Bevdlkerung die wirklichen Ursa-
chen des Anstiegs der Verschuldung sowie
die damit verbundenen UnregelméRigkeiten
vorzuenthalten. Im November 2012 hatte
das — mehrheitlich rechte — griechische Par-
lament einen von Syriza eingereichten An-
trag zur Einsetzung einer Kommission zur
Uberpriifung der Schulden mit 167 Nein-
stimmen bei 119 Jastimmen und null Ent-
haltungen abgelehnt.

Klar ist, dass ein Wahlsieg von Syriza zur
Bildung einer Regierung fiihren konnte, die
die EU durchaus beim Wort nehmen und
eine Kommission zur Uberpriifung der
Staatsschulden (unter Einbeziehung der Be-
volkerung) bilden konnte, um die Griinde
fiir die iibermédRige Verschuldung Griechen-
lands zu analysieren, etwaige Unregelma-
Rigkeiten zu ermitteln und illegale, illegiti-
me und verabscheuungswiirdige Bestandtei-
le zu identifizieren.

Die Einbeziehung der Biirgerinnen und
Biirger ist unerldsslich, wenn die Priifung
griindlich und unabhéngig sein soll. In die-
sem Zusammenhang muss betont werden,
dass Artikel 8 der oben erwdhnten EU-Ver-
ordnung empfiehlt, bei der ,, Vorbereitung
des Entwurfs fiir ein makroékonomisches
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Anpassungsprogramm [...] die Ansichten
der Sozialpartner sowie der einschldgigen
zivilgesellschaftlichen Organisationen“ ein-
zuholen. Ein Grund mebhr, sie an der Prii-
fung aktiv teilnehmen zu lassen.

Im Folgenden werden einige Kernpunkte
genannt, die bei der Priifung ans Licht
kommen kénnten.

Im Jahre 2009, bevor die Krise ausbrach
und die Troika, die Glaubiger von vier
Fiinfteln der Schulden, sich einmischte, be-
trugen die griechischen Staatsschulden
113 % des BIP; 2014 stiegen sie auf 175 %
des BIP. Die Einmischung der Troika hatte
demnach einen sehr starken Anstieg der
griechischen Schulden zur Folge.

Von 2010 bis 2012 dienten die Kredite, die
die Troika Griechenland gewahrte, weitge-
hend dazu, die Hauptgldubiger des Landes
zu befriedigen — das heift die Privatbanken
der groten Wirtschaftsméchte der EU, al-
len voran deutsche und franzosische Ban-
ken. (2) Ungefédhr 80 % der griechischen
Staatsschulden waren im Besitz der Privat-
banken von sieben EU-Landern. Allein die
deutschen und franzosischen Banken waren
im Besitz von zirka 50 % aller griechischen
Schuldtitel.

Eine Uberpriifung der griechischen Staats-
schulden wird zeigen, dass die europai-
schen Privatbanken von Ende 2005 bis
2009 die an Griechenland gewahrten Kredi-
te stark gesteigert haben (von 80 Milliarden
Euro auf 140 Milliarden Euro, also um 60
Milliarden Euro), ohne dabei die tatsachli-
chen Riickzahlungsmoglichkeiten Grie-
chenlands zu beachten. Die Banken haben
demnach abenteuerlich gehandelt, in der
Uberzeugung, dass die européischen Behér-
den ihnen zu Hilfe kommen wiirden, falls
ein Problem auftreten sollte.

Wie schon oben angedeutet, wird die Prii-
fung zeigen, dass der angebliche Rettungs-
plan, der fiir Griechenland von den europi-
schen Instanzen unter Mitwirkung des In-
ternationalen Wahrungsfonds (IWF) ausge-
arbeitet wurde, in Wirklichkeit dazu gedient
hat, die Riickzahlung der Griechenland ge-
wahrten Kredite an die Banken einiger in
der EU ausschlaggebender Léander sicherzu-
stellen und dabei das Risiko iiber die Troika
auf die Staaten selbst zu verlagern. Nicht
Griechenland wurde gerettet, sondern eine
Handvoll groBer europédischer Privatban-
ken, hauptsédchlich mit Sitz in den starksten
EU-Léandern.




So ist die Troika an die Stelle der europdi-
schen Privatbanken getreten und damit
Ende 2010 Griechenlands Hauptgldubiger
geworden.

Eine Priifung wird die Legalitat und Le-
gitimitdt des Rettungsplans analysieren.
Entspricht er den EU-Vertrdgen (insbeson-
dere dem Artikel 125 des Vertrags iiber
die Arbeitsweise der Europdischen Uni-
on, demzufolge ein Mitgliedstaat die fi-
nanziellen Verpflichtungen eines anderen
Mitgliedstaates nicht iibernehmen darf)?
Ist das normale Entscheidungsfindungsver-
fahren eingehalten worden?

Ist im Jahre 2010 das Autonomieprinzip,
der freie Wille des Kreditnehmers — also
Griechenlands —, von den staatlichen Kre-
ditgebern (also den 14 Mitgliedstaaten, die
Griechenland Anleihen in Hohe von insge-
samt 53 Milliarden gewéhrt haben, und fer-
ner dem IWF, der Europédischen Zentral-
bank (EZB), der Europdischen Kommission
usw.) beachtet worden?

Oder haben sie die infolge der spekulativen
Angriffe der Finanzmarkte entstandene
Notlage des Landes ausgenutzt, um ihm
Vertrage aufzuzwingen, die seinen eigenen
Interessen widersprechen?

Haben die Kreditgeber rabiate Bedingungen
gestellt, insbesondere iiberhohte Zinssétze
gefordert? (3)

Haben die 14 Mitgliedstaaten, die Grie-
chenland jeweils eine bilaterale Anleihe ge-
wahrt haben, die eigenen gesetzlichen und
verfassungsmaRigen Bestimmungen und
diejenigen Griechenlands eingehalten?

Zusétzlich muss die Handlungsweise des
IWF gepriift werden. Bekanntlich duBerten
sich innerhalb der IWF-Fiihrung mehrere
Exekutivdirektoren (der brasilianische,
schweizerische, argentinische, indische, ira-
nische, chinesische und dgyptische) zur Ge-
wihrung einer IWF-Anleihe extrem zuriick-
haltend; insbesondere heben sie hervor,
dass Griechenland in Anbetracht des ihm
auferlegten politischen Kurses nicht imstan-
de sein wiirde, die Anleihe zuriickzuzahlen.
(4) Hat die griechische Regierung im Ein-
verstandnis mit dem damaligen Direktor
des IWF von den griechischen Statistikbe-
horden verlangt, die richtigen Daten zu fal-
schen und somit die Finanzlage so schlecht
darzustellen, dass der IWF einen Rettungs-
plan starten konnte? Mehrere hohe griechi-
sche Beamte behaupten es.

Hat die EZB ihre Kompetenzen massiv
iiberschritten, als sie vom griechischen
Parlament verlangte, Gesetze zum Streik-
recht, zu Gesundheit, Koalitionsfreiheit,
Bildung und Lohnhshen zu verabschieden?

Im Maérz 2012 hat die Troika eine Restruk-
turierung der griechischen Staatsschulden
organisiert, die damals als Erfolg prasentiert
wurde. Erinnert sei daran, dass der Premier-
minister G. Papandreou Anfang November

2011 am Vortag eines G-20-Treffens ange-
kiindigt hatte, im Februar 2012 ein Referen-
dum iiber die von der Troika ausgearbeitete
Restrukturierung abzuhalten. Auf Druck
der Troika kam dieses Referendum nie
zustande und die griechische Bevolkerung
wurde ihres Rechts beraubt, sich zu den
neuen Schulden zu &ufern. Die groRen
Medien haben die Behauptung aufgegriffen,
dass die Restrukturierung eine Reduzierung
der griechischen Staatsschulden um 50 %
erlaube. In Wirklichkeit aber sind die grie-
chischen Staatsschulden 2015 hoher als
2011, im Jahr vor der angeblichen groRRen
Kiirzung um 50 %. Die Priifung wird zei-
gen, dass dieses Restrukturierungsvorha-
ben — in Wahrheit ein gewaltiger Betrug —
mit der Verscharfung einer den Interessen
Griechenlands und seiner Bevolkerung zu-
widerlaufenden Politik einherging.

Weiterhin muss gepriift werden, ob die dem
griechischen Staat von der Troika auferleg-
ten strengen Bedingungen zur Gewédhrung
der Kredite einige der Konventionen und
Vertrage, die sowohl die 6ffentlichen Glau-
biger als auch der Kreditnehmer (Griechen-
land) einhalten miissen, eindeutig verletzen.
Der Juraprofessor Andreas Fischer-Les-
cano hat in einer von der Kammer fiir Ar-
beiter/-innen und Angestellte fiir Wien be-
auftragten Studie (5) unwiderlegbar bewie-
sen, dass die Programme der Troika nach
europdischem Recht und nach dem Vél-
kerrecht illegal sind. Die in den Anpas-
sungsprogrammen fiir Griechenland enthal-
tenen MafSnahmen sowie die daraus resul-
tierende konkrete Politik verletzen eine
ganze Reihe von Grundrechten wie zum
Beispiel das Recht auf Gesundheit, Bil-
dung, Wohnung, Sozialversicherung, einen
gerechten Lohn, aber auch die Koalitions-
freiheit und das Recht zu Kollektivverhand-
lungen. All diese Rechte werden durch
zahlreiche juristische Texte auf internatio-
naler und europdischer Ebene geschiitzt,
zum Beispiel die Grundrechtecharta der
EU, die Europdische Menschenrechtskon-
vention, die Europdische Sozialcharta, die
zwei Menschenrechtsabkommen der Ver-
einten Nationen (UN), die UN-Charta, die
UN-Kinderrechtskonvention, die UN-
Behindertenrechtskonvention, aber auch die
Konventionen der Internationalen Arbeits-
organisation (ILO), die alle als allgemeine
Rechtsgrundsétze gelten.

Die von Professor Fischer-Lescano akri-
bisch aufgestellte Liste der durch die Grie-
chenland aufgezwungenen Memoranden
verletzten Artikel ist beeindruckend und
macht die Instanzen der Troika beziehungs-
weise die von ihr eingefiihrten Werkzeuge
(zum Beispiel den Europdischen Stabilitats-
mechanismus) juristisch dafiir verantwort-
lich.

Die Priifung soll herausfinden, ob die fol-
genden Bestimmungen der oben erwéhnten
EU-Verordnung (472/2013) beachtet wur-
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den: ,, Der Entwurf eines makro6konomi-
schen Anpassungsprogramms hdlt Artikel
152 AEUV und Artikel 28 der Charta der
Grundrechte der Europdischen Union un-
eingeschrdnkt ein.“ ,, Bei den im makro6ko-
nomischen Anpassungsplan aufgefiihrten
Bemiihungen zur Haushaltskonsolidierung
wird berlicksichtigt, dass hinreichende Mit-
tel fiir grundlegende Politikbereiche, wie
Bildung und Gesundheit, bereitgestellt wer-
den miissen. “ AuRerdem ist die Einhaltung
des folgenden Grundprinzips der Verord-
nung zu priifen: ,, Nach Artikel 9 des Ver-
trags liber die Arbeitsweise der Europdii-
schen Union (AEUV) trdgt die Union bei
der Festlegung und Durchfiihrung ihrer
Politik und ihrer MaBnahmen den Erforder-
nissen im Zusammenhang mit der Férde-
rung eines hohen Beschdiftigungsniveaus,
mit der Gewdhrleistung eines angemesse-
nen sozialen Schutzes, mit der Bekdmpfung
der sozialen Ausgrenzung sowie mit einem
hohen Niveau der allgemeinen und berufli-
chen Bildung und des Gesundheitsschutzes
Rechnung. “

Es geht darum, diese Bestimmungen mit
dem Bericht tiber die Umsetzung des zwei-
ten strukturellen Anpassungsprogramms,
den die zustidndigen EU-Stellen im April
2014 veroffentlicht haben, zu vergleichen.
Dort gratulieren sich die Verfasser zur Kiir-
zung der Zahl der im 6ffentlichen Dienst
Griechenlands Beschéftigten um 20 %. (6)
In einem Kasten mit dem Titel ,,Success
stories of the Economic Adjustment
Programme* (Erfolge des strukturellen An-
passungsprogramms) heifit es, dass die Ar-
beitsmarktreformen eine Kiirzung des ge-
setzlichen Mindestlohns ermoglicht haben
und in der 6ffentlichen Verwaltung 150 000
Arbeitsplatze abgebaut worden seien
(,,decrease in general government
employment by 150,000, Seite 10).

Die Priifung diirfte eindeutig zeigen, dass
die von den Glaubigern diktierten Manah-
men einen deutlichen Riickschritt in der
Ausiibung fundamentaler Menschenrechte
darstellen und eine ganze Reihe von Vertra-
gen eindeutig verletzen. Bedeutende Unre-
gelmaRigkeiten konnen ermittelt werden.
Folglich sollte die mit der Priifung beauf-
tragte Kommission ein fundiertes Urteil
iiber die Legalitat oder Illegitimitat, ja
sogar die Nichtigkeit der Schulden Grie-
chenlands gegeniiber der Troika fdllen
koénnen.

(1) Verordnung (EG) Nr. 472/2013 des Euro-
pdischen Parlaments und des Rates vom 21.
Mai 2013 iiber den Ausbau der wirtschafts-
und haushaltspolitischen Uberwachung von
Mitgliedstaaten im Euro-Wahrungsgebiet, die
von gravierenden Schwierigkeiten in Bezug
auf ihre finanzielle Stabilitat betroffen oder
bedroht sind. URL: http://eur-

lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?
uri=CELEX:32013R0472&rid=2 .



http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013R0472&rid=2
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013R0472&rid=2
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013R0472&rid=2

(2) C. Lapavitsas, A. Kaltenbrunner, G. Lam-
brinidis, D. Lindo, J. Meadway, J. Michell, J.
P. Painceira, E. Pires, J. Powell, A. Stenfors,
N. Teles: The eurozone between austerity and
default. September 2010.
URL:http://www.researchonmoneyandfinance
.org/index.php/publication/eurozone-
reports/33-second-rmf-report-on-the-
eurozone-crisis-eurozone-between-austerity-
and-default . Siehe auch Eric Toussaint:
Gréce-Allemagne : qui doit a qui ? (2) Créan-
ciers protégés, peuple grec sacrifié. 8. Oktober
2012. URL: http://cadtm.org/Grece-
Allemagne-qui-doit-a-qui-2 .

(3) Der Zinssatz betrug 2010 und 2011 zwi-
schen 4 und 5,5 % und wurde 2012 nach Pro-

testen von verschiedenen Seiten (einschliel3-
lich der Regierung Irlands, die ab Ende 2010
ebenfalls mit einem sehr hohen Zinssatz zu
kdmpfen hatte) auf etwa 1 % gesenkt. Mit der
Senkung haben die 14 Staaten faktisch aner-
kannt, dass die fritheren Zinssitze tiberhéht
waren.

(4) Siehe die Darstellung des Wall Street Jour-
nal unter

http://blogs.wsj.com/economics/2013/10/07/i
mf-document-excerpts-disagreements-
revealed/ sowie auch
http://greece.greekreporter.com/2013/10/08/se
cret-imf-report-shows-greek-bailout-worries/ .
(5) Austeritédtspolitik und Menschenrechte. 22.
Dezember 2013. URL:

http://media.arbeiterkammer.at/PDF/Studie A
usteritaetspolitik_und Menschenrechte.pdf .
(6) European Commission, Directorate-Gene-
ral for Economic and Financial Affairs (Euro-
pédische Kommission, Generaldirektion fiir
Wirtschaft und Finanzen): The Second Econo-
mic Adjustment Programme for Greece.
Fourth Review — April 2014. Seite 3. URL:

http://ec.europa.eu/economy _finance/publicati

ons/occasional paper/2014/pdf/ocp192 en.pd
f . Der Bericht umfasst 304 Seiten.

http://cadtm.org/Si-un-gouvernement-
Syriza

Ubersetzung: coorditrad (Michéle Mialane,
Werner Horch, 26.01.2015)

Wer schuldet wem?

Attac Osterreich: 77% der Hilfsgelder fiir Griechenland gingen an den Finanzsektor,
SiG 104, S. 25 (attac Osterreich), weiter hier
Staatsverschuldung als Umverteilung*, Mehrere Artikel in SiG 83
Fred Schmid, ISW: Nicht die Griechen, die Troika und Finanzméarkte haben das Land verwiistet

Michael Schlecht

Schuldentreiber Deutschland

11. Februar 2015

Schon seit einigen Jahren prasentiert sich
die Bundesregierung als Sparkommissar
Europas — eigentlich der ganzen Welt. Mit
dem ,,Wachstum auf Pump“ miisse Schluss
sein, fordert die Bundeskanzlerin. Dass dies
funktioniere, zeige das Beispiel Deutsch-
land. Der Staatshaushalt sei ausgeglichen,
die Wirtschaft wachse. Alles in Butter?

Tatsdchlich beruht das Wachstum der
deutschen Wirtschaft zum groRen Teil
auf Schulden — die das Ausland bei
Deutschland macht.

2014 wuchs die deutsche Wirtschaftsleis-
tung um 1,5 Prozent. Darin enthalten war
ein Exportiiberschuss von rund 220 Milliar-
den Euro. Das heifit: Die deutsche Wirt-
schaft verkaufte im vergangenen Jahr Wa-
ren und Dienstleistungen im Wert von 220
Milliarden Euro mehr ans Ausland, als sie
aus dem Ausland bezog.

Das ist der gefeierte “Exportiiberschuss”.
Nur: Was bedeutet das real? Sitzt Deutsch-
land nun auf einem groflen Geldsack? Nein.
Es bedeutet, dass sich das Ausland tiber
weitere 220 Milliarden Euro bei Deutsch-
land verschuldet hat. Anders gesagt: 2014
lieh Deutschland dem Ausland 220 Milliar-
den, um deutsche Waren zu kaufen. Der
Geldsack besteht aus nichts anderem, als
aus Forderungen an das Ausland.

Dieser Uberschuss soll im Jahr 2015 auf
206 Milliarden weiter steigen, das hat das

Bundeswirtschaftsministerium fest einge-
plant. Das bedeutet, dass die deutsche Wirt-
schaft auf Pump lebt — auf Pump der ande-
ren.

Nimmt man den Leistungsbilanziiber-
schuss, in dem zusétzlich zum Exportiiber-
schuss noch Einkommen- und Vermogens-
iibertragungen berticksichtigt werden, dann
betrégt der Uberschuss 2014 nur rund 215
Milliarden Euro. Das ist aber immer noch
Weltrekord. Selbst das Riesenreich China
kam nur auf 115 Milliarden!

Seit dem Jahr 2000 summieren sich die
deutschen Exportiiberschiisse auf 1,8 Bil-
lionen Euro, am Ende des Jahres werden es
zwei Billionen sein. Das sind 2000 Milliar-
den, die Deutschland ans Ausland leiht, um
seinen Export zu finanzieren. Wie nachhal-
tig ist das? Gar nicht! Eigentlich miisste
Deutschland Defizite im Auenhandel ma-
chen, um die Verschuldung des Auslands
bei sich zu senken und um das zu erreichen,
was das Stabilitdtsgesetz von 1967 vor-
schreibt: einen langfristig ausgeglichenen
AuBenhandel.

Wenn Wirtschaftsminister Gabriel weiterhin
Exportiiberschiisse fiir unverzichtbar halt,
dann hei8t das nur, dass er erstens dauerhaft
die Schulden des Auslandes bei uns weiter
steigert und zweitens, dass er dem Ausland
nie die Chancen geben will die Schulden an
uns zuriickzuzahlen. Letztlich ist er bereit
die Waren und Dienstleistungen von bislang
zwei Billionen Euro dem Ausland zu schen-
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ken. Denn wenn es nie seine Schulden be-
zahlen kann, bleibt am Ende in irgendeiner
Form nur die Schuldenstreichung tibrig.

Doch die Bundesregierung ist nicht in der
Lage oder nicht willens, diese doch recht
einfachen Zusammenhéange zur Kenntnis zu
nehmen. Auf das Problem hingewiesen,
lacht Wirtschaftsminister Gabriel und
schldgt die Hande tiber dem Kopf zusam-
men. Die iibergrofle Mehrheit des Hohen
Hauses verlustiert sich schenkelklopfend
iiber ihre eigene 6konomische Impotenz.
,,Eine Stiarke der deutschen Industrie ist der
Aullenhandel, deswegen wiinschen wir uns
keine AuBenhandelsdefizite®, sagte Dirk
Becker (SPD). Nichts verstanden! Intellek-
tueller Tiefflug!

Dabei wire die Losung so einfach: massive
Reallohnerhohungen und éffentliche In-
vestitionen zur Stirkung der Binnen-
nachfrage. Das stiitzt die Konjunktur,
schafft Jobs, macht Menschen wohlhaben-
der, erhoht den Import — und beseitigt auf
Dauer den unhaltbaren Zustand, dass
Deutschland den Banker der Welt spielt.

http://www.michael-schlecht-
mdb.de/schuldentreiber-deutschland.html

Lohndumping als Krisenbeschleuniger
Wie hiangen die europaischen Ungleich-
gewichte und die Schuldenberge Stideu-
ropas zusammen? von: Tomasz Konicz

http://www.gegenblende.de/++co+
+7d078ba4-cddf-11e2-a4bd-52540066£352
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Eric Toussaint zur Londoner Schuldenkonferenz:
Vergleich Deutschland 1953 | Griechenland jetzt

(...) Der radikale Schuldenschnitt fiir die
Bundesrepublik Deutschland und ihr ra-
scher Wiederaufbau nach dem Zweiten
Weltkrieg wurden moglich, weil es einen
politischen Willen seiner Glaubiger dazu
gab — d.h. der USA und seiner wichtigsten
westlichen Verbiindeten GroRbritannien und
Frankreich. Im Oktober 1950 formulierten
die Westalliierten ein Projekt, bei dem die
Bundesregierung ihre Schulden aus der Zeit
vor und nach dem Krieg anerkannte.

Die Alliierten schlossen dem eine Erklarung
an, dass "die drei Lénder darin tliberein-
stimmen, dass der Vorschlag eine angemes-
sene Regelung der Forderungen gegeniiber
Deutschland vorsieht, die am Ende die fi-
nanzielle Situation der deutschen Wirt-
schaft nicht durch unerwiinschte Auswir-
kungen aus dem Gleichgewicht bringen
darf und die potentiellen Devisenreserven
nicht iiber Gebiihr angreifen darf. Die drei
Léinder sind iiberzeugt, dass die Bundesre-
gierung ihre Position teilt und dass die
Wiederherstellung der deutschen Zahlungs-
fahigkeit begleitet ist von einer angemesse-
nen Regelung der deutschen Schulden, die
allen Beteiligten eine gerechte Verhandlung
sichert und die wirtschaftlichen Probleme
Deutschlands in Rechnung stellt."

Die von Deutschland eingeforderte Schuld
aus der Vorkriegszeit betrug 22,6 Milliarden
DM, wenn man die Zinsen hinzuzahlt. Die
Schulden aus der Nachkriegszeit wurden
auf 16,2 Mrd. geschétzt. Nach dem Londo-
ner Abkommen wurde diese Schuld auf 7,5
Mrd. DM fiir die Vorkriegs- und auf 7 Mrd.
DM fiir die Nachkriegszeit reduziert. Das
war eine Reduzierung um 62,6 %.

Zudem sah das Abkommen die Moglichkeit
vor, die Zahlungen auszusetzen und die
Zahlungsbedingungen neu zu verhandeln,
sobald substantielle Anderungen eintreten
wiirden, die die verfiigbaren Ressourcen
einschrénken wiirden.

Um sicher zu gehen, dass die westdeutsche
Wirtschaft wirklich wieder auf die Beine
kommen und dass sie ein stabiles und zen-
trales Element im atlantischen Block gegen-
iiber dem Ostblock darstellen wiirde, mach-
ten die alliierten Glaubiger den verschulde-
ten deutschen Behérden und Unternehmen
bedeutende Zugestandnisse, die weit iiber
eine Schuldensenkung hinausgingen. Sie
sind vom Grundsatz ausgegangen, dass
Deutschland in der Lage sein muss, seine
Schulden zuriickzuzahlen bei Sicherung ei-
nes hohen Lebensstandards und der Verbes-
serung der Lebensbedingungen der Bevol-
kerung.

(...) Wenn wir einen Vergleich zwischen
der Behandlung wagen, die Griechenland
heute erleidet und die Deutschland nach
dem Zweiten Weltkrieg zuteil wurde, treten
die Unterschiede und die Ungerechtigkeit
frappierend zutage. Hier eine nicht erschop-
fende Liste in elf Punkten:

1. Der Schuldenerlass, der Griechenland im
Mirz 2012 zuteil wurde, war im Verhaltnis
unendlich viel kleiner als der, der Deutsch-
land gewéhrt worden war;

2. Die wirtschaftlichen und sozialen Bedin-
gungen, die mit diesem Plan einhergehen
(und denen davor), fordern in keinster Wei-
se einen Wiederaufschwung der griechi-
schen Wirtschaft, wihrend sie wesentlich
zum Wiederaufschwung der deutschen
Wirtschaft beigetragen haben;

3. Von Griechenland werden Privatisierun-
gen vor allem zugunsten der ausldndischen
Investoren verlangt, wahrend Deutschland
ermuntert wurde, die eigene Kontrolle tiber
strategische Wirtschaftssektoren zu verstar-
ken und der offentliche Sektor einen starken
Aufschwung nahm;

4. Die bilateralen Schulden Griechenlands
(gegeniiber den Staaten die sich am Plan
der Troika beteiligt haben) wurden nicht
herabgesetzt (nur seine Schulden gegeniiber
den privaten Banken), wéhrend die bilatera-
len Schulden Deutschlands (angefangen bei
denen, die das sog. Dritte Reich den von
ihm tiberfallenen, besetzten oder annektier-
ten Landern aufgezwungen hatte) um tiber
60% reduziert wurden;

5. Griechenland muss in Euro zahlen und
hat ein Handelsbilanzdefizit (also einen
Mangel an Euro) gegeniiber seinen europdi-
schen Partner (vor allem Deutschland und
Frankreich), wahrend Deutschland den
Hauptteil seiner Schulden in DM zahlen
konnte, die damals stark abgewertet war;

6. Die griechische Zentralbank darf der
griechischen Regierung kein Geld leihen,
wihrend die Bundesbank der Bundesregie-
rung Geld geliehen hat und die Notenpresse
(wenn auch moderat) betédtigt hat;

7. Deutschland wurde erlaubt, nicht mehr
als 5 Prozent seiner Exporterlose in den
Schuldendienst zu stecken, wihrend es fiir
Griechenland diesbeziiglich keine Ober-
grenze gibt;

8. Gerichtsstand fiir die neuen griechischen
Schuldentitel (gegeniiber den Banken), die
die alten ersetzen, ist nicht mehr die Grie-
chenland, sondern Luxemburg und das Ver-
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einigten Konigreich; von diesen weif man,
wie sehr sie sich auf die Seite der privaten
Gléaubiger stellen; fiir die deutschen Schul-
den hingegen waren deutsche Gerichte zu-
standig (also die Gerichte einer ehemals ag-
gressiven Militdrmacht).

9. In Sachen Riickzahlung der Auslands-
schuld konnte die deutschen Gerichte sich
weigern, Urteile ausldndischer Gerichte
oder von Schiedsgerichten vollstrecken zu
lassen, wenn dies die 6ffentliche Ordnung
storte. In Griechenland lehnte es die Troika
natiirlich ab, dass dortige Gerichte die St6-
rung der 6ffentlichen Ordnung als Argu-
ment fiir eine Aussetzung der Schuldenzah-
lung anrufen kénnen. Die enormen sozialen
Proteste und der Aufstieg der neonazisti-
schen Krifte sind aber direkte Folge der
von der Troika und vom Zwang zur Schul-
denzahlung diktierten MaRnahmen. Trotz
der zu erwartenden Proteste aus Briissel,
vom IWF und von den "Finanzmérkten"
konnte der griechische Staat sich ohne wei-
teres auf den Notstand und auf die Stérung
der offentlichen Ordnung berufen, um die
Schuldenzahlung auszusetzen und die unso-
zialen Manahmen der Troika abzuschaf-
fen.

10. Deutschland hatte die Mdoglichkeit, die
Zahlungen auszusetzen und die Zahlungs-
bedingungen neu zu verhandeln, wenn sub-
stantielle Verdnderungen die Verfiigharkeit
seiner Ressourcen einschrankten. Fiir Grie-
chenland ist nichts dergleichen vorgesehen.

11. Im Londoner Abkommen ist ausdriick-
lich vorgesehen, dass Deutschland selbst
herstellen konnte, was es zuvor importiert
hatte, um einen Exportiiberschuss zu errei-




chen und die lokale Produktion zu starken.
Der Grundgedanke der Abkommen, die
Griechenland aufgezwungen wurden, und
die Regeln der EU verbieten der griechi-
schen Regierung jedoch, seine lokalen Pro-
duzenten zu helfen, zu subventionieren und
vor der Konkurrenz anderer EU-Staaten
(die Haupthandelspartner Griechenlands) zu
schiitzen, sei es in der Landwirtschaft, der
Industrie oder im Dienstleistungsgewerbe.
Man konnte hinzufiigen, dass Deutschland
nach dem Zweiten Weltkrieg, in bedeuten-
dem Umfang Hilfen erhalten hat, vor allem
aus dem Marschallplan.

Man versteht also, warum sich Alexis Tsi-
pras, der Sprecher von Syriza, auf das Lon-
doner Abkommen bezieht, wenn er sich an
die europédische Offentlichkeit wendet. Die
ungerechte Behandlung, die das griechische

Volk erleidet (wie auch die anderen Vélker,
deren Regierungen den Rezepten der Troika
folgen), muss das Gewissen der 6ffentli-
chen Meinung wachriitteln.

Aber hegen wir keine Illusionen: Die Griin-
de, warum die Westméchte Westdeutsch-
land nach dem Zweiten Weltkrieg mit
Samthandschuhen angefasst haben, fallen
bei Griechenland nicht ins Gewicht. Fiir
eine wirkliche Losung des Schulden- und
Spardramas wird es noch machtvolle sozia-
le Mobilisierungen in Griechenland und im
Rest der EU brauchen — und einer neuen
Regierung in Athen, die wirklich den Volks-
willen zum Ausdruck bringt.

Originaltext: http://cadtm.org/Allemagne-
Grece-deux-poids-deux

Manolis Glezos

Ubersetzung: http:/www.juergen-

klute.eu/de/article/476.griechenland-
deutschland-wer-schuldet-wem.html

Zur Londoner Schuldenkonferenz:
Broschiire von ,,Erlassjahr
http://www.erlassjahr.de/london/broschue
re-60-jahre-london.html

Kein Abs fiir Athen: Der Deutsche-
Bank-Manager verhalf mit dem Londoner
Schuldenabkommen von 1953 den
Bundesdeutschen zu Wohlstand und
Wirtschaftswunder — fiir Griechen ist so
was nicht zu vertreten. (18.2.2015)
http://www.jungewelt.de/2015/02-17/006.php

http://www.rosalux.de/news/41138/die-
angst-vor-dem-schuldenschnitt.html

Deutschland und Griechenland haben bisher offiziell
keinen Friedensvertrag abgeschlossen

Der griechische Politiker und Widerstandskdmpfer (1) Manolis Glezos iiber die Verbrechen der Wehrmacht, die Haltung der
deutschen Bundesregierung und die Wahlen in Griechenland. Der 92-jéihrige Manolis Glezos wurde auf der griechischen Insel
Naxos geboren, er ist Europaabgeordneter der Linkspartei SYRIZA und derzeit dltestes Mitglied des Europaparlaments.

weltnetz.tv: Herr Glezos, wenn die deut-
sche Regierung am 3. Oktober die Wieder-
vereinigung feiern lasst, trauern die Men-
schen in Griechenland. Denn der 3. Oktober
steht dort fiir die Massaker der Wehrmacht
im Bergdorf Ligiades. Es gibt heute in Grie-
chenland neunzig sogenannter Martyrerdor-
fer, die von den deutschen Besatzern nie-
dergebrannt und deren Bewohner ermordet
wurden. Nun war der deutsche Bundespra-
sident Joachim Gauck als erster deutscher
Staatsvertreter 2014 in Ligiades und hat
dort um Verzeihung fiir die Verbrechen der
Wehrmacht gebeten. Hat sich den seither et-
was getan in Richtung Entschadigung und
Wiedergutmachung?

Manolis Glezos: Vorerst mochte ich fest-
halten, dass das deutsche Volk heute keine
Verantwortung fiir die Verbrechen des Drit-
ten Reiches tragt. Vergleichen Sie es mit ei-
nem Kind, dessen Vater ein Morder ist.
Tragt hier das Kind Schuld? Aus demselben
Grund habe ich tausend Mal betont, dass
das deutsche Volk keine Verantwortung fiir
die Gewalttaten des Dritten Reiches tragt.
Die Thematik ist eine andere. Es geht um
die Frage, warum die heutigen Regierungen
Deutschlands die Taten des Dritten Reiches
nicht zugeben.

weltnetz.tv: Das wére auch meine Frage
gewesen: Sind denn bisher tiberhaupt Téter
vor Gericht gestellt oder bestraft worden?

Manolis Glezos: Ja, das hat es gegeben. Ei-
nige von ihnen haben in Griechenland vor

Gericht gestanden. Aber viele andere wur-
den damals im Zusammenhang mit dem
Fall Merten, nach Ubereinkunft mit der
griechischen Regierung, vor deutsche Ge-
richte gestellt. In Deutschland ist man zwar
diesen Fallen gerichtlich nachgegangen.
Man warf den Angeklagten Verbrechen in
Griechenland vor. Aber sie antworteten:
,»Ich habe stets Anordnungen und Befehle
meiner Obersten befolgt.“ Das Urteil hief§
dann in der Regel: ,Der Angeklagte wird
freigesprochen.“ Dementsprechend folgte
keine einzige Verurteilung in Deutschland.

Aber wir miissen den Tatsachen auf den
Grund gehen: Deutsche Militdreinheiten
hatten unser Land besetzt. Im Grunde fan-
gen die Probleme ab diesem Punkt an.
Denn gemdR des bis heute geltenden Vo6l-
kerrechts ist kein Land, das ein anderes im
Krieg angreift, zur Wiedergutmachung oder
Entschadigung verpflichtet. GemaR des gel-
tenden Kriegsrechts — und so war es bisher
— darf der Sieger alles, was in Verbindung
mit Waffen, Riistungsfabrikation und Waf-
fenkammern steht an sich nehmen. Darum
geht es uns aber noch nicht einmal. Wir
sprechen von etwas anderem: und zwar da-
von, dass dem deutschen Militér ein Stab
von Wirtschaftswissenschaftlern folgte, die
umgehend Mallnahmen gegen das griechi-
sche Volk verhdngten. Es handelt sich um
eine Vielzahl von Mafnahmen, die dem
Volk aufgezwungen wurden. Ich habe ein
Buch iiber dieses Thema verfalit. Der deut-
sche Bundesprésident, Joachim Gauck, be-
richtete mir, er habe es gelesen.
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weltnetz.tv: Herr Glezos, das Thema der
Wiedergutmachung konnte ja bald wieder
auf der politischen Agenda stehen, wenn am
Sonntag ihre Partei, die Linkspartei SYRI-
ZA, die Wahlen gewinnt. Worum geht es?
Wie soll dieses Thema wieder auf die politi-
sche Agenda gesetzt werden.

Manolis Glezos: Auf dieses Thema beziehe
ich mich unabhéngig von den Wahlen. Es
geht um etwas Wesentliches. Deutschland
und Griechenland haben bisher offiziell kei-
nen Friedensvertrag abgeschlossen. Ledig-
lich ein Waffenstillstand wurde vereinbart.
Weshalb? Weil die deutsche Regierung
weil}, dass sie gezwungen sein wird, Grie-
chenland sdmtliche Schulden zu erstatten,
sobald ein Friedensabkommen unterzeich-
net ist. Und zwar unabhéngig davon, ob
Griechenland es einfordert oder ob Grie-
chenland es nicht einfordert. Deshalb lautet
fiir mich die einzig wichtige Forderung, wie
folgt: Sowohl unter der Regierung von SY -
RIZA sowie auch unter jeder anderen Re-
gierung, muss die Unterzeichnung eines
Friedensvertrages zwischen Deutschland
und Griechenland erfolgen.

weltnetz.tv: Und deswegen auch die Debat-
te tiber den Schuldenschnitt. Es gibt ja die
Londoner Schuldenkonferenz von 1953.
Deutschland wurden die Schulden erlassen.
Wie geht es nun mit Griechenland weiter?
Wie wollen Sie auch das durchsetzen?
Manolis Glezos: Das ist ein anderes The-
ma. Es hat nichts mit dem Vorherigen zu
tun. Auf das vorhin erwéhnte Problem bin
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ich ausfiihrlich eingegangen und ich denke,
es ist 1osbar. Allerdings erst, wenn ein Frie-
densvertrag abgeschlossen wird. Und ganz
unabhédngig davon, wer an der Regierung
ist.

Das zweite Thema ist der riesige Schulden-
berg, dem Griechenland gegeniibersteht.
Unserer Meinung nach sollte das Schulden-
problem ebenso geldst werden, wie es 1953
mit der Schuldenentlastung Deutschlands
der Fall war. Wir fordern nichts weiter als
das. Das Problem sollte heute auf die glei-
che Art und Weise losbar sein, wie es da-
mals auch geschah. Auerdem hatte Grie-
chenland damals ebenfalls zur Losung bei-
getragen.

weltnetz.tv: Herr Glezos, wenn wir jetzt
hier in Berlin auf die Straen gehen und mit
den Deutschen heute sprechen, wiirden vie-
le sagen: ,,Ach, das ist doch lange her. Wir
haben heute nichts mehr damit zu tun.
Warum sollen wir heute etwas zahlen?
Warum sollen wir heute Schulden
erlassen?“ Was wiirden Sie diesen Men-
schen antworten?

Manolis Glezos: Ich bin gestern mit dem
Auto aus Briissel nach Berlin gefahren, vor-
bei an Hannover. Vor zwanzig Jahren, 1995,
wurde ich von Freunden aus Deutschland
dorthin eingeladen, um tiber Fragen der
Okologie, der Umwelt und andere Themen
zu diskutieren. Meine Freunde fragten
mich, was ich noch zu besprechen wiinsch-
te. Ich bat um ein Gespréch iiber das Thema
der Schulden Deutschlands an Griechen-
land. Einen ganzen Abend lang diskutierten
wir dariiber. Zum ersten Mal wurden Deut-
sche — es war ein deutsches Publikum — mit
diesem Thema, das ich ansprach, konfron-
tiert. Das hat dermafen viel Aufsehen er-
regt, dass ich, zuriick in meinem Heimatort
Aperathos, einem Bergdorf auf Naxos, von
der Redaktion der Zeitung Die Zeit telefo-
nisch dazu gebeten wurde, einen Artikel
iiber dieses Thema zu schreiben. Sie woll-
ten meine Rede schriftlich haben.

Ich habe den Artikel geschrieben, jedoch
ohne Titel. Den Titel hatte die Redaktion er-
ganzt. Er hief: ,,Ein Unrecht mul gesiihnt
werden.“ In dem Text versicherte ich, dass
wir Griechen keinerlei Feindseligkeit ge-
geniiber dem deutschen Volk verspiiren;
dass wir die deutsch-griechische Freund-
schaft vertiefen wollen.

Genau das beweist auch meine Aussage:
Wiirden wir Griechen ndmlich Hass gegen-
tiber den Deutschen verspiiren, hétte ich
nicht folgenden Vorschlag gemacht: Dass
Deutschland als Ausgleich der Kriegsschul-
den beispielsweise Schiilern, Studenten und
jungen Wissenschaftlern aus Griechenland
Stipendien in der Bundesrepublik gewdhrt.

Ahnliche Vorschlidge kénnen sie auch in der
Zeit nachlesen. Es miifSte die Ausgabe von
Juli 1995 sein, das weil ich nicht mehr so
genau. Dort kénnen sie alles nachlesen, es
ist dort veroffentlicht. Solche Vorschlage
habe ich gemacht. Und ich betone, dass die-
se Vorschlédge — es sind Vorschldge von mir
personlich — Deutschland nicht so in Be-
dréngnis bringen wiirde, wie wir heute in
Bedrdngnis gekommen sind. Das ist der
groRe Unterschied. Wir wollen Deutschland
nicht an den Pranger stellen. Wir kénnen
die Losungen gemeinsam finden.

Was fiir Losungen kénnen das sein? Da
ware das Problem mit den Zinsen. Hier
miissen wir moglichst niedrige Zinssatze
vereinbaren. Das ist meine personliche
Meinung. Ich glaube, jede griechische Re-
gierung wird einen Weg finden, Griechen-
lands Anspriiche zu sichern.

Eigentlich geht es um die Frage der Moral.
Dartiber habe ich auch ein Buch geschrie-
ben. Selbst wenn es sich nur um eine Deut-
sche Mark handelte, Deutschland ist ver-
pflichtet, sie zu erstatten. Denn die Moral
steht tiber allem.

Und nicht das deutsche Volk soll bezahlen,
sondern die deutschen Firmen, die aus der
Besatzung einen Nutzen gezogen und das
griechische Volk auspliindert haben. Das
deutsche Volk braucht nicht dafiir aufkom-
men. Die Firmen sollen alle Reparationen
zahlen. Die Anspriiche sind nicht sehr hoch.
Wissen Sie, um wieviel Geld es sich han-
delt? Abgeordnete der Partei DIE LINKE
haben die Summe errechnet. Wahrend einer
Sitzung im deutschen Bundestag erklarten
sie, die Summe sei nur ein Drittel der auf-
gewendeten Kosten fiir den Regierungsum-
zug von Bonn nach Berlin. Dreilig Prozent
davon, das ist nicht viel.

weltnetz.tv: Herr Glezos, meine letzte Fra-
ge: Wir sind hier auf dem Dach in der Kup-
pel des deutschen Bundestages. Wenige
Meter von uns entfernt tagt die Regierung,
tagt das Parlament. Nun gibt es am Sonntag
Wahlen in Griechenland und ihre Partei -
die SYRIZA - hat gute Chancen, die Regie-
rung zu iibernehmen. Aber es gab gleichzei-
tig sehr harsche, sehr kritische Stellungnah-
men der deutschen Regierung, die vor
schweren Konsequenzen fiir Griechenland
gewarnt hat. Wie haben Sie das
empfunden? Haben Sie das als Druck, viel-
leicht sogar als Erpressung, empfunden?

Manolis Glezos: Zuallererst wiirde ich gerne
das Vorangegangene vervollstandigen. Denn
ich habe versaumt zu erwdhnen: Das Thema
wird offiziell von Seiten der deutschen Regie-
rung, konkreter von Herrn Schéuble selbst, als
abgeschlossen erklart. Doch gerade mit dieser
Aussage bestitigt Herr Schéduble, dass das
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Thema tiberhaupt existiert. Ich habe ihm fol-
gende Frage gestellt und erwarte eine Ant-
wort. Ich stelle ihm von hier aus noch einmal
die Frage und fordere eine Antwort. Wann
wurden die griechischen Reparationsansprii-
che abgegolten, und wie? Darauf erwarte ich
eine Antwort. Das ist der eine Punkt.

Der andere Punkt: Er sagte, das Thema gehore
der Vergangenheit an. Wir sollten die Vergan-
genheit ruhen lassen und in die Zukunft bli-
cken. Ich frage ihn: Wenn er tatsachlich darin
Recht haben sollte, warum hat dann die deut-
sche Regierung vor Kurzem erst die Nach-
kommen der Holocaust-Opfer, jiidischer Ab-
stammung, die heute in Israel leben, nicht nur
entschadigt, sondern ihnen auferdem einen
Rentenanspruch ohne Zeitbeschrankung zuge-
wiesen? Gehort das der Vergangenheit oder
der heutigen Zeit an? Warum mit zweierlei
MaR messen? Warum wird im Fall Israels dem
Land entgegengekommen und warum im Falle
Griechenlands nicht? Darauf ist er eine Ant-
wort schuldig.

Um auf das andere Thema zu kommen, das
Sie vorhin erwéhnten: In Griechenland — und
ich bitte, dass alle Thre Zuschauer das wirklich
ernst nehmen — hat das griechische Volk die
Zeichen der Zeit erkannt und wird die Tore fiir
ein anderes Europa 6ffnen, das heute so noch
nicht existiert und nach dem wir uns sehnen.
Wir verlangen ein demokratisches Europa. Ein
Europa, das seinen Biirgern gehort und nicht
der NATO und den USA. Es soll autonom,
selbstverwaltet und unabhéngig sein. Und das
soll am Sonntag in Griechenland beginnen.
Wie gesagt: Das griechische Volk hat die Zei-
chen der Zeit erkannt und wird den Weg berei-
ten fiir ein neues Europa. Das neue Europa
wird am Sonntag in Griechenland geboren
werden. Ein neues Europa, das sich alle seine
Volker erhoffen. Ein Europa der Demokratie,
des Friedens und nicht ein Europa eines auto-
ritdren Regimes!

http://weltnetz.tv/video/614

(1) Am 30. Mai 1941 holte Manolis Glezos zu-
sammen mit seinem Freund Lakis Santas die
Naziflagge von der Akropolis und hisste die
griechische Fahne. Diese erste Widerstands-
handlung in Griechenland, durch die Glezos

ein antifaschistischer Held wurde, war ein
Fanal, das viele Griechen zum Widerstand
anregte. Glezos und Santas wurden in Abwe-
senheit zum Tode verurteilt. Am 24. Mdirz
1942 wurde Glezos verhaftet und von der
deutschen Besatzungstruppe gefangen gehal-
ten und gefoltert.

Griechenland, das Diktat vom IWF
und EU und die deutsche

Verantwortung (Wissenschaftlicher
Beirat von Attac Deutschland, 2010)



http://www.attac.de/uploads/media/wiss_beirat_zu_griechenland_7mai10_neuer_druck.pdf
http://www.attac.de/uploads/media/wiss_beirat_zu_griechenland_7mai10_neuer_druck.pdf
http://www.attac.de/uploads/media/wiss_beirat_zu_griechenland_7mai10_neuer_druck.pdf
http://www.attac.de/uploads/media/wiss_beirat_zu_griechenland_7mai10_neuer_druck.pdf
http://www.attac.de/uploads/media/wiss_beirat_zu_griechenland_7mai10_neuer_druck.pdf
http://weltnetz.tv/video/614

Manolis Glezos: ,,Schwarzbuch der deutschen Besatzung im Zweiten Weltkrieg“

Manolis Glezos ist Mitautor des “Schwarz-
buches der Besatzung”, das nicht nur pra-
zise die zahllosen Verbrechen deutscher Be-
satzer im Zweiten Weltkrieg beschreibt,
sondern auch die systematische 6konomi-
sche Auspliinderung Griechenlands durch
die Deutschen. (...)

Erstens wurden groe Mengen von Boden-
schétzen - Bauxit, Mangan, Nickel, Molyb-
dén, Schwefelkies u. a. beschlagnahmt und
dauerhaft nach Deutschland “umgeleitet” -
ca, 45 bis 50 Mio RM jahrlich!

Aber auch groRe Mineral6l- und Kohlen-
vorrate (10.000 Tonnen) sowie die wich-
tigsten landwirtschaftlichen Exportprodukte
wurden weggeschafft (...).

Das bedeutendste Beutegut aber war der Ta-
bak. Unter der Regie des Reemtsma-Mana-
gers Otto Lose wurde die gesamte Ernte der
Jahre 1939 und 1940 beschlagnahmt und
abtransportiert. (...)

Fiir diese ,,Anké&ufe” stellten die Beute- und
Erfassungskommandos der 12. Armee Lie-
ferbescheinigungen aus, die Zahlungsver-
sprechen fiir die Zeit nach Kriegsende ent-
hielten, oder sie bezahlten mit ,,Reichskre-
ditkassenscheinen“, dem Besatzungsgeld
der Wehrmacht (...).

Griechenland wurden auch riesige Statio-
nierungskosten aufgebiirdet, einschlieflich
Proviantlieferungen fiir das Afrika-Korps
von Erwin Rommel! Die Folge war der
Hungerwinter von 1941/42. Es starben iiber

100.000 Menschen an Hunger und Folge-
krankheiten.

Die gigantische Auspliinderung dauerte fak-
tisch bis zum Abzug der Deutschen Besat-
zungstruppen im Herbst 1944 an. Griechen-
land wurden dabei rein materielle Schiaden
in Hohe von mindestens 10, vermutlich
aber bis zu 12 Milliarden US-Dollar zuge-
fiigt. Dies auf heutige Euro-Werte umge-
rechnet ergibt - einschlieRlich Zinsen -
einen Betrag von ca. 160 Mrd. Euro!

Dabei ist hier die “menschliche Komponen-
te” fast vollig auler Acht geblieben. Grie-
chenland hat - wie kein anderes Land Euro-
pas - durch Krieg und Besatzung fast acht
Prozent seiner Bevélkerung verloren!

http://www.argolis.de/Glezos Nafplio/

»Zug der Erinnerung« fordert
Begleichung deutscher Schulden
gegeniiber Griechenland.
Bundesregierung und Deutsche Bahn
mauern jedoch weiter

Der gemeinniitzige Verein »Zug der Erinne-
rung e.V.«wirft sowohl der DB als Rechts-
nachfolgerin der Reichsbahn, als auch der
amtierenden Bundesregierung als »juristi-
scher Schuldnerin« vor, griechischen NS-
Opfern insgesamt 75 Millionen Euro zu
schulden und die Riickzahlung des Betrags
nach wie vor zu verweigern.

Bei den Massendeportationen der jiidischen
Bevolkerung Griechenlands nach Ausch-
witz soll die Deutsche Reichsbahn Fahrt-
kosten im heutigen Wert von iiber 75 Mil-
lionen Euro erhoben haben, allein 64 Mil-
lionen Euro mufiten von den tiber 48.000
Deportierten der Stadt Thessaloniki gezahlt
werden, deren Verschleppung zwischen
Marz und August 1943 stattfand.

Mit einer logistischen Glanzleistung stell-
ten die Mordbeihelfer der Deutschen
Reichsbahn damals 19 Transporte mit je-
weils rund 30 verriegelten Giiterwagen zu-
sammen. Pro Person waren umgerechnet
33 Reichsmark zu entrichten. Die Ver-
schleppten wurden bei Ankunft in Auschwitz
sofort durch Gas ermordet; nur wenige ent-
gingen diesem Tod, weil sie als Arbeitsskla-
ven bendtigt wurden. http://www.junge-
welt.de/2015/02-14/034.php
http://www.zug-der-erinnerung.ew/

"Wenn wir Europa nicht dndern, wird es die extreme Rechte tun", hat Tsipras prophezeit. Kiihnheit ist heute also
umso dringlicher gefordert. Dabei ist die Aufgabe der griechischen und spanischen Linken bereits so gewaltig, dass
man zégert, ihnen auch noch die riesige Verantwortung aufzubiirden, die Demokratie auf dem alten Kontinent zu
verteidigen und den "clash of civilizations" abzuwenden. Und doch ist es genau das, worum es heute geht."
Serge Halimi, Feb. 2015 : http://www.monde-diplomatique.de/pm/2015/02/13.mondeText1.artikel,a0032.idx,6

Le Monde Diplomatique France zu der Massenhinrichtung bei Charlie Hebdo
Es geht um die Definition der Bruchlinien
innerhalb der franzésischen Gesellschaft

Donnerstag, 8. Januar 2015

Der am Sitz der Satirezeitschrift Charlie Hebdo begangene
Mordanschlag am 7. Januar 2015 sollte Journalisten und Ka-

Grundrechte unter dem Vorwand, dass dadurch die 6ffentli-

rikaturisten aufgrund ihrer 6ffentlich vertretenen Meinung

toten.

Er stiirzt diejenigen in Trauer, die sich fiir die Meinungs- und
Pressefreiheit engagieren und versetzt die franzosische Ge-
sellschaft in kollektive Trauer und Entsetzen. Die Beleg-
schaft der Monde Diplomatique bekundet den Angehorigen
der Opfer und deren Freunde ihr aufrichtiges Mitgefiihl und

sichert ihnen grofte Solidaritat zu.

che Sicherheit garantiert werden konnte und ein Sieg im
,Krieg gegen den Terrorismus“ moglich sei.

Eine entscheidende Auseinandersetzung ist jetzt im Gange,

bei der es um die Definition der Bruchlinien innerhalb der
franzosischen Gesellschaft geht. Ideologische Brandstifter
versuchen, in Europa eine Spaltung zwischen verschiedenen
Teilen der Bevolkerung aufgrund ihrer Herkunft, ihrer Kul-
tur, ihrer Religionszugehorigkeit zu verankern.

Wir werden dagegen alles Mogliche tun, damit auf der sel-
ben Seite der Barrikade alle Befiirworter einer emanzipier-

ten, solidarischen und fréhlichen Gesellschaft, fiir die sich

Diese Massenhinrichtung tragt zu der Strategie der Span-
nung und der Angst bei, deren Elemente bedauerlicherweise
wohlbekannt sind: Pseudoreligiose Fanatismus, Aufrufe zu
einem ,,Kampf der Kulturen®, Aushéhlung der biirgerlichen
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auch die Journalisten und Karikaturisten von Charlie Hebdo
eingesetzt haben, zusammen kampfen.
h.ttD://Www.rnonde-diDlornatique.fr/carnet/2015-01-08-Charlie-Hebd0
Ubersetzung: coorditrad



http://www.monde-diplomatique.fr/carnet/2015-01-08-Charlie-Hebdo
http://www.zug-der-erinnerung.eu/
http://ww/
http://www.jungewelt.de/2015/02-14/034.php
http://www.jungewelt.de/2015/02-14/034.php
http://www.argolis.de/Glezos_Nafplio/
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Samir Amin zu den Charlie-Hebdo-Morden
Eine direkte Folge der westlichen Politik
und der Nato-Angriffe auf Libyen

Die Fehler des Westens und neoliberale Schdden: Saddam Hussein und Muammar Gaddafi konnten die
islamistische Strémung kontrollieren, aber sie wurden umgebracht.

Wir haben Samir Amin - Philosoph, Okonom und Direktor des in Dakar anscssigen Third World Forum - in Paris erreicht
und ihn telefonisch iiber die Angriffe auf die Redaktion von Charlie Hebdo befragt. (8. Januar 2015)
Interview von Giuseppe Acconcia (Il Manifesto)

Warum haben die Terroristen das Herz Eu-
ropas so brutal angegriffen?

Das ist eine direkte Folge der westlichen
Politik in Libyen. Besonders Siidlibyen ist
zu einer riesigen Versorgungsbasis gewor-
den. Diese Region ist strategisch wichtig
fiir Frankreich - ohne sie konnte die franzo-
sische Armee nicht in der Sahelzone ein-
greifen. Ich gehe noch weiter. Ich glaube
auch, dass der Zeitpunkt der Angriffe mit
dem kiirzlichen Vorriicken der franzosi-
schen Armee aus dem Tschad zu tun hat.
Die Dschihadisten wollten noch einmal be-
kréftigen, dass Siidlibyen ihre Basis und ein
Niemandsland bleiben wiirde. All dies ist
also eindeutig eine direkte Folge der
NATO-Angriffe auf Oberst Muammar Gad-
dafi im Jahr 2011.

Wer ist dann wirklich verantwortlich fiir
diese Taten? Sollten wir vielleicht die west-
liche Politik im Mittleren Osten hinterfra-
gen?

Es handelt sich um einen verabscheuungs-
wiirdigen terroristischen Akt selbsternann-
ter Islamisten, die sehr sonderbare Vorstel-
lungen vom Islam und von Religion haben.
Aber die Verantwortung fiir diese Angriffe
liegt bei Frankreich und bei den Vereinigten
Staaten. Die Westmachte unterstiitzen wei-
terhin Saudi-Arabien, Qatar und die ande-
ren Golfstaaten. Sie stellen sich hinter all
diese Linder, die den Terrorismus massiv
unterstiitzen. Um es genauer zu sagen: Die
Westmaéchte betrachten die Allianz mit den
Golfstaaten als Grundlage neoliberaler
Politik.

Der zweite Fehler des Westens war der
Kampf gegen Autokraten, die den politi-
schen Islam zu bremsen versuchten, von
Saddam Hussein bis zu Muammar Gaddafi.
Zum Beispiel wurde Saddam Hussein im
Irak brutal abgesetzt, obwohl er eine Ko-
existenz von Schiiten und Sunniten garan-
tieren konnte. Und Gaddafi hatte die Ab-
wanderung hin zum Islamismus in Libyen
eindeutig unter Kontrolle gehalten.

Gibt es etwas, fiir das Frankreich besonde-
re Verantwortung trdgt?

Frankreich tragt eine zuséatzliche Verant-
wortung: Das Land hat die Islamisten in Al-
gerien unterstiitzt und als Opfer der Armee-
diktatur dargestellt. Einige dieser Islamisten
haben nicht nur in Saudi-Arabien, sondern
auch in Europa Zuflucht gesucht - in GroR-
britannien sogar noch mehr als in Frank-
reich.

Warum haben die Westmdchte Interesse
daran, weiterhin den internationalen Terro-
rismus anzufachen?

Das einzige Ziel der Westmadchte ist es, ihre
neoliberale Politik voranzutreiben. Dabei ist
die Welt fiir sie in zwei Lager geteilt: Lan-
der, die den Neoliberalismus bedingungslos
unterstiitzen, sind die einzigen Freunde des
Westens, auch wenn er dabei mit verab-
scheuungswiirdigen Islamisten umgehen
muss; Widerstand leistende Léander sind die
Feinde der Diktatur des internationalen Ka-
pitals. Mit anderen Worten: Fiir die West-
machte gibt es nur ein Kriterium: den abso-
luten Neoliberalismus. Wer ihn unterstiitzt,
dem wird verziehen. Und Demokratie hat
damit nichts zu tun.

Einige der Tdter bezogen sich wéhrend der
Angriffe auf Al-Kaida im Jemen.

Das tiberrascht mich nicht - im Jemen wur-
den Islamisten jahrelang von den Vereinig-
ten Staaten und Saudi-Arabien als Antikom-
munisten unterstiitzt. In dem Fall richtete
sich der Kampf gegen die nationale ,,Bedro-
hung“ der Bevolkerung im fritheren Siidje-
men.

Ist es in diesem Fall wahrscheinlich, dass
sich dieses Phdnomen durch Dschihadisten
mit europdischen Pdissen erkldren Idisst?

Die Westmaéchte haben es zugelassen, dass
Europder nach Syrien gingen, um gegen
Bashar al-Assad zu kampfen. Die Tiirkei
und die anderen westlichen Regierungen
haben diesen Mechanismus unterstiitzt.
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Aber wir miissen darauf achten, nicht in Is-
lamophobie zu verfallen.

Die iiberwéltigende Mehrheit der Immi-
granten in Frankreich, ob sie gldubig sind
oder nicht, besteht keineswegs aus Fanati-
kern, die einem reaktiondren Islam anhén-
gen. Stattdessen darf man nicht unterschét-
zen, wie viele Atheisten und Konvertiten
diesen radikalen Bewegungen angehoren.
Wie tiblich sind die Téter gut vorbereitet.
Ebenso war es bei den Taliban in Afghanis-
tan, die von der CIA in Pakistan ausgebildet
worden waren. Die ,,europdischen Dschiha-
disten“ sind also keine Amateure, sie wur-
den wahrscheinlich in Syrien und im Irak
ausgebildet. Daran liegt es, dass sie extrem
schlagkraftig waren.

Warum haben sie die Presse als Ziel ge-
wdhlt?

Die Téter haben ein ,,intelligentes” Ziel ge-
wahlt. Thre Absicht war es, in den Medien
Schrecken zu verbreiten. Das Ziel besteht
letztlich darin, den Westen zur Aufgabe des
Sédkularismus und der freien Meinungsdu-
Rerung zu zwingen.

Das Original des Artikels, ,,Samir Amin: 'Un
atto odioso, ma la colpa é di Francia e Stati
uniti'“, erschien am 8. Januar 2015 in der
Zeitung Il Manifesto.

Ubersetzung ins Englische: Yoshie Furuhashi.
Ubersetzung ins Deutsche: Stephanie Laimer-
Read, coorditrad

http://mrzine.monthlyreview.org/2015/amin15
0115.html

Gesprach

mit Alain Badiou und Sophie Wahnich
nach den Morden in Paris in der Sendung von
Mediapart ,,Contre-Courant®
http://www.dailymotion.com/video/x2fgdr1
alain-badiou-sophie-wahnich-apres-la-

tuerie news?start=10

Der Terror von Paris
und die globale Gewaltspirale

http://www.nachdenkseiten.de/?p=24659
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http://mrzine.monthlyreview.org/2015/amin150115.html
http://mrzine.monthlyreview.org/2015/amin150115.html

Man muss nicht mit allen Karikaturen von Charlie Hebdo
einverstanden sein, ja man kann sogar der Meinung sein,
dass einige Zeichnungen Ol aufs Feuer gegossen haben und
wenig zum befreienden Lachen beigetragen haben — aber
wir méchten auf Beitrdge hinweisen, die sicher den jetzt
Krokodilstrénen vergielsenden Staatschefs gar nicht gepalSt
haben kénnen.

Hier also ein Artikel von Wolinski von 2012 iiber Kuba und
eine Zeichnung vom Chefredakteur Charbonnier,
die beide am 7.Januar 2015 ermordet wurden.
(md, SiG-Redaktion)

Zeichnung von Charbonnier,
,» Woher kommt der Kapitalismus?“
- ,Das weils ich nicht, ich weilS nur, dass meine Profite aus deinem
Arbeitsschweils kommen. ....Wie kann man so bléd sein!“

Georges Wolinski
Der Mut des kubanischen Volkes

Die franzésische Tageszeitung I"Humanité blickt in ihrer
Ausgabe vom 7. Februar 2012 auf 50 Jahre totale US-Blo-
ckade gegen Kuba zuriick, die am 7. Februar 1962 verhdingt
wurde. L"Humanité verdffentlicht in dieser Ausgabe die Ge-
danken von George Wolinski, Zeichner und Ehrenprdsident
von Cuba Si France.

,,1970 war ich zum ersten Mal auf Kuba. Ich habe Frankreich
bei einer Ausstellung iiber politische Zeichnungen vertreten.
Die dort ausgestellten Zeichnungen waren im Zuge der Er-
eignisse im Jahr 1968 in 1"Action, 1"Enragé und Charlie Heb-
do erschienen. Danach wurde ich zum Festival del Humor
nach San Antonio de Los Bafios eingeladen und war so oft
auf Kuba. Ich traf dort Zeichner aus Ruménien, Nordkorea,
Polen und Tschechien. Auf dem Platz der Revolution horte
ich drei Stunden lang Fidel Castro bei einer seiner Reden zu.
Spéter, im Jahr 1992, war ich Ehrenprésident der Biennale
des Humors.*

Um nach Kuba zu gelangen, musste man von Madrid oder
Prag reisen und war ungefdhr 22 Stunden unterwegs. Wegen
der US-Blockade war die kubanische Wirtschaft damals zu
80 % von Moskau und den osteuropdischen Landern abhén-
gig. Dann kam der Zusammenbruch des Sowjetblocks. Ein
harter Schlag fiir Kuba. Den Leuten fehlte es an allem was
man zum Leben und zum Arbeiten brauchte. Charly Bouha-
na, Mitglied der Buchgewerkschaft, hat mich gebeten ihn da-
bei zu unterstiitzen, den kubanischen Kiinstlern und Schiilern
zu helfen. So entstand die Hilfsorganisation Cuba Si France.
Erste Initiative: das Solidaritdtsschiff. Ein Frachtschiff voll
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mit Heften, Papier und Schulmaterialien fiir die kubanischen
Schulen.

In der Folge hat der Verein verschiedene Kinderhilfsprojekte
begleitet. Es gab noch eine Materiallieferung fiir Kiinstler,
die nicht mehr kreativ tétig sein konnten, weil ihnen das Ma-
terial fehlte. Die Kiinstler standen zwar der Regierung nah,
trotzdem konnten sie nicht mehr arbeiten.

Seit damals hat Cuba Si France nie aufgehort, sich vehement
gegen die US-Blockade auszusprechen.

Vor zwei Jahren war ich wieder auf Kuba und konnte mit ei-
genen Augen sehen, wie couragiert die Kubaner den Embar-
go bedingten widrigen Lebensumstédnden trotzen. Ich sah 1
5 Millionen offensichtlich kerngesunder, junger Kubaner
vor einer Tribiine defilieren, auf der ein selbstbewusster Ratl
Castro stand. Keiner einziger hat gerufen ,,Hau ab, Ratil!“
Am 8. Mérz, dem internationalen Tag der Frau, habe ich eine
Rede von Mayda Alvarez Suarez, Aktivistin des unter staatli-
cher Fiihrung stehenden kubanischen Frauenforschungszen-
trums gehort. Sie wurde von unserem Verein nach Frankreich
eingeladen. 52 Jahre nach Beginn der Revolution fasst May-
da die Philosophie der Kubanerinnen so zusammen: ,, Zur
allgemeinen Uberraschung und trotz der geringen Begeiste-
rung der Mdnner haben die Frauen ihre Autonomie erreicht.
Die Gleichheit der Gehdilter ist gesetzlich festgeschrieben
und Frauen kénnen Fiihrungspositionen einnehmen, dies
trotz schwieriger Lebensumstdnde, mangelnder Lebensmit-
tel, fehlender Kinderbetreuungsplcitze und zunehmender Ge-
walt. “

Die Geburtenrate sinkt und liegt bei 1,6 Kindern pro Eltern-
paar. Mayda erklért, dass vor der Revolution viele Madchen
mit 14 zum ersten Mal schwanger wurden. Heute bekommen
die Frauen ihr erstes Kind durchschnittlich mit 24 Jahren.
Wie steht es um das Verhéltnis Mann - Frau? Maydas Formel
lautet:

,»Die Mdnner, die die Frauen sich wiinschen, gibt es noch
nicht. Die Frauen, die die Mdnner sich wiinschen, gibt es
nicht mehr!“ In naher Zukunft sollen wichtige Reformen
durchgefiihrt werden, wie die Entlassung von 500.000 Be-
amten. Mayda léchelt: ,, Wir haben schon Schlimmeres er-
lebt.

Ubersetzung:coorditrad




Zum Embargo gegen Kuba: Die 33 Mitgliedslcinder der Lateinamerikanischen und Karibischen Staatengemeinschaft
CELAC haben den US-Kongress zur Beendigung der Blockade gegen Kuba aufgefordert. (...) Castro unterstrich den
Wunsch Havannas nach einer Normalisierung der Beziehungen zu Washington, fiigte aber hinzu, dass das Ende der
Blockade ddfiir eine Voraussetzung sei. (Aus dem Bericht iiber das Treffen der CELAC Ende Januar ,
http://www.ag-friedensforschung.de/regionen/I ateinamerikal/celac3.html)

Zu der Politik der USA gegeniiber Kuba: Von Hard zu Softpower hitps:/amerika21.de/analyse/112101/von-hard-zu-soft-power
S. auch Chomsky: Obama’s Historic Move, https://zcomm.org/zcommentary/obamas-historic-move/

Leticia Hillenbrand, amerika21

Putschversuch -

Lateinamerika solidarisiert sich mit Venezuela

Mexiko-Stadt/Montevideo. Regierungen
und zivilgesellschaftliche Akteure aus
Lateinamerika haben sich mit der venezo-
lanischen Regierung solidarisiert und
einen mutmallichen Putschversuch gegen
Prasident Nicolds Maduro verurteilt.

So brachte ein Biindnis mexikanischer In-
tellektueller, Kiinstler und sozialer Grup-
pen in einer Stellungnahme mit dem Titel
"Respekt fiir Venezuela, Nein zum
Putsch!" seine Ablehnung von Putschplé-
nen oppositioneller Gruppen gegen Ma-
duro zum Ausdruck. Sie appellieren an
die Regierungsgegner, die venezolanische
Verfassung zu respektieren. "Die Opposi-
tion soll endlich verstehen, dass es keine
Umbkehr des Aufbaus einer gerechten,
freien und demokratischen Gesellschaft
in Venezuela gibt“, hei8t es in dem Kom-
muniqué.

Zudem kritisieren sie das Verhalten der
USA. Von Washington aus wiirde die bo-
livarische Revolution in Venezuela torpe-
diert, meinen die Unterzeichner des Ap-
pells, die bekréftigen: "Lateinamerika
und die Karibik sind nicht der Hinterhof
der USA." In der Stellungnahme heif3t es
weiter: "Wie auch die siidamerikanischen
Organisationen CELAC und MERCOS-
UR fordern wir Respekt fiir Venezuela
und fiir seine gewdhlte Regierung und ap-
pellieren an die Nationen der Welt, die
neuen Gewalttaten zu verurteilen und die
verfassungsmaRige Ordnung des Staates
zu unterstiitzen."

Die Abgeordneten des kiirzlich in Uru-
guay neugewdhlen Parlaments sprachen
ebenfalls ihre Verbundenheit mit Vene-
zuela aus und bestédrkten das venezolani-
sche Volk, "die Demokratie in seinem
Land zu verteidigen".

Lucia Topolansky, Mitglied des uruguayi-
schen Senats und Ehefrau des scheiden-
den Prasidenten José Mujica, kritisierte
die Versuche venezolanischer Regie-
rungsgegner, das Land zu destabilisieren.

"Es wird immer eine Gruppe von Blir-
gern geben, die sich nicht reprdsentiert
fiihlen, aber das wichtigste ist das neben-
und miteinander Leben", betonte To-
polansky. Die Senatorin wies auf die Be-
deutung lateinamerikanischer Organisa-
tionen wie UNASUR und CELAC hin,
die die Zusammenarbeit zwischen den
Landern der Region forderten.

Vergangene Woche hatten der venezola-
nische Président Nicolas Maduro und der
Parlamentsprasident, Diosdado Cabello,
im staatlichen Fernsehkanal Venezolana
de Television (VTV) bekanntgegeben,
dass eine Gruppe von Luftwaffenoffizie-
ren zusammen mit Mitgliedern der
rechtskonservativen Partei Primero Justi-
cia (PJ), darunter der Abgeordnete Julio
Borges, einen Putsch gegen Président
Maduro geplant hatten. Anschlédge seinen
dabei auch auf den multinationalen Nach-
richtensender Telesur, den Préasidentenpa-
last Miraflores und die Wahlbehéorde ge-
plant gewesen. Finanzierung erhielten die
Putschisten moglicherweise auch aus den
USA.

Seit den vereitelten Putschpldnen berich-
ten auch andere Medienanstalten von Be-
drohungen. In der Nacht des 7. Februar
meldete der unabhéngige Fernsehkanal
ViVeTV einen Angriff mit Molotowcock-
tails auf seine Niederlassung im Bundes-
staat Zulia. Verletzt wurde dabei nie-
mand.

https://amerika21.de/2015/02/112617/solidarit

Weitere Informationen tiber
Venezuela:
https://amerika21.de/geo/venezuela

Maurice Lemoine, Ara der leisen
Staatsstreiche in Lateinamerika,

in SiG 113,
http://sandimgetriebe.attac.at/11136.html
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«Der Krieg gegen das Soziale» von Dario
Azzellini (31.03.2014)

Gewaltsame Destabilisierung und Paramilita-
rismus hangen in Venezuela eng zusammen
https://amerika21.de/analyse/98825/krieg-
gegen-das-soziale

«Die Geierfonds und die Medien - Wie
Hedgefonds und Medienunternehmen versu-
chen, sich der Ressourcen in Argentinien und
Venezuela zu beméchtigen» von Aram Aha-
ronian (13.09.2014)

https://amerika21.de/analyse/.../die-
geierfonds-und-die-medien

Zunehmende Angriffe auf Medien in Vene-
zuela (15.02.2015)

Molotow-Cocktail gegen Vive TV. Mehr Ag-
gressivitat der rechten Opposition. Nachrich-
tensender Telesur berichtet "von der Strafle"

https://amerika21.de/2015/02/112267/angriff
e-medien-venezuela

«Schauermérchen gegen Maduro - Inter-
nationale Medienkampagne gegen Vene-
zuela: Regierung sieht »blutigen Putsch« im
Gange» von André Scheer (04.02.2015)
https://www.jungewelt.de/2015/02-
04/009.php

«Venezuelas Regierung besetzt Super-
marktkette - Vorwurf der Beteiligung am
"Wirtschaftskrieg". 35 Filialen und Lager-
hallen voriibergehend unter staatlicher Kon-
trolle, fiinf Manager festgenommen» von
Maren Krétzschmar

https://amerika21.de/2015/02/111693/superm
arktkette-besetzt

«Spannungen zwischen Venezuela und
USA nehmen zu» von Vilma Guzmén
(05.02.2015)

https://amerika21.de/2015/02/111733/spannu
ngen-usa-venezuela

«Viele Warnungen vor Putschgefahr in Ve-
nezuela - Regierung bittet angesichts konkre-
ter Hinweise um Unterstiitzung. Auch auslédn-
dische Beobachter und Oppositionsvertreter
schiiren Gertichte» von Christian Kliver
(06.02.2015)

https://amerika21.de/2015/02/111819/warnun
gen-putsch-venezuela



https://amerika21.de/2015/02/111819/warnungen-putsch-venezuela
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Willy Wimmer
Gegen jeden Terror

In dem MabBe, wie wir die Opfer in Paris beklagen, diirfen wir nicht verkennen,
in welch erschreckendem Umfang wir zu Massenmorden rund um den Globus beitragen

(...) Wie wir aus leidvoller Erfahrung wissen, werden
Massaker dieser Art umgehend benutzt, um weitere Kontroll-
mechanismen einzufiihren, die vor allem die rechtschaffenen
und gesetzestreuen Biirgerinnen und Biirger zum Ziel haben.
Seit den Terroranschldgen von New York wissen wir, in wel-
chem MalBe die biirgerlichen Freiheiten Opfer dieser An-
schldge geworden sind, weil die Uberwachungseinrichtungen
unserer Staaten sich diese einmalige Gelegenheit nicht entge-
hen lassen wollten. (...) Wenn unsere Regierungen den seit
Jahrzehnten eingeschlagenen Weg der Bekriegung weiter
Teile des Globus fortsetzen, wird die von unseren Staaten
losgetretene Verelendung anderer Staaten und der dort leben-
den Menschen vor unseren Stiddten und Dorfern nicht halt-
machen.

In dem MaRe, wie wir die Opfer in Paris beklagen und die
Téter vor Gericht sehen wollen, diirfen wir nicht verkennen,
in welchem erschreckenden Umfang wir zu Massen-morden
rund um den Globus beitragen. Wir gehen miihelos iiber
die Opfer afghanischer Hochzeitsgesellschaften hinweg,
die Ziel unserer Raketen rden sind.

®@D®

AntiWarNews.org
AntiKriegsNachrichten.de
Im Krieg stirbt die Wahrheit zuerst. Kritische Medien informieren:

Hintergrund | JungeWelt | Der Freitag | WeltnetzTV | AntikriegTV
Telepolis | Nachdenkseiten | Neues Deutschland | AG Friedensforschung

english: DemocracyNow | RussiaToday | PressTV | TeleSUR
WorldBeyondWar | CounterPunch | TruthOut

Warum haben wir zugelassen, der NATO eine Entwicklung
zu erlauben, die keinesfalls und in keinem einzelnen Punkt
mit dem NATO-Vertrag iibereinstimmt, dem ein Deutscher
Bundestag einmal zugestimmt hat?
Warum haben wir es zugelassen, unsere eigenen Interessen
an einem gedeihlichen Zusammenleben in Europa hintan-
zustellen und statt dessen vom Raketenschirm bis zum
Ukraine-Putsch das Tischtuch zur Russischen Foderation zu

Sand im Getriebe

zerschneiden?

Warum verfolgen wir gegeniiber anderen Staaten eine Sank-
tionspolitik, von der wir wissen, dass sie Kriege vorbereiten
und mit einem Legitimationsrahmen versehen soll?

Warum lassen wir es zu, Menschenrechte zu militarisieren,
um politische und vor allem 6konomische Interessen auf
dem Riicken derjenigen durchzusetzen, fiir deren Belange
wir angeblich streiten?

Warum haben wir es zugelassen, eine verbesserungsfahige
Gesellschaft der »sozialen Marktwirtschaft« auf dem Altar
von »Shareholder Value« zu opfern und weiten Teilen unse-
rer eigenen Bevolkerung die Perspektivlosigkeit zu offerie-
ren?

Sieht man deshalb schwarz, weil absehbar ist, wohin dieser
Weg fiihrt? Sollen wir zusehen, wie unsere Erfahrungen von
Krieg und Wahnsinn beiseite gefegt werden, um in das
néchste Elend gestiirzt zu werden? Die Menschen suchen
Halt und finden ihn nicht mehr.

So interessant es ist, die Beleuchtung von Domen abzuschal-
ten, wenn es opportun erscheint, so wichtig wére es, gegen
die Hybris der Méachtigen auf dem Weg in den globalen
Krieg die Glocken lduten zu lassen.

Warum ist es nicht méglich, durch normales geschéftliches
Vorgehen an die Rohstoffe fiir unsere Wirtschaft zu gelan-
gen, statt alles mit der allein entscheidenden Machtfrage zu
verbinden?

Und unsere Soldatinnen und Soldaten? Uber wohlfeile
Mebhrheiten in unseren Parlamenten werden sie nie und nim-
mer die fiir ihren Dienst notwendige Gewissheit erhal-ten,
die zwingend daran gebunden ist, dass unser Land in Uber-
einstimmung mit dem Grundgesetz dem Frieden in der Welt
dienen muss und jede Teilnahme an einem Angriffs-krieg
sich deshalb a priori verbietet.

Fallen wir hinter »Niirnberg« deshalb zuriick, weil die mit
uns verbiindeten Vereinigten Staaten von Amerika den Krieg
wieder zum Normalfall machen werden, wie es bis zum Ers-
ten Weltkrieg gang und gébe gewesen ist?

Verweigern wir uns in Zukunft dem, was in der Charta der
Vereinten Nationen postuliert worden ist, weil unser »Lager«
den Durchmarsch will und sich die globalen Strukturen
schon dafiir zurechtgelegt hat?

Soll das Beispiel der Vereinigten Staaten mit einem iiber-
dimensionierten Militdrapparat zu Lasten der Gesellschaft
auf uns tibertragen werden, um eine Neuauflage des Milita-
rismus und der damit verbundenen gesellschaftlichen Ver-
werfungen erleben zu miissen?

»Frieden statt NATO«. Der Januar dieses neuen Jahres soll
und muss in diesen Fragen verantwortlich beginnen und den
notwendigen Kontrapunkt zu jenem Treffen in Miinchen
setzen, bei dem mit der angeblichen Sicherheits-konferenz
nur die Politik der schiefen Ebene fortgesetzt werden soll.
(Ausziige, Jungewelt 9.1.2015)
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Jiirgen Todenhofer

GAZA - “verdammt nochmal tut endlich was!*

Tdglich wird iiber alle Katastrophen die-
ser Welt berichtet. Doch nie iiber Gaza.
Von der “4 Mrd. € Hilfe” sind bisher nur
3% angekommen. Vor allem fiir Gehdlter
der internationalen Helfer. Zynisch hdlt Ne-
tanjahu die Steuer-Einnahmen Paldstinas
(1) zuriick, weil dessen Regierung dem In-
ternationalen Strafgerichtshof beigetreten
ist. Folge: Not pur. Selbst schwer zerstérte
Wohnungen kénnen nicht repariert werden.
Nachts ist es oft bitterkalt. Fiinf Babies
sind bereits erfroren. Salma, Fadi, Adel,
Rafah und Wadie. Kein Staatsmann der
Welt protestiert gegen den Tod dieser Kin-
der. Keiner kondoliert den Eltern. Unsere
Staatsmdnner kiimmerten sich ja auch nie
um die 539 zu Tode gebombten und 3000
verletzten Kinder aus Gaza. Es waren ja
nur Paldstinenserkinder.

Gaza liegt am Boden. Nicht angezdhlt, aus-
gezdhlt. Freunde aus Gaza sagen mir leise:
“Noch nie war die Lage der Menschen so
verzweifelt. Nie!” 140.000 Kommunalange-
stellte erhalten nur noch Bruchteile ihrer
Gehdilter. Sie kénnen ihren Kindern nicht
einmal mehr ein Pausenbrot bezahlen. Ab-
wassersystem, Wasserversorgung und sani-
tdre Einrichtungen sind zusammengebro-
chen. Alles ist verseucht. Die Zahl der
Krankheiten explodiert.

Uber 370.000 Kinder miissten laut UNI-

CEF zur Zeit psychologisch betreut werden.
Sie konnen die grausamen Bilder des Todes
ihrer Eltern, Geschwister und Freunde
nicht verarbeiten und stehen noch immer
unter Schock. Auch Erwachsene. Thre Be-
handlung ist véllig unzureichend. Einer von
ihnen ist der 12-jdhrige Sayed, dessen vier
Spiel-Kameraden beim FufB8ballspielen am
Strand durch israelische Raketen starben.
Ich war an jenem Tag in Gaza. Fassungs-
los. Erst war Sayed geldhmt und verlor die
Sprache. Jetzt wird er mit schwersten Psy-
chopharmaka behandelt. Die Schule hat er
aufgegeben.

Einige Kinder und Heranwachsende wollen
sich mit dem trostlosen Bild ihrer zerstorten
Stadt nicht abfinden. Mit bunten Farben
malen sie die Felsen und BetonklGtze des
Hafens an. Gaza soll leben, leuchten, bunt
sein. Weg mit den traurigen Gedanken!
Eine verzweifelte Initiative! Doch sie wird
die Tristesse nur aus dem Hafen der Stadt
vertreiben. Nicht die Trauer aus den Her-
zen der Menschen.

Wissen Sie wirklich, Herr Netanjahu, was
Sie diesen Menschen angetan haben? Wa-
ren Sie jemals in den Notunterkiinften, den
Krankenhdusern, den zerbombten Wohnun-
gen von Gaza? Wahrscheinlich nicht. Sie
verstiinden sonst, warum Paldstina dem In-

ternationalen Strafgerichtshof beigetreten
ist. Obwohl man dort auch iiber Verbrechen
der Hamas sprechen wird.

Der Beitritt Paldstinas zum Internationalen
Gerichtshof ist ein Schrei nach Gerechtig-
keit. Warum, Herr Netanjahu, wehren Sie
sich gegen Gerechtigkeit, wenn Sie sich
nichts vorzuwerfen haben? Wenn es zulds-
sig war, in einer Orgie der Gewalt iiber
2.100 Menschen zu téten, iiber 11.000 zu
verwunden und 20.000 Hduser zu zersté-
ren? Oder wehren Sie sich etwa, weil sie
genau wissen, dass die maSlosen Bombar-
dements Kriegsverbrechen waren? Dass
das Urteil tiber Thre Rambo-Entscheidun-
gen im Gaza-Krieg vernichtend sein wird?
Auf all das wollen die traumatisierten Pa-
ldstinenser eine Antwort. Auch der kleine
Strandfuballer Sayed.

Unseren Politikern aber rufe ich zu: “Ver-
dammt nochmal tut endlich was! Es ist
vollig richtig, die Verbrechen der Vergan-
genbheit nicht zu vergessen. Aber wenn Thr
jetzt Gaza langsam sterben lasst, habt Thr
wieder versagt.”

Es ist schwer, tiber Gaza nicht zu weinen.
Ich schaffe es nicht mehr. Euer JT

http://juergentodenhoefer.de/gazas-

schrei-nach-gerechtigkeit/

Okologische und soziale Katastrophe macht Gaza unbewohnbar, ein Beitrag von Annette Groth und Wiebke Diehl, Jan. 2015,
http://www.businesscrime.de/oekologische-und-soziale-katastrophe-macht-gaza-unbewohnbar/
UN-Organisation iiber die besetzten Paléstinensichen Territorien: http://www.ochaopt.org/ :

The main challenges facing Palestinians in occupied Palestinian territory: http://www.ochaopt.org/srp2015/

NO ASSOCIATION WITH OCCUPATION - Suspend the EU-Israel Association Agreement

http://freepalestine.eu/wp-content/uploads/2014/10/No_association factsheet A4 2.pdf

Einige Themen in ,,Sand im Getriebe“ Nr.115, erscheint im April

1. Zunehmende Ungleichheit

Laut einer neuen Studie von Oxfam besitzt das weltweit reichste

Prozent mehr als der Rest der Welt.

Da die Vermdgen des reichsten Prozents jéhrlich um mehr als 5
Prozent wachsen, nimmt diese Ungleichheit auch weiter enorm zu. Alle

2. Klima: Uber die Klimakonferenz in Lima (Dez

2014),

bisher bestehenden Vorschldge die Ungleichheit zu reduzieren sind

daher nur kosmetisch. Wer Ungleichheit wirklich reduzieren will,

miisse groBe Vermégen tiber ihrer jihrlichen Zuwachsrate besteuern,

fordert Attac.

In Osterreich besitzt das reichste
Prozent soviel wie die drmsten 37
Prozent der Bevélkerung.

http://media.arbeiterkammer.at/PDF/Vermoegen in_Qesterreich.pdf
http://media.arbeiterkammer.at/wien/SWSAktuell 2014 10.pdf se

-

%ampus Tunis El Manar
24-28 March 2015

“TYY

www.fsm2015.org

http://www.klimaretter.info/wirtschaft/hintergrund/18097-latif-
gweg-mit-dem-emissionshandelq

3. Weltsozialforum in Tunis 24.-28.Marz 2015

https://france.attac.org/actus-et-medias/le-flux/article/nous-
rons-nombreux-a-tunis-pour
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Oskar Lafontaine

Gegen jede Kriegsheteiligung

Rede auf der XX. Rosa-Luxemburg-Konferenz am 10. Januar 2015
Aufzeichnung der Rede: https://www.youtube.com/watch?v=SKTTwBGJzVo

»Die ganze AuSenpolitik ist ein Liigengebdude, und wir haben die Aufgabe, diese Liigen zu durchbrechen, wenn wir
wirklich zu einer friedlichen Aufienpolitik kommen wollen«

Ich habe heute morgen France Inter gehort
und habe dort die Diskussion hinsichtlich
der Ereignisse in Frankreich, der terroristi-
schen Anschlidge und der Ermordeten, ver-
folgt. Und dann war jemand dort, der iiber
das Taterprofil dieser Leute gesprochen hat.
Es stellte sich erwartungsgemal so dar:
jung, mannlich, muslimischen Glaubens,
sozial entweder ausgegrenzt oder in einer
Tarn-Berufsgruppe und so weiter und so
weiter. Ich habe mir das dann gar nicht 1dn-
ger angehort, denn mir ist es durch den
Kopf gegangen, dass wir Terroristen in aller
Welt haben, und dass das Téterprofil der
Terroristen in aller Welt das gleiche ist —
mangelnde Liebe zum Menschen und man-
gelnde Liebe zum Leben. Und wenn wir die
Debatte nicht so fiihren, dass wir die Frage
stellen, wo haben wir denn tiberall Terroris-
mus, und wenn wir die Debatte nicht so
fiihren, dass wir uns die Frage stellen, ob
nicht auch bei uns im angeblich guten Wes-
ten Verantwortung fiir terroristische An-
schlage besteht, wenn wir uns nicht die Fra-
ge stellen, was ist Terrorismus iiberhaupt,
dann werden wir keine verniinftige Debatte
fithren konnen und auch keine Ergebnisse
haben konnen.

Ausgrenzung und Ohnmacht

Ich habe jahrelang im Deutschen Bundestag
die Kanzlerin immer wieder gefragt, was
denn Terrorismus sei. »Sie wollen Terroris-
mus bekdmpfen«, war meine Aussage,
»also bitte sagen Sie uns, was Terrorismus
ist, denn sonst kann man ihn ja nicht be-
kdmpfen.« Es kam nie eine Antwort, und
das hat Griinde. Irgendein Beamter hat dann
ein sogenanntes Antiterrorgesetz geschrie-
ben, demzufolge — hort genau zu — Terroris-
mus die rechtswidrige Anwendung von Ge-
walt zur Durchsetzung politischer Belange
ist. Gott sei dank wird gelacht. Ich habe das
im Bundestag vorgetragen und gesagt:
»Wissen Sie, was Sie gerade beschlossen
haben? Sie haben gerade beschlossen«, das
war damals noch nicht so lange nach dem
Irak-Krieg, »dass Bush, Blair und alle an-
deren, die den Irak-Krieg unterstiitzt haben,
Terroristen sind.« Ich will es nur an diesem
Beispiel deutlich machen: Wenn wir nicht
lernen, dass das zumindest in der arabi-
schen Welt so gesehen wird, dass etwa

Bush ein grofSer Terrorist ist, weil Hundert-
tausende ermordet worden sind aufgrund
seiner Fehlentscheidung, dann werden wir
im Westen niemals eine Diskussion dariiber
fiihren kénnen, wie der Terrorismus in die-
ser Welt zu bekdmpfen ist, niemals.

Und ich habe mir immer die Frage gestellt
und versucht, diese in Diskussionen auch
im Bundestag einzubringen: » Wie nehmt
ihr eigentlich die Welt wahr? Was glaubt
ihr eigentlich, was bei jungen Leuten, was
in den Herzen von jungen Leuten vorgeht,
die dann sehen, dass ihre ganze Familie
ausgeldscht wird, weil sich eine Drohne in
eine Hochzeitsgesellschaft verirrt hat, wo
dann viele unschuldige Menschen ums Le-
ben kommen? Da geht ihr zur Tagesord-
nung iiber, aber wenn jetzt hier ein terroris-
tischer Anschlag geschieht, dann ist die
Empdrung groB.« So kann man nicht heran-
gehen. Eine Voraussetzung muss sein, dass
wir die Doppelmoral endlich aufgeben, die
Grundlage der grof8en Irrtiimer in der Welt
ist.

Ausgrenzung und Ohnmacht, das waren
zwei Worter, die ich in vielen Kommenta-
ren gelesen habe. Im Zentrum der Uberle-
gungen stand, dass Ausgrenzung und Ohn
macht Reaktionen provozieren; das ist ein
gesamtgesellschaftliches Phdnomen welt-
weit, das lasst sich nicht unbedingt lokali-
sieren. Und iiberall dort, wo Ausgrenzung
und Ohnmacht festgestellt werden, muss
man mit Gewalt rechnen. Das gilt auch fiir
unsere Gesellschaft. Es gibt viele Men-
schen, die fiihlen sich ausgegrenzt, es gibt
viele Menschen, die fiihlen sich ohnméchtig
—in allen Landern dieser Welt, in allen Sys-
temen dieser Welt, und irgendwann glauben
diese Menschen, sie kénnen sich nur mit
Gewalt zu Wehr setzen. Und daraus ist doch
nur eine Lehre zu ziehen: Wir miissen Ge-
sellschaftsordnungen aufbauen, die Men-
schen nicht ausgrenzen und sie nicht das
Gefiihl von Ohnmacht und Ratlosigkeit fiih-
len und empfinden lassen. Wenn man iiber
Terrorismus spricht, muss man sagen, was
man unter Terrorismus versteht. Wenn man
beispielsweise Mord verurteilt, dann muss
man Mord verurteilen, wo immer er began-
gen wird und von wem er auch begangen
wird. Und daran fehlt es im grofen Umfang
in der westlichen Gesellschaft.
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Diese Ereignisse miissen doch eine Diskus-
sion tiber die AuBenpolitik provozieren und
lassen nur eine einzige Schlussfolgerung
zu. Die Interventionskriege, diese terroristi-
schen Kriege, sind die Grundlage fiir die
Ausbreitung des weltweiten Terrors. Man
kann sicherlich iiber dieses und jenes reden,
tiber eines jedoch nicht: Wenn es denn ein-
mal dazu kommen sollte — ich muss den
Fall ja sehr hypothetisch hier diskutieren —,
dass die Linke eingeladen wird, sich an ei-
ner Bundesregierung zu beteiligen, dann
muss eines klar sein: Eine solche Regierung
darf sich niemals an Interventionskriegen
beteiligen, niemals, das muss die Grundbe-
dingung sein.

Was denken sich diejenigen eigentlich, die
solche Kriege beschlieBen? Was empfinden
sie? Wie kommen sie iiberhaupt dazu, ande-
re zu beauftragen, Krieg zu fithren? Macht
man sich iiberhaupt eine Vorstellung davon,
was das heifit? Und da muss man doch heu-
te zu der Antwort kommen: Diejenigen, die
den Auftrag geben, kdnnen sich gar nicht
mehr vorstellen, welche Auftrage sie ei-
gentlich vergeben. Und dass sie noch weni-
ger Phantasie haben, dartiber nachzuden-
ken, was das eigentlich heift. Man kann
hier auf den alten Kant verweisen. Ich tue
das gerne, eben weil ich ja Leute erreichen
will, die nicht schon so denken, wie wir
denken. Sie sollen mal dariiber nachdenken,
warum der alte Kant in seiner Schrift zum
ewigen Frieden einen richtigen Gedanken
gedulert hatte. Sinngemal sagte er: »Wenn
diejenigen, die zu beschliefsen haben, auch
die Drangsale des Krieges zu erleiden hdit-
ten, dann wiirden sie diese Beschliisse nicht
fassen«. Und wenn ich zornig bin, dann
sage ich: Wir brauchten nur ein Bataillon
von Interventionskriege befiirwortenden
Journalisten und ein Bataillon von kriegsbe-
fiirwortenden Politikern, die sofort einge-
setzt werden konnen, wenn solche Kriege
geftihrt werden, dann wére der ganze Spuk
zu Ende. Wir hétten das dann alles nicht.

Kein Vermégen ohne Verbrechen

So, nun will ich zum Thema dieser Konfe-
renz kommen — »Frieden statt NATO«. Dar-
aus ergibt sich die Frage: Wofiir stehen wir,
welche Uberzeugung haben wir, wie kann



https://www.youtube.com/watch?v=SKTTwBGJzVo

man dazu beitragen, dass Frieden tiberhaupt
entsteht? Nach meiner tiefen Uberzeugung
— ich darf wohl sagen: nach unserer tiefen
Uberzeugung — kann der Frieden auf der
Welt nur dann erreicht werden, wenn eine
Gesellschaftsordnung aufgebaut wird, die
wirklich demokratisch ist. Das heilit eine
Gesellschaftsordnung, in der sich die Inter-
essen der Mehrheit der Bevolkerung durch-
setzen, weil wir davon ausgehen koénnen,
dass die Mehrheit der Bevolkerung, das se-
hen wir im Afghanistan-Krieg, das sehen
wir tiberall, keine Kriege beschlieBen wiir-
de, weil sie ihre Kinder, weil sie ihre Min-
ner, weil sie ihre Frauen nicht in Kriege
schicken wiirde. Und deshalb brauchen wir
demokratische Gesellschaften, die wir der-
zeit nirgendwo auf der Welt haben.

Und demokratische Gesellschaften sind nun
untrennbar verbunden mit einer Wirt-
schaftsordnung, in der der Mensch eben im
Mittelpunkt steht. In der die Ausbeutung
des Menschen beendet wird. In der das ge-
meinsam erarbeitete Vermogen auch denen
zukommt, die es erarbeitet haben. Wir leben
in einer Gesellschaftsordnung, in der eine
Minderheit reich wird, weil sie die grole
Mehrheit fiir sich arbeiten ldsst. Wir wollen
aber eine Gesellschaftsordnung, in der das
Vermogen denen bleibt, die es erarbeitet ha-
ben — und das ist die groRe Mehrheit der
Bevolkerung. Denn auch das ist ja kein
neuer Gedanke: Immer dann, wenn durch
diese Art von Einkommens- und Vermo-
gensverteilung sich Vermogen ballt — dann
ist keine Demokratie moglich. GroBes Ver-
mogen vertragt sich nicht mit Demokratie,
weil es niemals demokratisch zustande ge-
kommen ist.

Wie wenig das gelernt wurde — bis zum
heutigen Tag —, sieht man ja daran, dass
Herr Chodorkowski in den westlichen Ge-
sellschaften als groRer Freiheitskampfer
empfangen wird. Da fasst man sich nur
noch an den Kopf. Man muss kein Marxist
sein, man muss nur Balzac gelesen haben,
um zu wissen, dass hinter jedem groen
Vermogen ein groRles Verbrechen steht. Wir
sollten endlich aufhéren, Verbrecher zu be-
jubeln und sie zu empfangen.

Wenn SPD und Griine doch nur begreifen
wiirden, was da in der Ukraine geschehen
ist. Als hatte das irgend etwas mit Demo-
kratie zu tun, dass man ein Oligarchensys-
tem durch ein anderes abgel6st hat — und
das noch in Form eines Putsches. Wenn
wirklich um Demokratie gekampft wiirde,
dann wéren wir ja dabei. Aber wir wollen
keine Oligarchenwirtschaft, die nach wie
vor das Volk brutal ausbeutet.

Hintergrund

Im Gegensatz zu dem Pfarrer, der zum Bun-
desprasidenten gewdhlt wurde und zur Pfar-

rerstochter, die Kanzlerin ist, hat der Papst
in Rom die Bibel gelesen und weil§ daher,
was darin steht. Da steht nicht, »Du sollst
Kriege fiihren«. Die Kernbotschaft des Bi-
beltextes lautet vielmehr, »Du sollst den
anderen lieben wie dich selbst«. Und das
vertragt sich nun mal nicht mit Kriegen und
Ausbeutung. Das ist die Kernbotschaft, und
deshalb ist es gut, dass dieser Papst sagt,
»Wir leben im dritten Weltkrieg, und es gibt
Wirtschaftssysteme, die kénnen ohne Krieg
nicht sein. Und deshalb werden Waffen pro-
duziert und verkauft«. Das ist doch die
Wabhrheit, die jemand endlich mal aus-
spricht. Ich begriifle das sehr, dass der Papst
diese Botschaft mittlerweile in aller Welt
verbreitet.

Wir, die Linke, konnen aber nicht sagen:
»Warten wir, bis eine bessere, eine andere
Wirtschaftsordnung da ist.« Damit wiirden
wir uns fiir den Rest der Zeit aus der Politik
verabschieden. Wir miissen schon versu-
chen, die minimalen Spielrdume, die wir
haben, zu nutzen. Und ich scheue mich
dann auch nicht zu sagen: Ja, man kann dar-
tiber nachdenken, ob eventuell eine Regie-
rungsbeteiligung moglich ist. Aber dann
muss man wirklich wissen, was man will.
Dann darf man nicht einknicken, und ich
habe ja eine Grundbedingung vorhin ge-
nannt. Diese Grundbedingung ist aber noch
viel umfassender. Eine solche Regierungs-
beteiligung ist iiberhaupt nur vorstellbar,
wenn die Auenpolitik eine grundsétzliche
Neuorientierung erfahrt. Und das heifSt: Wir
brauchen die Auflgsung der NATO, und wir
brauchen den Aufbau einer neuen Sicher-
heitsarchitektur in Europa unter Einschluss
Russlands. Etwas anderes ist iiberhaupt
nicht moglich. Und das heiflt auch gute
Nachbarschaft. Das heift Entspannung. Das
heif8t, auf den anderen eingehen. Das heift,
dessen Angste und Sorgen ernst zu nehmen.
Wie verkommen die Diskussion ist, zeigt
sich ja schon an dem Wort
»Putinversteher«. Man muss im Grunde,
wenn man Aullenpolitik machen will, ver-
suchen, den anderen zu verstehen. Man
muss auch versuchen, Putin zu verstehen,
sonst kann man mit ihm keinen Frieden er-
reichen. Wir miissen zu »Russlandverste-
hern« werden, wir miissen einander verste-
hen, sonst schaffen wir keinen Frieden, lie-
be Freundinnen und Freunde.

NATO auflésen

Der erste Generalsekretidr der NATO, Lord
Ismay, sagte kurz nach Kriegsende: »Die
NATO ist geschaffen worden, um die Rus-
sen draulSen, die Amerikaner drinnen und
die Deutschen unten zu halten.« Und des-
wegen fragt euch mal, was sich eigentlich
heute gedndert hat. Es ist wirklich nicht
mehr nachvollziehbar, dass all das, was in
den Jahren der Brandtschen Ostpolitik an
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Entspannung und Verstandigung erreicht
werden konnte, dass all das verspielt wor-
den ist. Ich sage, wir kénnen aus unserer
Geschichte lernen: Deutschland braucht
gute nachbarschaftliche Beziehungen zu
Russland. Das ist in unserem ureigensten
Interesse. Damals hiel es, wir konnen den
Frieden nur miteinander erreichen, nicht ge-
geneinander. Und das gilt heute nach wie
vor. Dieses ganze Kriegsgerede, diese gan-
zen Sanktionen — das ist alles spannungs-
verscharfend. Wir brauchen eine Politik der
Entspannung und der guten Nachbarschaft
anstelle der Merkelschen Russlandpolitik.

Und das heift, eine Regierung, an der wir
mitwirken kénnen, miisste in jedem Fall
nein sagen zu jeder weiteren NATO-Oster-
weiterung. Der stdndige Versuch, Russland
einzukreisen, ist doch eine Ursache der
Spannungen. Es war ein Versprechen, dass
man die NATO nicht ausdehnen und an die
Grenzen Russlands heranschieben wiirde.
Dieses Versprechen ist gebrochen worden.
Jeder Konflikt hat eine Vorgeschichte, und
mit dem Bruch dieses Versprechens beginnt
der Ukrainekonflikt. Man schob die NATO
immer weiter nach vorn und sagte schlief3-
lich, auch die Ukraine brauchen wir. Die
Ukraine miisse in die EU, sie miisse in die
NATO. Das ist gegen Russland gerichtet.
Das war eine vollig falsche Politik, die ab-
gelost werden muss durch eine Politik der
Verstandigung mit Russland, sonst werden
wir den Frieden niemals erreichen.

Es geht also nicht nur darum, dass wir keine
Osterweiterung in irgendeiner Form mittra-
gen konnen, es geht auch aktuell darum,
dass keine Truppen an der Grenze zu Russ-
land stationiert werden diirfen. Die spinnen
doch langsam. Welche Griinde haben wir,
Truppen an der Grenze zu Russland zu sta-
tionieren? Es werden die alten Mérchen des
Kalten Krieges erneut aufgetischt, indem
man sagt, Russland bedrohe uns.

Man muss sich das mal vorstellen. Die
NATO gibt tausend Milliarden fiir die Riis-
tung aus. Russland gibt — das sind die Zah-
len von 2013 — 88 Milliarden aus. Die sind
doch nicht mehr ganz richtig im Kopf, dass
sie sagen, »von einem Land, das 88 Milliar-
den ausgibt, fiihlen wir uns, die wir tausend
Milliarden ausgeben, bedroht. Wir miissen
weiter aufriisten«. Wie lange glaubt man ei-
gentlich, der Bevolkerung einen solchen
Schwachsinn noch auftischen zu kénnen?!

Und deshalb ist in diesem Kontext ein wei-
terer Punkt anzusprechen: Die Sanktionen
miissen sofort gestoppt werden! Es ist doch
wirklich nicht allzu schwer zu begreifen,
dass dann, wenn ein Land destabilisiert
wird, wenn die Wirtschaft eines Landes in
immer grofere Turbulenzen gerdt, wenn
dieses Land immer starker gefahrdet wird,
dass dann kein Mehr an Sicherheit gewon-
nen wird, sondern dass dann die Situation




immer weiter eskaliert. Und wir miissen
wissen, dass heute zur Kriegsfithrung nicht
nur Truppen und technisches Gerét geho-
ren, sondern auch 6konomische Mittel. Man
muss wissen, dass der IWF nichts anderes
ist als ein verldngerter Arm der US-Politik.
Genauso wie die NATO. Und deshalb miis-
sen beide vollig reformiert und vollig an-
ders gestaltet werden. Und das heil$t, der
IWF muss zu einer demokratischen Organi-
sation umgewandelt werden. Und seine
ganze Politik muss sich d@ndern. Es darf
doch nicht sein, dass der IWF eingesetzt
wird, um 6konomische Interessen Amerikas
durchzusetzen bei gleichzeitiger Destabili-
sierung der betroffenen Lander. Aber das ist
doch das, was vorgeht, liebe Freundinnen
und Freunde.

BRD kein souverdnes Land

Es geht heute nicht mehr nur um die Erobe-
rung von Territorien, sondern es geht viel-
mehr um die Eroberung von Mérkten. Man
muss sich nur anschauen, welche Konzerne
in der Ukraine mittlerweile Vertrdge abge-
schlossen haben. Noch immer gilt das alte
Verdikt: AuBenpolitik ist nichts anderes als
der stindige Kampf um Rohstoffe und Ab-
satzmaérkte. Das brauchen wir nicht — weder
mit kriegerischen Mitteln noch durch soge-
nannte internationale Finanzinvestitionen.
Man kann auch fairen freien Handel trei-
ben, ohne den anderen in die Knie zwingen
zu wollen.

Eine grofRe Rolle hat tiber viele Jahre hin-
weg die NATO-Infrastruktur gespielt. Die
Forderung: »Ausscheiden aus der NATO-
Infrastruktur« ist ein Synonym fiir all das,
was ich bisher gesagt habe. Denn sie war
bisher das Instrument, um die von mir ge-
nannte Politik — die Amerikaner drinnen,
die Russen draufen und die Deutschen un-
ten zu halten — zu verwirklichen. Mit Brze-
zinski, dem ehemaligen Sicherheitsberater
der US-Regierung, gesprochen: Durch die-
ses Instrument sind die Staaten Westeuro-
pas und Mitteleuropas mehr und mehr Va-
sallen oder Tributpflichtige.

Und natiirlich muss man wissen, was Ziel
der US-Aulenpolitik bis zum heutigen Tag
ist — man kann es bei Leuten wie Brzezen-
ski nachlesen. Ihr Ziel ist die Aufrechterhal-
tung ihrer Weltmachtstellung. Niemand soll
diese gefahrden. Von wegen demokratische
Weltordnung, an der im Sinne des Westfali-
schen Friedens alle Staaten gleichberechtigt
mitwirken! Nein, sie schreiben wortlich
»Wir wollen die Vormachtstellung Amerikas
in aller Welt mit allen Mitteln verteidigen«.
Aber natiirlich wird da immer wieder auch
in der o6ffentlichen Diskussion hierzulande
mit der Erzdhlung gearbeitet, die nichts mit
der Wirklichkeit zu tun hat, es gehe um den
Ausbau der Demokratie, es gehe um Frau-
enrechte, es gehe um Menschenrechte.
Nein, es geht um die erwdhnte Macht-
politik. Wirkliche Demokratien dagegen

wiirden die damit verbundenen Opfer, die
man der eigenen Bevolkerung zumutet,
aber auch den anderen zumuten will, gar
nicht mittragen. Und das ist richtig. Hier hat
man wiederum Anlass zu sagen, man
braucht, um eine friedliche Welt einmal er-
reichen zu konnen, den systematischen Auf-
bau demokratischer Gesellschaften.

Die NATO-Infrastruktur ist eben, wenn
man so will, der Stein des Anstofles, wenn
dartiber diskutiert wird, was sich hier veradn-
dern soll, damit dieses Vasallentum und die-
se Tributpflicht abgeschafft werden. Bei al-
len Kriegen wurde diskutiert, ob wir uns
beteiligen. Die Bundesrepublik Deutsch-
land war praktisch an jedem Krieg beteiligt,
den die Vereinigten Staaten von Amerika
gefiihrt haben, weil alle Kriege, die sie ge-
fiihrt haben, auf US-Einrichtungen in Mit-
teleuropa zuriickgegriffen haben. Wir waren
niemals unbeteiligt. Und solange das so ist,
sind wir kein souverdnes Land.

Ich hatte vor kurzen die Ehre, mit einer
Politikerin der Griinen, mit Frau Goring-
Eckardt, im Fernsehen zu diskutieren. Ich
habe ihr die Frage gestellt, wie sie denn zu
den Drohnenkriegen stehe, die auch vom
Boden der Bundesrepublik Deutschland aus
gefiihrt werden. Dieser Frage wich sie per-
manent aus. Wie wollen wir denn tiber
deutsche Aullenpolitik diskutieren, wenn
wir diese Frage ausklammern? Wie wollen
wir uns denn {iber Terrorismus emporen,
wenn wir einfach ausklammern, dass ohne
Rechtsgrundlage Tausende Menschen mit
Drohnen ermordet werden, auch von deut-
schem Boden aus? Wie wollen wir das
tiberhaupt moralisch rechtfertigen? Ehe wir
mit dem Finger auf andere zeigen, miissen
wir bei uns anfangen und miissen aufhoren,
unser Terrain zur Verfiigung zu stellen, da-
mit Drohnenmorde in aller Welt durchge-
fiihrt werden.

Wer dazu schweigt, der soll sich in die jet-
zige Diskussion am besten iiberhaupt nicht
einmischen, weil er erkennbar mit zweierlei
Mal misst. Deswegen war ich so dankbar,
dass Willy Wimmer kiirzlich in der jungen
Welt dazu eine Bemerkung gemacht hat.
Man miisse sich vorstellen, fiihrte er aus,
wie es denen geht, die durch diese Droh-
nenmorde ihre ganze Familie verlieren, ihre
ganze Verwandtschaft. Das ist nichts als
blanker Terrorismus. Wir kénnen ihn welt-
weit nur dann bekdmpfen, wenn wir damit
beginnen, unseren eigenen Terrorismus zu
bekampfen.

Ein Hinweis zur Abhértechnik. Dass eine
Regierung, die vom Grundgesetz her ver-
pflichtet ist, die Freiheit ihrer Biirgerinnen
und Biirger zu schiitzen, dass eine solche
Regierung noch nicht mal mehr in der Lage
ist, einem Verbiindeten zu sagen, »es geht
nicht, dass unsere ganze Bevélkerung abge-
hért und ausspioniert wird« — das ist doch
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wirklich ein Zeichen dafiir, dass Vasallen-
tum und Tributpflicht womdéglich noch zu
harmlose Vokabeln sind. Wo bleibt denn
tiberhaupt ein Begriff von Freiheit, wenn
man den totalen Verlust der Privatheit durch
eine verbiindete Macht akzeptiert und prak-
tisch nichts dagegen unternimmt?

Die Waffenexportpolitik miissen wir so-
fort andern. Ein erster Schritt miisste sein,
dass unverziiglich Waffenlieferungen in
Spannungsgebiete sofort und unwiderruf-
lich eingestellt werden. Unsere Bundes-
kanzlerin hat im vergangenen Jahr wortlich
gesagt, ich habe das zweimal gelesen,
Saudi-Arabien sei ein wichtiger Partner im
Kampf gegen den Terrorismus. Dann aber
regen sie sich tiber die Verbrechen des IS
auf! Es ist richtig, dass man sich dariiber
aufregt, aber Enthauptungen, Steinigungen
usw. werden doch in Saudi-Arabien eben-
falls durchgefiihrt, das ist eine reaktionére
autoritdre Diktatur, die auch die eigene Be-
volkerung mit Terror {iberzieht. Und des-
halb kann man doch diesen Staat nicht zum
wichtigen Verbiindeten im Kampf gegen
den Terrorismus erklédren. Das ist die Dop-
pelmoral, die dazu fiihrt, dass die Welt im-
mer unfriedlicher wird.

Pervertiertes Gebot

Und bei allem Bemiihen, die Bundesrepu-
blik Deutschland immer starker in diese
Politik zu integrieren, wird immer versucht,
mit vorgeschobenen humanen Argumen-
ten eine Notwendigkeit dieser Politik zu
begriinden. Immer wenn irgendwo, das bis-
her letzte Mal war es beim Konflikt zwi-
schen dem IS und den Kurden, immer wenn
irgendwo Verbrechen begangen werden,
dann wird irgendwann ein Konflikt heraus-
gegriffen, dann wird gesagt, hier miissen
wir uns jetzt militdrisch engagieren, das ge-
bietet die Menschlichkeit. Es gibt immer
wieder Leute, auch bei den Linken, auch
bei den Gewerkschaften, bei den Kirchen
usw., die auf dieses Argument hereinfallen.
Der evangelische Bischof Wolfgang Huber
hat in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung
einen Beitrag verfasst, in dem er schreibt,
dass das christliche Gebot »Du sollst nicht
téten« auch heille, »Du sollst nicht téten
lassen«. Mit anderen Worten: » Du musst
militdrisch intervenieren, wenn irgendwo
Konflikte bestehen.« Diese Argumentations-
logik findet sich immer wieder, und viele
fallen darauf hinein. Es gibt ein simples Ge-
genargument. Wenn ich auf der einen Seite
die Wahl habe, bei den ungezahlten Kon-
flikten dieser Welt tausend Menschenleben
zu retten, ohne jemanden tdten zu miissen
und auf der anderen Seite die Wahl, in ei-
nem Krieg tausend Menschenleben zu ret-
ten, aber dabei leider eben auch Hunderte
toten muss, dann diirfte doch die Entschei-
dung nicht allzu schwer fallen, wo ich in
erster Linie versuche werde, meine Hilfe zu
leisten. Das Schlimme ist jedoch, dass die
Humanitdt dieser Menschen immer nur er-




wacht, wenn sie zu den Waffen rufen kén-
nen, aber niemals, wenn sie helfen konnen,
ohne téten zu konnen. Das macht die Bruta-
litdt dieser Diskussion aus. Woran unsere
Gesellschaft krankt, 1dsst sich daran zeigen,
dass eine geringere Summe dafiir zur Verfii-
gung gestellt wird, Fliichtlinge zu erndhren
als fiir Waffenlieferungen.

Ich fasse zusammen: Winston Churchill,
der ein Zyniker war, hat einmal gesagt, im

nahme der jungen Welt, nirgendwo hinter-
fragt. Da wird beispielsweise vom US-ame-
rikanischen Verteidigungsminister, vom
US-amerikanischen Verteidigungsetat und
so weiter gesprochen. Als wiirden sich die
Vereinigten Staaten gegen irgend jemand
verteidigen, das ist doch eine einzige Liige!
Die ganze Aufenpolitik ist ein Liigengebéu-
de, und wir haben die Aufgabe, diese Liigen
zu durchbrechen, wenn wir wirklich zu ei-
ner friedlichen AuRenpolitik kommen wol-

ren ziehen, aus den Weltkriegen, aus dem
Faschismus. Und aus dieser Geschichte
muss doch ein moralischer Impuls erwach-
sen, der da heilt, wir miissen alle Anstren-
gungen unternehmen, um die Welt friedli-
cher zu machen, nach allem, was war. Es
gab einen Satz nach dem Krieg, und an dem
sollten wir uns immer orientieren — ich sage
das gegen alle Zweifler, ich werde keine an-
dere Politik mittragen kénnen —, dieser Satz
lautet: » Von deutschem Boden darf nie-

Krieg ist die Wahrheit so kostbar, dass sie
stets von einer Leibgarde von Liigen um-
stellt sein muss. Dieser Zynismus charakte-
risiert die gesamte Auenpolitik. Es beginnt
ja mit den Begriffen. Die werden, mit Aus-

len, liebe Freundinnen und Freunde.

Ich kann es in einem Satz zusammenfassen:
Auch wir haben unsere Geschichte und wir
miissen aus dieser Geschichte unsere Leh-

mals wieder Krieg ausgehen!«

Link zur Videoaufzeichnung der Lafon-
taine-Rede: kurzlink.de/lafontaine

Vielfaltige Aktivitaten der Friedensbewegung 2015 in Deutschland

Attac Deutschland

Teile der Friedensbewegung mobilisieren im Rahmen des
Aktionsbiindnisses Friedenswinter zu Veranstaltungen
und Kundgebungen. Wir begriilSen diese Aktivitdten und
werden die folgenden Demonstrationen unterstiitzen:

- ,,Kein Frieden mit der NATO - Stoppt den
Konfrontationskurs und die neue NATO- Aufriistung!“
Proteste gegen die ,,NATO-Sicherheitskonferenz*,
Demonstration am 7. Februar in Miinchen

- Ostermarsche 2015

- 70. Jahrestag der Befreiung von Krieg und
Faschismus ; Demonstration am 9. Mai 2015 in Berlin.

Aus dem Attac-Rats-Beschluss vom 11.Januar 2015

Andreas Buro, Ulrich Frey, Gabriele Witt, Burkhard Zimmermann
»Beteiligt euch am Berliner Appell

Die Spirale der Gewalt beenden —

Fiir eine neue Friedens- und Entspannungspolitik!

Die Antwort der Miinchner Sicherheitskonferenz: Noch mehr

Militarismus http://www.nachdenkseiten.de/?p=24943
"Kein Frieden mit der NATO!" Reiner Braun zu den

Protesten gegen die Sicherheitskonferenz:
http://www.heise.de/tp/artikel/44/44081/1.html

Ostermarsche 2015:

http://www.friedensratschlag.de/?
Startseite:Ostermarsch 2015

Freitag, 27.02.2015 - 28.02.2015 Hannover:
Strategiekonferenz der Kooperation fiir den Frieden
"Globale Krisen und Konflikte - Antworten aus der
Friedensbewegung / Herausforderungen der
Friedensbewegung",

Samstag, 14. Marz 2015, Frankfurt/Main
Friedenswinter: 2. Aktionskonferenz Frieden
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Standpunkte in der Friedensbewegung

http://www.friedensratschlag.de/>
Publikationen und Materialien:Standpunkte in der Friedensbewegung

Uber die Diffamierung der Proteste des vergangenen Jahres
inklusive der Friedensdemonstrationen vom 13.12.2014
http://www.nachdenkseiten.de/?p=24712#more-24712

Friedensratschlag: 70 Jahre nach der Befreiung von
Faschismus und Krieg: Fiir eine neue
Entspannungspolitik, nein zur Vorbereitung auf den
Krieg!

(Ausziige)

Am 8. Mai 1945 wurde ganz Europa von dem Verbrecher-
system des deutschen Faschismus und seinem Krieg befreit.
Mebhr als 55 Millionen Menschen waren zuvor Nazi-Terror,
Holocaust und Vernichtungskrieg zum Opfer gefallen. Mil-
lionen Menschen auf der ganzen Welt bezahlten den deut-
schen Griff nach der Weltherrschaft mit unvorstellbarem
Leid.

Mit groller Sorge sehen wir, dass die gegenwartige Krise um
die Ukraine Europa an den Rand eines neuen Krieges treibt.
An dieser gefahrlichen Entwicklung tragen die deutsche Re-
gierung, die EU und die NATO erhebliche Mitschuld. Entge-
gen den Festlegungen des 2-plus-4-Vertrages haben sich
NATO und EU Schritt fiir Schritt an die heutigen Grenzen
Russlands heran erweitert. Mit der Einbeziehung der Ukraine
in EU und NATO-Strategien wurde eine explosive Situation
geschaffen. Nicht als Vermittler, sondern als Konfliktpartei,
behandeln NATO und EU Russland heute als neuen alten
Feind, dem sie mit Propaganda, Drohgebarden und Sanktio-
nen gegeniibertreten. Wir fordern die sofortige Beendigung
dieser gefahrlichen Politik

Wir werden als Antifaschist/innen und Aktive aus der Frie-
densbewegung diese Lehre aus der Geschichte mit vielfalti-
gen Veranstaltungen, die am und um den 8. Mai in der
ganzen Republik stattfinden werden, in die Offentlichkeit
bringen. Und wir rufen alle Demokratinnen und Demokra-
ten, insbesondere die jungen Menschen auf: Erinnert mit ei-
ner Vielzahl von regionalen und ortlichen Veranstaltungen
das ganze Jahr iiber an die Befreier und an die gro8en Hoff-
nungen der Befreiten.

Nie wieder Faschismus — Nie wieder Krieg!



http://www.nachdenkseiten.de/?p=24712#more-24712
http://www.friedensratschlag.de/?Startseite:Aufruf_f%C3%BCr_eine_neue_Entspannungspolitik
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http://friedenswinter.de/
http://www.koop-frieden.de/fileadmin/Strategiekonferenz/2015/Flyer_strategieKonferenz_2015.pdf
http://www.friedensratschlag.de/?Startseite:Ostermarsch_2015
http://www.friedensratschlag.de/?Startseite:Ostermarsch_2015
http://www.heise.de/tp/artikel/44/44081/1.html
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Kai Ehlers

Achtung - Mythen um die Ukraine

11.02.2015

Kaum ein Jahr ist seit dem politischen Um-
sturz in Kiew vergangen und schon verwan-
deln sich die damaligen Vorgénge und ihre
Folgen in Mythen, die das Zeug haben, Ge-
schichte zu erklaren, bevor sie stattgefun-
den hat. Die wichtigsten sollen hier aufge-
zeigt werden.

Mythos eins:
Russland fiihrt Krieg gegen die Ukraine:

Diese Behauptung fiihrt konsequent dahin,
dass Angela Merkel und Frangois Hollande
heute vor aller Welt in der Pose von
Schlichtern auftreten kénnen, die Wladimir
Putin und Petro Poroschenko dahin bringen
miissten, den Krieg, den Russland angeb-
lich gegen die Ukraine fiihrt, im Dialog
miteinander zu beenden. Das ist eine famo-
se Position fiir Angela Merkel, nachdem sie
als Kanzlerin Deutschlands und als die zur
Zeit fiihrende Stimme der Europdischen
Union zuvor an der Entstehung des Mai-
dan-Aufruhrs und dem daraus folgenden
Sturz des gewdhlten Prasidenten Viktor Ja-
nukowych und allen daraus hervorgehenden
Folgen aktiv gewirkt hat. Perverser, und
man muss gestehen, wirkungsvoller kann
die Verdrehung von Ursache und Wirkung
in diesem ukrainischen Drama nicht mehr
inszeniert werden. In dieser Rolle kann sich
sogar Barak Obama wohlfiihlen. Nicht ver-
wunderlich, dass er ,,Angela® dafiir in
hochsten Tonen lobt.

Tatsache ist allerdings, dass nicht Russland
und die Ukraine im Krieg miteinander lie-
gen, sondern die Kiewer Fiihrung mit Tei-
len ihrer eigenen Bevdlkerung. Nicht Russ-
land hat die Ukraine tiberfallen und nicht
Russland bombardiert ukrainische Stadte,
sondern die Kiewer Regierung hat der Be-
volkerung des Ostens, nachdem sie diese zu
Terroristen erkldrt hat, den Krieg erklart
und bombardiert Stddte des eigenen Landes
— mit der Begriindung, dass diese untrenn-
barer, nicht aufzugebender Teil der Ukraine
seien. Hat man etwas davon gehort, dass die
,» lerroristen® in vergleichbarer Weise Kiew
bombardierten oder mit gezieltem Terror
heimsuchten? Wie wahnsinnig muss eine
Fiihrung sein, die ihr eigenes Land zusam-
menschiefen lésst, statt mit ihren Landsleu-
ten in den Dialog um die von ihnen gefor-
derten politischen Vorstellungen um mehr
Autonomie zu gehen.

Dass Russland keinen Krieg gegen die
Ukraine fiihrt, gilt auch dann, wenn man
sieht, dass in diesem Biirgerkrieg fremde
Michte mitmischen, dass hier die USA/EU,
dort Russland politisch, logistisch und mehr

oder weniger undercover sogar mit Mann-
starke involviert sind, die einen auf dieser,
die anderen auf der anderen Seite. Genau
genommen ist es ihr Krieg, der hier stell-
vertretend auf ukrainischem Feld in ver-
deckter Form ausgetragen wird. Allerdings
gilt es auch hier wieder vom Ursprung der
Vorgénge her zu denken. Und der Ursprung
dieses Krieges liegt eindeutig nicht in Russ-
land, wenn man nicht die bloRe Tatsache,
dass Russland die Eurasische Union nicht
nur mit Kasachstan, WeiSrussland, sondern
auch unter Beteiligung der Ukraine entwi-
ckeln wollte, bereits als Kriegsgrund be-
trachtet.

Mythos zwei:
Russland hat die Krim annektiert:

Mit einer gewaltsamen, das bestehende
Volkerrecht verletzenden Annexion der
Krim habe Russland die Européische Frie-
densordnung gebrochen, die Souveranitat
der Ukraine verletzt und damit eine globale
Kriegsgefahr heraufbeschworen. Der Frie-
den konne nur gesichert werden, wenn
Russland von diesem Schritt zuriicktrete.

Tatsache ist, dass der Ubergang der Krim in
die russische Foderation nicht Ursache des
Umsturzes in der Ukraine war, sondern Fol-
ge. Tatsache ist auch, dass Russland die
Krim nicht gewaltsam erobert hat, sondern
einen Antrag seitens der Bevolkerung der
Krim angenommen hat, die sich angesichts
des Kiewer Umsturzes und der damit auf
sie zukommenden Gefahr der ,,Ukrainisie-
rung* zuvor aus der Ukraine in einem Refe-
rendum gelost hatte. Generell gesagt, nicht
Russland hat in der Ukraine interveniert,
nicht Russland hat den Maidan zur offenen
Revolte ermutigt; Putin soll Janukowytsch
im Gegenteil sogar, was ihm von westlicher
Seite vorgehalten wird, zur polizeilichen
Niederschlagung der Proteste geraten ha-
ben. Es waren die atlantischen Méichte, al-
len voran die USA, die seit dem Zusam-
menbruch der Sowjetunion den Plan ver-
folgten, die Ukraine aus dem russischen
Einflussbereich herauszulésen, um die Wie-
derentstehung Russlands als moglichen Ri-
valen fiir alle Zeit zu unterbinden.

Die Elemente dieser Strategie sind schwarz
auf weill nachzulesen bei Sbigniew Brze-
zinski. Praktisch nachzuverfolgen sind sie
in der schrittweisen Ost-Erweiterung von
NATO und EU seit 1991, einschlieRlich der
bunten Revolutionen in den Jahren
2003/4/5, Georgien, Ukraine, Kirgisien, der
Stationierung von Abfang-Raketen direkt
an den Grenzen Russlands u.a.m. Dies alles
wurde schon vielfach dokumentiert, muss
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aber offenbar immer wieder aus der Verges-
senheit herausgeholt werden, so wie es der
russische Aufenminister Sergej Lawrow auf
der Miinchner Sicherheitskonferenz vor ein
paar Tagen tat. Nachzulesen auf der Inter-
netplattform von www.russland.ru .

Mythos drei:
Das Recht zur Selbstverteidigung:

Tranentreibend ins Bild gesetzt wird vom
Ukrainischen Prasidenten Poroschenko fiir
die Ukraine der Eindruck eines bedrédngten,
bemitleidenswerten David erzeugt, der doch
das Recht haben miisse sich gegen einen
brutalen Goliath zur Wehr zu setzen. Na,
klar, wer will da nicht solidarisch sein!

Aber Tatsache ist: Uber das hinaus, was
weiter oben bereits dazu gesagt wurde, dass
diesem Bild die Falsche Behauptung unter-
liegt, Russland fiihre Krieg gegen die
Ukraine, stellt diese Pose selbst noch die
Realitdten des inner-ukrainischen Biirger-
kriegs glatt auf den Kopf: Es war die Uber-
gangsregierung, die, nach dem Umsturz
kaum an der Macht, die Sprachautonomie
von Minderheiten unter dem Motto der
,Ukrainisierung der Ukraine“ aufhob, die-
sen Akt zwar nach internationalem Protest
zurlicknahm, ihre einmal eingeschlagene
Linie der zwangsweisen Ukrainisierung,
statt eines Dialoges mit anders denkenden
Teilen der Bevdlkerung jedoch konsequent
und aggressiv fortsetzte — von der Illegali-
sierung des Referendums fiir einen Autono-
miestatus in den 6stlichen Bezirken bis hin
zur politischen und militdrischen Mobilisie-
rung gegen die zu Terroristen erklarten Par-
teigdnger autonomer und foderaler Neuglie-
derung des Landes und die von ihnen gebil-
deten Volksrepubliken Donezk und Lu-
gansk. Der Pose des David stehen die im-
mer wieder erneuerten Brandreden der Kie-
wer Fithrung gegentiber, die bis zum heuti-
gen Tag zu keinem Dialog mit den ,,Terro-
risten bereit ist, sondern deren militarische
Unterwerfung anstrebt. Dass aus dieser
Politik eine Eskalationsspirale hervorgegan-
gen ist, in der auch die ostliche Seite aufge-
riistet hat, liegt auf der Hand, kann unter
diesen Bedingungen gar nicht anders sein.
Bedauerlicher Weise. Nur darf man auch
hier nicht Ursache und Wirkung verwech-
seln. Statt sich als David 6ffentlich bedau-
ern zu lassen und um ,,todliche Defensiv-
waffen“ fiir eine Intensivierung der Offensi-
ve zu werben, konnte die Kiewer Fiihrung
dem ganzen Spuk ein Ende bereiten, wenn
sie in den direkten Dialog mit den ,,Volksre-
publiken® ginge.




Mythos vier:
In der Ukraine wird die Westliche Werte-
gemeinschaft verteidigt.

Tatsache ist, dass der nationalistische Fu-
ror, der sich aus dem Westen kommend,
tiber das Land verbreitet, verbunden mit ei-
ner gnadenlosen Austeritdtsdiktatur dem,
was als westliche Wertegemeinschaft pro-
pagiert wird, direkt und offen ins Gesicht
schldgt: Schlimmere Korruption als zuvor,
jetzt durch Privatisierungsprogramme legi-
timiert, bestiirzender Abbau sozialer Stan-
dards, Einschrankung der Informationsfrei-
heit auf ,,national niitzliche* Informationen
durch das neu gebildete Informationsminis-
terium, Diskriminierung von nicht-national-
ukrainischen Minderheiten, marodierende
faschistische Banden, die die Regierung zu
stiirzen drohen, wenn sie die ,,nationale Re-

volution“ zu verrate. Man kann sich nur
noch wundern, mit welcher Schamlosigkeit,
vielleicht auch genauer, mit welchem Zy-
nismus diese Entwicklung von der Mehrheit
unserer politischen Klasse geleugnet wird —
wenn es nicht iiberhaupt interessengeleitete
Dummbeit ist.

Im Osten des Landes wéchst die Abkehr
von den so gewendeten Werten des Westens
jedenfalls mit jedem Tag, an dem weitere
Menschen mitten in ihren Stadten aus ihren
Wohnungen gebombt und auf den Strafen
zerfetzt werden.

Mythos fiinf: In der Solidaritat mit der
Ukraine festige sich die westliche Allianz,
versichern zurzeit Vertreter und Vertre-
terinnen aller westlichen Lager unisono.

Kai Ehlers

Angela Merkel ist auf dem besten Wege
zum globalen Friedensengel zu avancieren.
Was fiir ein Prestigegewinn fiir die Deut-
schen, wie es scheint!

Tatsache ist allerdings, dass der Vorsto8 der
USA eindeutig auf Schwéchung der Euro-
pdischen Union, insbesondere auch auf eine
Storung der Beziehungen zwischen
Deutschland und Russland zielt. EU und
insbesondere Deutschland bluten sich in der
Unterstiitzung der bankrotten Ukraine, un-
ter dem Druck der von ihnen selbst be-
schlossenen Sanktionen und durch die Zer-
storung ihrer Beziehungen zu Russland aus,
statt mit Russland gemeinsam einen autar-
ken Eurasischen Raum aufzubauen, der
dem Hegemonialanspruch einer einzigen
Supermacht widerstehen konnte.

Minsk Il — was gut ist und was besser sein konnte

13. Februar 2015

Halten wir uns knapp:

Gut ist es und fiir die Menschen in der
Ukraine eine Hoffnung, dass verhandelt
wurde, und zwar nicht tiber Waffenlieferun-
gen an Kiew, sondern iiber Wege zur fried-
lichen Losung der Konflikte des Landes.
Gut ist, dass an diesen Gesprachen nicht
nur die Présidenten Kiews, Russlands,
Frankreichs und ihre Stibe teilnahmen, son-
dern auch die Vertreter der Volksrepubliken,
wenn auch immer noch am Katzentisch.
Gut ist die Einigung auf Einfiihrung einer
Waffenruhe ab Sonntag, den 15. Februar
2015, wenngleich eine sofortige Einstellung
der Gefechte besser gewesen wire.

Gut ist selbstverstandlich auch, dass man
sich einigen konnte am zweiten Tag des
Waffenstillstands damit zu beginnen, auf
beiden Seiten die schweren Waffen zurtick-
zuziehen, um so einen Puffer zwischen den
Kriegsparteien entstehen zu lassen.

Gut ist schlieflich, dass man iibereinkom-
men konnte, dies alles von der OSZE iiber-
wachen zu lassen.

Erfreulich sind Beschliisse zur Einfiihrung
einer ,,umfassenden Amnestie“ sowie zu ei-
ner ,, humanitdren Versorgung bediirftiger
Menschen in der Ostukraine“, Erfreulich
auch, dass ,,alle ausldndischen Truppen
und Séldner unter OSZE-Uberwachung
ukrainisches Staatsgebiet verlassen, bezie-
hungsweise alle illegalen Gruppen ihre
Waffen abgeben“ sollen.

Nicht nur gut, sondern bereits verbliiffend
sind Vereinbarungen, dass vom ersten Tag
an nach Abzug schwerer Waffen ,, Modali-
tdten fiir Wahlen in den Regionen Donezk
und Luhansk vereinbart werden“ sollen.
Die Wahlen sollen zudem noch ,, mit dem

im September 2014 verabschiedeten Gesetz
iiber Selbstverwaltung der genannten Ge-
biete iibereinstimmen“. Dazu passen Be-
schliisse, die eine , Kontrolle der russisch-
ukrainischen Grenze“ vorsehen; aber erst,
»nachdem in den Regionalwahlen in Do-
nezk und Luhansk der von der Bevélkerung
gewtinschte Status der Gebiete gekldrt und
spdter umgesetzt ist.

SchlieBlich soll noch eine ,, Verfassungsre-
form zur Stdrkung des Féderalismus “
durchgefiihrt werden. Bis Ende 2015 soll
eine neue Verfassung in Kraft treten, wel-
che ,,die Dezentralisierung des Landes als
ein Schliisselelement vorsieht, insbesondere
in Bezug auf die Regionen Donezk und Lu-
hansk. “

Dies alles, heift es in der Vereinbarung, sei
,» kein abschlieSender Friedensvertrag“
konne aber den Boden dafiir bereiten, ,, al-
lerdings nur, wenn die Verhandlungspartner
sich auch von neuer Gewalt nicht beirren
lassen.

Zusatzbotschaften nach den Ver-
handlungen

Es gebe ,,zu einer ausschlieBlich friedli-
chen Losung keine Alternative “ kommen-
tierten die deutsche Kanzlerin und der
franzosische Prasident das Treffen, aller-
dings nicht ohne zundchst noch einmal

,» ihre uneingeschrdénkte Achtung der Souve-
rdnitdt und der territorialen Unversehrtheit
der Ukraine“ bekraftigt zu haben. Deutsch-
land und Frankreich, versprechen sie dann
aber, wollen den Bankensektor durch die
»Schaffung eines internationalen Me-
chanismus zur Erleichterung von Sozial-
transfers“ wiederherstellen. Sie wollen
»trilaterale Gesprdche zwischen EU, der
Ukraine und Russland iiber Energiefragen
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fiihren, wollen solche trilateralen Gespréche
zudem unterstiitzen, ,,um praktische Lésun-
gen fiir Bedenken zu erreichen, die Russ-
land mit Blick auf die Umsetzung des tief-
greifenden und umfassenden Freihandels-
abkommens zwischen der Ukraine und der
EU geduflsert hat.“

Im Namen aller Beteiligten steigern Merkel
und Hollande sich zu der Aussage, sich
,unverdndert zur Vision eines gemeinsa-
men humanitdren und wirtschaftlichen
Raums vom Atlantik bis zum Pazifik auf der
Grundlage der uneingeschrdnkten Achtung
des Volkerrechts und der Prinzipien der
OSZE*“ bekennen zu wollen.

Zur Umsetzung des Minsker Abkommens
kiindigen sie die ,, Schaffung eines Auf-
sichtsmechanismus im Normandie-Format
an, der in regelméRigen Abstédnden auf der
Ebene hoher Beamter des Aullenministeri-
ums zusammentreten werde. Normandie-
Format, merke, das heifit, ohne die USA.

Der russische Prasident fliegt in seiner
Abschlusserkldrung etwas weniger weit
hinauf. Auf die Frage, warum die Abstim-
mungen so lange gedauert hétten, erklért er:
,»Ich denke es liegt daran, dass die Kiewer
Behdérden sich leider weiterhin weigern, di-
rekte Kontakte zu den Vertretern der Volks-
republiken von Donezk und Lugansk aufzu-
nehmen. “ ITm Ubrigen bleibt Putin aber
ganz losungsorientiert. Er weist auf die
Schwierigkeiten hin, die sich aus der unge-
klarten Frontlage bei der Ortschaft Debalze-
we ergeben konnten, wo die Volksrepubli-
ken zwischen 6000 und 8000 Mann der
Ukrainischen Armee eingekesselt hétten.
,»Sie gehen natiirlich davon aus*, so Putin,
., dass diese Gruppe die Waffen niederlegt
und den Widerstand aufgibt.“ Putin sieht




mogliche Komplikationen. Er habe sich
deshalb mit Poroschenko geeinigt, erklart er
daher ,,unsere Militdrexperten zu beauftra-
gen festzustellen, was dort in Wirklichkeit
vor sich geht, und einen MaBnahmenkom-
plex auszuarbeiten, es zumindest zu versu-
chen, um die gefassten Beschliisse zu veri-
fizieren und ihre Einhaltung auf beiden Sei-
ten zu tiberpriifen.“ Er jedenfalls sei dazu
bereit. Es gehe darum, neuerliches, weite-
res BlutvergieBen zu vermeiden.

Alexander Sachartschenko, Fiihrer der Do-
nezker Volksrepublik erklart schlicht, der
Friedensfahrplan gebe eine ,, Hoffnung fiir
eine friedliche Losung“.

Soweit, so gut — und jetzt?

Aber wer glaubt, mit diesen Friedensbot-
schaften habe sich die die politische Wetter-
lage geklart, sieht sich getduscht. ,,Am
Ende lacht Putin“ titelte ,,Spiegel online“.
Symptomatisch auch, wie ausgerechnet mit
dem meistverwendeten Presse-Foto, das die
Friedensbotschaft der Minsker Einigung zu
illustrieren vorgibt, auf subtile Weise der
Propaganda-Mythos weiter genahrt wird,
dass es Russland sei, das Krieg gegen die
Ukraine fiihre, wenn auf dem Foto Putin
und Poroschenko gezeigt werden, die ein-
ander die Hand reichen, wéhrend Angela
Merkel und Francois Hollande dieses Ge-
schehen wohlwollend neutral von beiden
Seiten aus dem Hintergrund beobachten.
Als Akteure des Krieges gelten Putin und
Kiew, nicht etwa Kiew und die Separatis-
ten. Obama forderte, jetzt miissten russische
Truppen aus der Ukraine abgezogen wer-
den. Der britische Premier warnte vor ei-
nem ,,Appeasement“ gegeniiber Putin. Die
EU hélt weiter an Sanktionen fest. Es wird
keinen Frieden geben, solange diese ideolo-
gische Mobilisierung gegen Russland an-
halt.

Es ist aber nicht Putin, der Krieg gegen die
Ukraine fiihrt und der demzufolge der ist,
mit dem Poroschenko Frieden zu schliefen
hatte. Es ist die Kiewer Regierung, die
Krieg gegen die Teile der Bevolkerung
fiihrt, welche sich dem Anspruch der
,Ukrainisierung“ nicht beugen wollen. So-
lange dies so bleibt, ist auf einen Frieden in
der Ukraine nicht zu hoffen, solange bleibt
sie Aufmarschgebiet des Westens gegen
Russland, allen voran der USA.

Eine effektive Wende wire nur zu erwarten,
wenn Poroschenko sich bereit erklérte, di-
rekt, auch nicht nur iiber den Katzentisch,
mit den Separatisten zu reden. Hier wird die
offene Flanke von Minsk II deutlich: Die
einzige Forderung, die aus dem Vorschlag,
den die Donezger und Lugansker in die
Vorbereitung des Minsker Treffens einge-
reicht hatten, nicht in die gemeinsame Er-
klarung tibernommen wurde, lautete: ,, Bis

zum 23. Februar Riicknahme aller Ent-
scheidungen der politischen und militdiri-
schen Fiihrung der Ukraine zur Durchfiih-
rung von Anti-terror-Operationen mithilfe
der Streitkrdfte und der Nationalgarde im
Donbass. “ Dazu kann man nur feststellen:
Solange die Donezger und die Lugansker
Volksrepubliken von Kiew noch als Terro-
risten angesehen werden, muss jeder Frie-
densfahrplan Makulatur bleiben, bevor er
wirken kann.

Es ist klar, dass Poroschenko innenpolitisch
unter dem Druck von Kréften steht, die an
einer Verstandigung kein Interesse haben.
Man darf gespannt sein, wie diese Kréfte
Poroschenko empfangen werden, der bis
auf die oben genannte Forderung der Ver-
treter der Volksrepubliken einem Katalog
zugestimmt hat, der ihn in den Augen der
Nationalistischen Radikalen zum Verréter
an der ,,nationalen Revolution“ macht. Zu
vermuten ist, dass Poroschenko sich in
nachster Zeit sehr warm anziehen muss. Mit
Provokationen, mit politischen, selbst mit
physischen Angriffen gegen seine Person ist
zu rechnen. Die brauchen potentielle Un-
der-Cover-Strategen, die aus dem Hinter-
grund ihre Interessen gegen Russland ver-
folgen, nicht einmal selbst zu inszenieren,
sie brauchen sie nur zu nutzen.

Angesichts dieser Lage sind die Botschaf-
ten von Angelika Merkel, man bekenne sich
zu einer ,,Vision eines gemeinsamen huma-
nitdren und wirtschaftlichen Raumes von
Atlantik bis zum Pazifik“, noch dazu in
,unverdnderter “ Weise, nicht einmal mehr
eine Liige. Seit Jahren hat die EU eben die-
se Vision von Russland angeboten bekom-
men, diese aber immer wieder hochmiitig
beiseitegeschoben. Nachdem sie zuletzt die
Ukraine, statt sie in einen gemeinsamen Eu-
rasischen Raum einzubeziehen, vor die Al-
ternative: entweder Europdische oder Eura-
sische Union gestellt hat, ist die neue Mer-
kelsche Botschaft nicht einmal mehr verlo-
gen, sondern das unbeabsichtigte Einge-
standnis einer bodenlosen politischen
Dummbeit — denn diese Vision hétte man
bereits seit 1991 verwirklichen kénnen.

Aber vielleicht war ja die Tatsache, dass
man die Ukraine, von der man wusste, dass
sie zwischen Ost und West, zwischen Eura-
sien und Europdischer Union, zwischen
Russland und NATO in widerspriichlicher
Weise eingespannt ist, in das Entweder
Oder getrieben hat, nicht einmal politischer
Dummiheit geschuldet, sondern der ideolo-
gischen Horigkeit gegeniiber den USA.

So oder so — dies alles ldsst fiir die Umset-
zung eines Friedensfahrplans, leider nichts
Gutes erwarten, gerade weil in ihn Reiz-
worte wie Selbstverwaltung, Autonomie,
Foderalismus, Verfassungsreform als Ziel-
vorstellungen eingegangen sind, die fiir die
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gegenwartige politische Riege in Kiew un-
vereinbar sind. Ganz zu schweigen noch
von dem Nutzen, den eine unruhige Ukrai-
ne fiir USA hat.

Biicher von zum Thema:
Peter Strutynski (Hg.), Ein Spiel mit dem
Feuer. Die Ukraine, Russland und der Wes-
ten, Papyrossa.
Ronald Thoden, Sabine Schiffer (Hg.),
Ukraine m Visier, Russlands Nachbar als
Zielscheibe geostrategischer Interessen,
Selbrund Vlg.
Kai Ehlers, Russland — Herzschlag einer
Weltmacht, Pforte

http://kai-ehlers.de

MEDIEN....ZDF - Kiew meldet 50 rus-
sische Panzer - Falsches Bildmaterial,
Sa 14. Feb 2015,

https://publikumskonferenz.de/forum/viewto
pic.php?f=30&t=457&p=1875#p1875

Kornkammer Ukraine — Fiir wen?
Die Ukraine galt friiher als ,,Kornkammer*
der Sowjetunion, zu der sie bis 1991 ge-
horte. Das Land verfiigt iiber ertragreiche
Schwarzbo6den; seine Anbaufldche ist mit
32 Millionen Hektar etwa doppelt so grof§
wie die Deutschlands. Die Ukraine ist heu-
te weltweit drittgrofSter Mais- und fiinft-
grofter Weizenexporteur, auferdem produ-
ziert sie grofle Mengen Raps, der zur Agro-
sprit-Gewinnung nach Westeuropa expor-
tiert wird.

Bereits im letzten Jahrzehnt nahmen die
Agrarexporte stark zu. Sie stiegen laut dem
polnischen Thinktank ,,Centre for Eastern
Studies*“ zwischen 2005 und 2012 von 4,3
auf 17,9 Milliarden Euro. Laut der US-
Agrarbehorde konnte die Ukraine zum
zweitgroften Getreideexporteur nach den
USA aufriicken. Das Land ist wegen nied-
riger Bodenpreise attraktiv fiir Investoren
aus dem Westen, die Land kaufen wollen,
aber auch fiir Hersteller von Agrarmaschi-
nen und Saatgut.

In der Antwort auf eine Bundestagsanfrage
der Linken bestétigt das Bundeslandwirt-
schaftsministerium, dass bereits die Halfte
der ukrainischen Agrarfliche von Grofun-
ternehmen bewirtschaftet wird. Das grofte
davon, die Agrarholding ,,UkrLandFar-
ming*“, besitze alleine rund 670 000
Hektar. Zum Vergleich: Die mittlere Grofe
der Bauernhofe in Deutschland betragt 60
Hektar, GroRbetriebe bewirtschaften bis zu
12 000 Hektar. Laut dem NGO-nahen ka-
nadischen ,,Oakland Institut®, das zu Land-
grabbing recherchiert, sind seit 2002 rund
1,6 Millionen Hektar ukrainische Agrarfla-
che an multinationale Unternehmen ver-

kauft oder verpachtet worden,
http://www.nachdenkseiten.de/?p=25050#h08



http://www.nachdenkseiten.de/?p=25050#h08
https://publikumskonferenz.de/forum/viewtopic.php?f=30&t=457&p=1875#p1875
https://publikumskonferenz.de/forum/viewtopic.php?f=30&t=457&p=1875#p1875
http://kai-ehlers.de/

Netzwerke in Westafrika POSCAO und ROPPA zu den EPAs
»EIn Abkommen unter gréBtmaéglicher Geheimhaltung zu

unterzeichnen, ist eines Spitzen

Westafrika, am 12. Januar 2015

Sehr geehrte Damen und Herren, Staats-
und Regierungschefs Westafrikas,

nach Abschluss der Gespréche der 46. or-
dentlichen Sitzung der Wirtschaftsgemein-
schaft Westafrikanischer Staaten (ECO-
WAS), die am 15. Dezember 2014 in Abuja
(Nigeria) stattgefunden hat, haben Sie in Th-
rem Abschlusskommuniqué ,,die Chefver-
handler Westafrikas angewiesen, unverziig-
lich die notwendigen Schritte zur ehebaldi-
gen Unterzeichnung und Ratifizierung des
Wirtschaftspartnerschaftsabkommens durch
alle Mitgliedsstaaten einzuleiten.”
Mittlerweile sollen tiber zehn westafrikani-
scher Staaten dieses Abkommen quasi
heimlich unterzeichnet, genieft doch die In-
formation iiber die Unterzeichnung bis dato
oberste Geheimhaltung. Nur fiinf Lander
hétten das Abkommen nicht unterzeichnet:
Nigeria, Togo, Gambia, Sierre Leone und
Mauretanien.

Exzellenzen, geschétzte Damen und Herren
Staats- und Regierungschefs,

wir mochten Sie darauf hinweisen, dass die-
se undurchsichtigen und nebulosen Prakti-
ken der Vergangenheit angehéren und in
volligem Widerspruch zu Thren Botschaften
iiber Transparenz Pamzlpatlon und Verant-

wortung stehen, die Sie unermiidlich Thren

Biirgern predigen. Wenn Sie diese Vertrdge
fiir uns unterschreiben und wenn diese Ver-
trage so gut sind wie Sie behaupten, warum
machen Sie das beinahe im Verborgenen?

Mit diesem Akt zwingen Sie zwolf der am
wenigsten entwickelten Lander (LDC) un-
serer Region ein Abkommen auf, das diesen
Léandern nichts bringt und dem die Mehr-
zahl dieser Lander nur aus politischer
Schwiche, Unverstandnis oder Opportunis-
mus zustimmt. Kein einziges internationa-
les Ubereinkommen verpflichtet die am we-
nigsten entwickelten Lander ihre Markte fiir
die 28 entwickelten Lander der EU zu 6ff-
nen, aber Thre Handlungen treiben die LDC
in dieses Abenteuer mit ungewissem Aus-
gang, das nur dazu dient, die kurzfristigen
Interessen einer Handvoll Lander und Un-
ternehmen zu schiitzen.

Noch schlimmer ist die Situation Nigerias.
Die westafrikanische Regionalmacht und
grofte Volkswirtschaft Afrikas hat ganz klar
gesagt, das Wirtschaftspartnerschaftsab-
kommen nicht unterzeichnen zu wollen, da
technisch und politisch erwiesen ist, dass
das EPA das Wirtschaftswachstum Nigerias
gefahrden konnte. Anstatt geschlossen hin-
ter unserem Champion zu stehen, um ihn

politikers nicht wiirdig*“

einerseits vor den Angriffen der Boko Ha-
ram Sekte zu schiitzen und andererseits an
einer soliden und nachhaltigen wirtschaftli-
chen Integration gemeinsam mit Nigeria zu
arbeiten, unterstiitzen Sie die EU dabei,
weiter Druck auf Nigeria auszuiiben, damit
das Land schliellich kapituliert.

Unsere uneingeschrankte Unterstiitzung gilt
Nigeria und allen anderen Léndern, die sich
weigern, sich zu unterwerfen und wir sagen
diesen Landern, dass sie auf der richtigen
Seite der Geschichte stehen. Einer Ge-
schichte, die leider im Jahr 2014 festhalt,
dass Sie sich, geschétzte Staats- und Regie-
rungschefs, fiir Abhdngigkeit und Beibehal-
tung des Status quo entschieden haben an-
statt fiir Weiterentwicklung.

Wir werden alle uns zur Verfiigung stehen-
den demokratischen und rechtlichen Mittel
einsetzen, um uns gegen IThre Handlung zu
wehren.

POSCAO=Netzwerk der
Zivielorganisationen in Westafrika tiber
das Cotonou-Abkommen.

ROPPA= http://www.roppa-afrique.org
Netzwerk der
Landwirtschaftsorganistionen und der

Bauern in Westafrika

secrete-poscao.html

2014 marked the tenth anniversary of the
launch of bilaterals.org.

bilaterals.org is a collaborative project
committed to open publishing. It was
launched as — and remains — a trilingual
website to inform and support the resistance
to bilateral trade and investment deals as key
vehicles for global capitalism (and tools of
geopolitical power) all over the world.
Among other things, we also co-organised the

bilaterals.org

www.bilaterals.org

3

Fighting FTASs’ international strate

meeting in 2006 and produced the collective
‘Fighting FTAs’ book in 2008. The site has
grown, incorporating new features such as a
multimedia section and social media tools.
The workload has grown - especially with the
campaigns around TTIP, TPP, CETA and
TiSA - and so we need more help, especially
with posting articles and translating. We
would also like to increase the participation
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Ubersetzung:coorditrad

EVERYTHING THAT IS NOT HAPPEMING AT THE WTO
TODO AQUELLO QUE MO SUCEDE EM LA OMC
TOUT ME SE MEGOCIE PAS A LOMC

of other groups and movements in steering
bilaterals.org. We will follow up on this in the
coming months, but please contact us if you
have specific ideas or proposals.

Please feel free to contact the bilaterals.org
team at bilaterals.org@gmail.com if you have
any further questions, comments or
suggestions.

Sincerely,
the bilaterals.org team



http://www.bilaterals.org/
mailto:bilaterals.org@gmail.com
http://www.bilaterals.org/?+-tisa-+
http://www.bilaterals.org/?-EU-Canada-CETA-
http://www.bilaterals.org/?-tpp-
http://www.bilaterals.org/?-TTIP-
http://www.bilaterals.org/multimedia/
http://www.bilaterals.org/?-fighting-ftas-
http://www.bilaterals.org/?-fighting-ftas-
http://www.bilaterals.org/?-fighting-ftas-workshop-
http://www.bilaterals.org/?-fighting-ftas-workshop-
http://www.bilaterals.org/
http://rapideinfo.net/index.php/regions/20179-accord-de-partenariat-economique-par-lafrique-de-louest--la-societe-civile-denonce-une-signature-secrete-poscao.html
http://rapideinfo.net/index.php/regions/20179-accord-de-partenariat-economique-par-lafrique-de-louest--la-societe-civile-denonce-une-signature-secrete-poscao.html
http://www.roppa-afrique.org/

TTIP: "Regulatorische Kooperation"
starkt Einfluss der Konzerne und schwacht Demokratie

Stellungnahme von 160 zivilgesellschaftlichen Organisationen

Briissel 3.2.2015.

Wir, die Unterzeichner dieser Stellungnah-
me, bringen hiermit unsere groRe Besorgnis
dariiber zum Ausdruck, wie im TTIP-Frei-
handelsabkommen zentrale Regulierungen
sensibler Bereiche, wie chemische Produk-
te, Lebensmittelstandards, 6ffentliche
Dienstleistungen, Arbeitssicherheit oder die
Regulierung der Finanzmadrkte behandelt
werden. Die EU-Verhandlungsfiihrer haben
bei zahlreichen Gelegenheiten betont, dass
TTIP unsere Regulierungen und Standards
nicht bedroht (1).

Das neu ,geleakte“ EU-Verhandlungsdo-
kument zu regulatorischer Zusammenarbeit
in TTIP spricht allerdings eine andere Spra-
che und bestdrkt unsere Vorbehalte (2). Der
Vorschlag der EU-Kommission hat ein Sys-
tem zur Folge, das Regulierungen er-
schwert, da sie stets handels- und investiti-
onskonform sein miissen. Auch der Einfluss
von Unternehmenslobbyisten wiirde mit
diesem Vorschlag noch weiter gestarkt.
Dies wiederum erschwert kiinftige Regulie-
rungsmalnahmen. Zudem bekdme eine
kleine Anzahl von nicht gewéhlten Beamten
Einfluss und Macht iiber Regulierungsvor-
haben, lange bevor Parlamente sie zu Ge-
sicht bekommen. Das gefahrdet unsere De-
mokratie.

Die Europdische Kommission spricht sich
fiir eine stiarkere Harmonisierung von Regu-
lierungen zwischen Europa und den USA
und wettbewerbsférdernde Rahmenbedin-
gungen fiir Wirtschaft und Handel aus. Eine
Studie im Auftrag des Europdischen Parla-
ments von 2014 kommt allerdings zu dem
Ergebnis, dass starkere Harmonisierung im
Rahmen von TTIP zu sinkenden Standards
fiihren koénnte (3). Der EU-Verhandlungs-

text sieht vor, dass jeder neue handels-
politisch relevante Gesetzesentwurf durch
Fakten oder wissenschaftliche Belege ge-
rechtfertigt werden muss, wenn Unterneh-
menslobbyisten oder Regierungen dies ein-
fordern. AuBerdem beinhaltet der Vorschlag
die Forderung der Industrie nach einem
Gremium fiir regulatorische Zusammenar-
beit. Damit entstiinde ein Frithwarnsystem
mit Moglichkeiten der Einflussnahme bei
neuen Gesetzesinitiativen.

Ferner sieht der Vorschlag der EU-Kom-
mission vor, dass Unternehmen aus den
USA und Europa einen deutlich gré8eren
Einfluss auf die Gesetzgebung in Briissel,
in den europédischen Hauptstadten, in Wa-
shington und in den US-Staaten nehmen als
bisher. Dem Anschein nach hat die Europai-
sche Kommission in vielen Punkten dem
Druck der Unternehmenslobby nachgege-
ben, sie an Gesetzen mitschreiben zu lassen

4.

Der Vorschlag der Kommission fiir regula-
torische Zusammenarbeit beinhaltet die Ge-
fahr, Standards kurz- und langfristig auf
beiden Seiten des Atlantiks zu senken. Das
betrifft auch Standards der EU-Mitglieds-
staaten und der US-Staaten. Der Hand-
lungsspielraum fiir demokratische Entschei-
dungen wird durch die Stirkung des Unter-
nehmenseinflusses massiv eingeschrénkt.

Beispielsweise zeigt eine Studie von
CIEL, einer internationalen Organisation
fiir Umweltrecht, vom Januar 2015, dass
durch regulatorische Zusammenarbeit in
TTIP eine Verbesserung des Schutzes vor
giftigen Chemikalien und Pestiziden verzo-
gert bzw. blockiert werden kann (5). Regu-
latorische Zusammenarbeit kdnnte aufler-

dem einen Angriff auf das Vorsorgeprinzip
darstellen. Sie 6ffnet langsam aber sicher
die Tiiren dafiir, genetisch verdnderte Orga-
nismen, Nanopartikel und endokrine Dis-
ruptoren auf den Markt zu bringen (6).

Deshalb fordern wir die Verhandlungs-
fithrer auf beiden Seiten dazu auf, regu-
latorische Zusammenarbeit aus den
TTIP-Verhandlungen zu streichen.

1)
http://trade.ec.europa.eu/doclib/press/index.cf
m?id=1219

(2) http://corporateeurope.org/international-
trade/2014/12/ttip-covert-attacks-
democracyand-regulation

3)
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etude
s/STUD/2014/514007/AGRI IPOL_STU
%282014%29514007 EN.pdf

4
http://corporateeurope.org/sites/default/files/b
usinesseurope-uschamber-paper.pdf

(5)

http://ciel.org/Publications/LCD_TTIP Jan20
15.pdf

(6) https://www.agra-net.net/agra/agra-
europe/crops/ttip-must-prioritise-regulatory-

http://www.merid.org/en/Content/News Servi
ces/Nanotechnology and Development New
s/Articles/2013/Jun/25/canada and us.aspx

http://www.croplifeamerica.org/sites/default/fi
les/ECPA-CLA%20TTIP%20Position%?20-

%20Paper%2010-03-14.pdf

http://www.europeanpublicaffairs.eu/is-
democracy-a-trade-barrier/

Unterschriften der 160 Organisationen:
http://www.attac.de/fileadmin/user_upload/
Kampagnen/ttip/150204 Erklaerung-TTIP-
Regulatorische-Zusammenarbeit.pdf

TTIP: 160 Organisationen vereinbaren

einen globalen dezentralen Aktionstag am 18. April

T LR AT oA .

P Globaler Aktionstag gegen TTIP:

"~ STOP 2
sl'Ttl)L; 18. April 2015

Mach mit!

Mehr als 200 Vertreterinnen und Vertreter
von rund 160 zivilgesellschaftlichen Or-
ganisationen aus 26 EU-Staaten sowie
den USA trafen sich in Briissel, um den
Widerstand gegen das geplante Freihan-
delsabkommen der EU mit den USA
(TTIP) international zu koordinieren.

Besonderen Applaus bei dem Treffen hat
eine griechische Vertreterin erhalten, als
sie die Position der neuen griechischen
Regierung zu TTIP deutlich machte: Syri-
za werde TTIP niemals ratifizieren; das
Gleiche gelte fiir CETA.
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Das zivilgesellschaftliche Biindnis hat
bei dem Treffen unter anderem einen
dezentralen globalen Anti-TTIP-Akti-
onstag fiir den 18. April beschlossen.

Zusétzlich kritisieren die Organisationen
in einer gemeinsamen Stellungnahme
(siehe oben) die geplante ,,regulatorische
Zusammenarbeit“ in TTIP.

Selbstorganisierte Europdische Biirgerin-
itiative (EBI) gegen TTIP und CETA:
https://stop-ttip.org/de/unterschriften-nach-
mitgliedsstaaten/
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	Ein solcher Politikwechsel kann nur gelingen, wenn wir eine breite Plattform von linken Parteien, Gewerkschaften und sozialen Bewegungen bilden. Hierzu laden wir in den nächsten Wochen zu Gesprächen ein. Wir rufen alle linken Parteien, soziale Bewegungen und progressiven Kräfte auf, den neuen griechischen Weg zu unterstützen und damit für ein Ende der unsozialen Kürzungspolitik in Europa und für ein solidarisches, soziales, demokratisches und friedliches Europa zu kämpfen.
	Blockupy-Koordinationskreis Statt eines Kommentars: Treffen wir unsere Wahl. #18M
	1. Februar 2015
	(…) Die griechische Bevölkerung hat nicht akzeptiert, was als alternativlos gilt. Sie hat ihre eigene Krise – die Krise des Alltags, der Gesundheitsversorgung, der Flüchtlinge und Migrant_innen, der Beschäftigten und Erwerbslosen, der Schulen und Familien – dorthin zurück gebracht, wo sie hergekommen ist: in das deutsche Europa der Troika, der Spardiktate und der Ausgrenzung. Sie hat nach den erbitterten Abwehrkämpfen der letzten Jahre nicht klein beigegeben und resigniert. Wir möchten das ohne Pathos sagen: Wir verneigen uns vor dieser Entschlossenheit und Rebellion, vor dem langem Atem und der Hoffnung, die davon ausgeht.
	Der 18. März ist nun unsere Gelegenheit und gleichzeitig unsere Verantwortung, darauf eine eigene Antwort zu finden. In Frankfurt, Deutschland. Vor der EZB und mit unseren Freund_innen aus ganz Europa und darüber hinaus. Auch deshalb haben wir ja Blockupy 2012 „erfunden“, entschieden daran festgehalten und zu einem transnationalen Raum, der auch in Frankfurt, in Deutschland agiert, entwickelt.
	Wir sagen das auch deswegen, weil wir keine falschen Hoffnungen haben, was durch die Wahl in Griechenland möglich geworden ist. Den Krisenkapitalismus kann man nicht einfach abwählen. Eine andere, bessere Welt wird nicht per Kabinettsbeschluss eingeführt, sondern durch den Aufbau einer Demokratie von unten und über alle Grenzen hinweg. Deswegen stellen wir uns auch nicht an die Seite irgendeines Regierungsprojekts. Das ist nicht unsere Frage, das ist nicht unsere Aufgabe. Wir stehen an der Seite der solidarisch kämpfenden Menschen in Griechenland und der gesellschaftlichen Linken.
	Aber solange die neue Regierung deren Kämpfe in die europäischen Institutionen trägt, anstatt die Zwänge der Austerität an die eigene Bevölkerung weiterzugeben, ist sie eine Chance für uns alle. Denn damit eröffnet sich ein Raum für eine neue Qualität der politischen Auseinandersetzung um das Krisenregime und den Neoliberalismus. Das kann einen Dominoeffekt in Gang setzen, in Spanien, Italien und anderswo. Die Öffnung solch eines politischen Korridors ist das, was jetzt alle von Syriza erwarten – und woran sich Syriza in Zukunft zu messen haben wird.
	Und das gilt selbstverständlich auch für alle anderen Kämpfe in der griechischen Gesellschaft: die der Migrant_innen, der LGBTs, der Antifaschist_innen, der Aktivist_innen gegen Zwangsräumungen, Privatisierungen und zerstörerische Großprojekte.
	Gerade vor dem Hintergrund der Koalition mit der rechtspopulistischen ANEL dürfen wir insofern jetzt nicht in das alte Denken des Hauptwiderspruchs zurück fallen. Die Chance der griechischen Wahl misst sich daher nicht nur am Umgang der Regierung mit den Auflagen der Troika, sondern gleichermaßen an ihrem Verhältnis zu den Fragen der linken Bewegungen. Sozial geht nicht national, nicht patriarchal, nicht homophob, nicht antisemitisch, nicht rassistisch. Wir wissen dabei, dass es sich bei der Entscheidung für ANEL um eine taktische Entscheidung gehandelt hat. Und wir wissen auch, dass die Arbeit von SYRIZA wie der solidarischen, antirassistischen Bewegungen bisher das Bollwerk gegen Rechtspopulismus und Faschismus in Griechenland war. Trotzdem zeigt die Entscheidung für ANEL überdeutlich, welch geringen Spielräume die politische Situation bietet und welche Zwänge Regierungstätigkeit insgesamt mit sich bringt. Und auch deswegen und darum müssen wir immer wieder miteinander diskutieren und streiten, es braucht keine bedingungslose Solidarität. Zugleich sollten wir nicht vergessen, dass es die praktischen Auseinandersetzungen sind, in der Kontroversen produktiv werden können.
	Die Unterwerfung unter die Zwänge von Regierung und Parteipolitik zu verhindern ist einzig und allein möglich, wenn es starke, unabhängige, linke Bewegungen gibt. Und politischer Fortschritt kann nur dort erzielt werden, wo er gesellschaftlich schon Wirklichkeit ist. Die Entwicklung in Athen macht insofern nur erneut deutlich: es braucht einen langem Atmen und Aufmerksamkeit an allen Stellen, es braucht die selbstorganisierten Projekte, die Hoffnung machen und die Gesellschaft umwälzen.
	Der Situation, die nun in Griechenland entstanden ist, kann man sich aber nicht mit dem Verweis auf ANEL und die Regierungskoalition entziehen. Sie geht über die Fragen von Parteien und Regierungen hinaus und ihr Schauplatz ist erneut Europa. Die Frage, die jetzt für alle hierzulande sichtbar aufbricht ist die, ob man auf der Seite des Krisenregimes oder auf der Seite derjenigen steht, die seine alltäglichen Opfer sind. Viele deutsche Medien – bis weit ins linksliberale Milieu hinein – haben schon damit begonnen, sich eindeutig zu positionieren – gegen „die unverschämten Griechen“. Und wenig überraschend: Brüssel und Berlin zeigen ihre Zähne – nicht nur in Richtung Griechenland sondern in all die Ecken Europas, die sich neu auf den Weg machen.
	Auch wir müssen uns auf den Weg machen. Denn am 18. März können wir auf die Straße gehen und deutlich zeigen, dass Widerstand gegen die Zumutungen des Krisenregimes dort wie hier jetzt nötiger ist als je zuvor. Dass wir uns in den Kämpfen der griechischen Bewegungen für ein besseres Leben für alle wiedererkennen. Wir werden uns dabei aktiv gegen alle nationalistischen und rassistischen Akteure stellen. Wir müssen die Proteste am 18. März in Frankfurt groß machen, nicht nur weil die EZB in Frankfurt für die Herrschaft der europäischen Eliten steht, sondern weil die Krise auch hier stattfindet und auch hier als alternativlos gilt. Nehmen wir diese Herausforderung an. Jetzt.
	18. März 2015 in Frankfurt: http://blockupy.org/4998/aufruf2-18m/ Solidarität mit den Menschen in Griechenland – gegen die Erpressungspolitik der EZB
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	Eric Toussaint Und wenn Syriza die Europäische Union (EU) beim Wort nehmen und Griechenlands Schulden prüfen würde?
	Wer schuldet wem?
	Staatsverschuldung als Umverteilung“, Mehrere Artikel in SiG 83
	Fred Schmid, ISW: Nicht die Griechen, die Troika und Finanzmärkte haben das Land verwüstet
	Michael Schlecht Schuldentreiber Deutschland
	11. Februar 2015
	Schon seit einigen Jahren präsentiert sich die Bundesregierung als Sparkommissar Europas – eigentlich der ganzen Welt. Mit dem „Wachstum auf Pump“ müsse Schluss sein, fordert die Bundeskanzlerin. Dass dies funktioniere, zeige das Beispiel Deutschland. Der Staatshaushalt sei ausgeglichen, die Wirtschaft wachse. Alles in Butter?
	Tatsächlich beruht das Wachstum der deutschen Wirtschaft zum großen Teil auf Schulden – die das Ausland bei Deutschland macht.
	2014 wuchs die deutsche Wirtschaftsleistung um 1,5 Prozent. Darin enthalten war ein Exportüberschuss von rund 220 Milliarden Euro. Das heißt: Die deutsche Wirtschaft verkaufte im vergangenen Jahr Waren und Dienstleistungen im Wert von 220 Milliarden Euro mehr ans Ausland, als sie aus dem Ausland bezog.
	Das ist der gefeierte “Exportüberschuss”. Nur: Was bedeutet das real? Sitzt Deutschland nun auf einem großen Geldsack? Nein. Es bedeutet, dass sich das Ausland über weitere 220 Milliarden Euro bei Deutschland verschuldet hat. Anders gesagt: 2014 lieh Deutschland dem Ausland 220 Milliarden, um deutsche Waren zu kaufen. Der Geldsack besteht aus nichts anderem, als aus Forderungen an das Ausland.
	Dieser Überschuss soll im Jahr 2015 auf 206 Milliarden weiter steigen, das hat das Bundeswirtschaftsministerium fest eingeplant. Das bedeutet, dass die deutsche Wirtschaft auf Pump lebt – auf Pump der anderen.
	Nimmt man den Leistungsbilanzüberschuss, in dem zusätzlich zum Exportüberschuss noch Einkommen- und Vermögensübertragungen berücksichtigt werden, dann beträgt der Überschuss 2014 nur rund 215 Milliarden Euro. Das ist aber immer noch Weltrekord. Selbst das Riesenreich China kam nur auf 115 Milliarden!
	Seit dem Jahr 2000 summieren sich die deutschen Exportüberschüsse auf 1,8 Billionen Euro, am Ende des Jahres werden es zwei Billionen sein. Das sind 2000 Milliarden, die Deutschland ans Ausland leiht, um seinen Export zu finanzieren. Wie nachhaltig ist das? Gar nicht! Eigentlich müsste Deutschland Defizite im Außenhandel machen, um die Verschuldung des Auslands bei sich zu senken und um das zu erreichen, was das Stabilitätsgesetz von 1967 vorschreibt: einen langfristig ausgeglichenen Außenhandel.
	Wenn Wirtschaftsminister Gabriel weiterhin Exportüberschüsse für unverzichtbar hält, dann heißt das nur, dass er erstens dauerhaft die Schulden des Auslandes bei uns weiter steigert und zweitens, dass er dem Ausland nie die Chancen geben will die Schulden an uns zurückzuzahlen. Letztlich ist er bereit die Waren und Dienstleistungen von bislang zwei Billionen Euro dem Ausland zu schenken. Denn wenn es nie seine Schulden bezahlen kann, bleibt am Ende in irgendeiner Form nur die Schuldenstreichung übrig.
	Doch die Bundesregierung ist nicht in der Lage oder nicht willens, diese doch recht einfachen Zusammenhänge zur Kenntnis zu nehmen. Auf das Problem hingewiesen, lacht Wirtschaftsminister Gabriel und schlägt die Hände über dem Kopf zusammen. Die übergroße Mehrheit des Hohen Hauses verlustiert sich schenkelklopfend über ihre eigene ökonomische Impotenz. „Eine Stärke der deutschen Industrie ist der Außenhandel, deswegen wünschen wir uns keine Außenhandelsdefizite“, sagte Dirk Becker (SPD). Nichts verstanden! Intellektueller Tiefflug!
	Dabei wäre die Lösung so einfach: massive Reallohnerhöhungen und öffentliche Investitionen zur Stärkung der Binnennachfrage. Das stützt die Konjunktur, schafft Jobs, macht Menschen wohlhabender, erhöht den Import – und beseitigt auf Dauer den unhaltbaren Zustand, dass Deutschland den Banker der Welt spielt.
	http://www.michael-schlecht-mdb.de/schuldentreiber-deutschland.html
	Lohndumping als Krisenbeschleuniger Wie hängen die europäischen Ungleichgewichte und die Schuldenberge Südeuropas zusammen? von: Tomasz Konicz http://www.gegenblende.de/++co++7d078ba4-cddf-11e2-a4bd-52540066f352
	Eric Toussaint zur Londoner Schuldenkonferenz: Vergleich Deutschland 1953 / Griechenland jetzt
	(…) Der radikale Schuldenschnitt für die Bundesrepublik Deutschland und ihr rascher Wiederaufbau nach dem Zweiten Weltkrieg wurden möglich, weil es einen politischen Willen seiner Gläubiger dazu gab – d.h. der USA und seiner wichtigsten westlichen Verbündeten Großbritannien und Frankreich. Im Oktober 1950 formulierten die Westalliierten ein Projekt, bei dem die Bundesregierung ihre Schulden aus der Zeit vor und nach dem Krieg anerkannte.
	Die Alliierten schlossen dem eine Erklärung an, dass "die drei Länder darin übereinstimmen, dass der Vorschlag eine angemessene Regelung der Forderungen gegenüber Deutschland vorsieht, die am Ende die finanzielle Situation der deutschen Wirtschaft nicht durch unerwünschte Auswirkungen aus dem Gleichgewicht bringen darf und die potentiellen Devisenreserven nicht über Gebühr angreifen darf. Die drei Länder sind überzeugt, dass die Bundesregierung ihre Position teilt und dass die Wiederherstellung der deutschen Zahlungsfähigkeit begleitet ist von einer angemessenen Regelung der deutschen Schulden, die allen Beteiligten eine gerechte Verhandlung sichert und die wirtschaftlichen Probleme Deutschlands in Rechnung stellt."
	Die von Deutschland eingeforderte Schuld aus der Vorkriegszeit betrug 22,6 Milliarden DM, wenn man die Zinsen hinzuzählt. Die Schulden aus der Nachkriegszeit wurden auf 16,2 Mrd. geschätzt. Nach dem Londoner Abkommen wurde diese Schuld auf 7,5 Mrd. DM für die Vorkriegs- und auf 7 Mrd. DM für die Nachkriegszeit reduziert. Das war eine Reduzierung um 62,6%.
	Zudem sah das Abkommen die Möglichkeit vor, die Zahlungen auszusetzen und die Zahlungsbedingungen neu zu verhandeln, sobald substantielle Änderungen eintreten würden, die die verfügbaren Ressourcen einschränken würden.
	Um sicher zu gehen, dass die westdeutsche Wirtschaft wirklich wieder auf die Beine kommen und dass sie ein stabiles und zentrales Element im atlantischen Block gegenüber dem Ostblock darstellen würde, machten die alliierten Gläubiger den verschuldeten deutschen Behörden und Unternehmen bedeutende Zugeständnisse, die weit über eine Schuldensenkung hinausgingen. Sie sind vom Grundsatz ausgegangen, dass Deutschland in der Lage sein muss, seine Schulden zurückzuzahlen bei Sicherung eines hohen Lebensstandards und der Verbesserung der Lebensbedingungen der Bevölkerung.
	(…) Wenn wir einen Vergleich zwischen der Behandlung wagen, die Griechenland heute erleidet und die Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg zuteil wurde, treten die Unterschiede und die Ungerechtigkeit frappierend zutage. Hier eine nicht erschöpfende Liste in elf Punkten:
	1. Der Schuldenerlass, der Griechenland im März 2012 zuteil wurde, war im Verhältnis unendlich viel kleiner als der, der Deutschland gewährt worden war;
	2. Die wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen, die mit diesem Plan einhergehen (und denen davor), fördern in keinster Weise einen Wiederaufschwung der griechischen Wirtschaft, während sie wesentlich zum Wiederaufschwung der deutschen Wirtschaft beigetragen haben;
	3. Von Griechenland werden Privatisierungen vor allem zugunsten der ausländischen Investoren verlangt, während Deutschland ermuntert wurde, die eigene Kontrolle über strategische Wirtschaftssektoren zu verstärken und der öffentliche Sektor einen starken Aufschwung nahm;
	4. Die bilateralen Schulden Griechenlands (gegenüber den Staaten die sich am Plan der Troika beteiligt haben) wurden nicht herabgesetzt (nur seine Schulden gegenüber den privaten Banken), während die bilateralen Schulden Deutschlands (angefangen bei denen, die das sog. Dritte Reich den von ihm überfallenen, besetzten oder annektierten Ländern aufgezwungen hatte) um über 60% reduziert wurden;
	5. Griechenland muss in Euro zahlen und hat ein Handelsbilanzdefizit (also einen Mangel an Euro) gegenüber seinen europäischen Partner (vor allem Deutschland und Frankreich), während Deutschland den Hauptteil seiner Schulden in DM zahlen konnte, die damals stark abgewertet war;
	6. Die griechische Zentralbank darf der griechischen Regierung kein Geld leihen, während die Bundesbank der Bundesregierung Geld geliehen hat und die Notenpresse (wenn auch moderat) betätigt hat;
	7. Deutschland wurde erlaubt, nicht mehr als 5 Prozent seiner Exporterlöse in den Schuldendienst zu stecken, während es für Griechenland diesbezüglich keine Obergrenze gibt;
	8. Gerichtsstand für die neuen griechischen Schuldentitel (gegenüber den Banken), die die alten ersetzen, ist nicht mehr die Griechenland, sondern Luxemburg und das Vereinigten Königreich; von diesen weiß man, wie sehr sie sich auf die Seite der privaten Gläubiger stellen; für die deutschen Schulden hingegen waren deutsche Gerichte zuständig (also die Gerichte einer ehemals aggressiven Militärmacht).
	
	9. In Sachen Rückzahlung der Auslandsschuld konnte die deutschen Gerichte sich weigern, Urteile ausländischer Gerichte oder von Schiedsgerichten vollstrecken zu lassen, wenn dies die öffentliche Ordnung störte. In Griechenland lehnte es die Troika natürlich ab, dass dortige Gerichte die Störung der öffentlichen Ordnung als Argument für eine Aussetzung der Schuldenzahlung anrufen können. Die enormen sozialen Proteste und der Aufstieg der neonazistischen Kräfte sind aber direkte Folge der von der Troika und vom Zwang zur Schuldenzahlung diktierten Maßnahmen. Trotz der zu erwartenden Proteste aus Brüssel, vom IWF und von den "Finanzmärkten" könnte der griechische Staat sich ohne weiteres auf den Notstand und auf die Störung der öffentlichen Ordnung berufen, um die Schuldenzahlung auszusetzen und die unsozialen Maßnahmen der Troika abzuschaffen.
	10. Deutschland hatte die Möglichkeit, die Zahlungen auszusetzen und die Zahlungsbedingungen neu zu verhandeln, wenn substantielle Veränderungen die Verfügbarkeit seiner Ressourcen einschränkten. Für Griechenland ist nichts dergleichen vorgesehen.
	11. Im Londoner Abkommen ist ausdrücklich vorgesehen, dass Deutschland selbst herstellen konnte, was es zuvor importiert hatte, um einen Exportüberschuss zu erreichen und die lokale Produktion zu stärken. Der Grundgedanke der Abkommen, die Griechenland aufgezwungen wurden, und die Regeln der EU verbieten der griechischen Regierung jedoch, seine lokalen Produzenten zu helfen, zu subventionieren und vor der Konkurrenz anderer EU-Staaten (die Haupthandelspartner Griechenlands) zu schützen, sei es in der Landwirtschaft, der Industrie oder im Dienstleistungsgewerbe. Man könnte hinzufügen, dass Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg, in bedeutendem Umfang Hilfen erhalten hat, vor allem aus dem Marschallplan.
	Man versteht also, warum sich Alexis Tsipras, der Sprecher von Syriza, auf das Londoner Abkommen bezieht, wenn er sich an die europäische Öffentlichkeit wendet. Die ungerechte Behandlung, die das griechische Volk erleidet (wie auch die anderen Völker, deren Regierungen den Rezepten der Troika folgen), muss das Gewissen der öffentlichen Meinung wachrütteln.
	Aber hegen wir keine Illusionen: Die Gründe, warum die Westmächte Westdeutschland nach dem Zweiten Weltkrieg mit Samthandschuhen angefasst haben, fallen bei Griechenland nicht ins Gewicht. Für eine wirkliche Lösung des Schulden- und Spardramas wird es noch machtvolle soziale Mobilisierungen in Griechenland und im Rest der EU brauchen – und einer neuen Regierung in Athen, die wirklich den Volkswillen zum Ausdruck bringt.
	Originaltext: http://cadtm.org/Allemagne-Grece-deux-poids-deux
	Übersetzung: http://www.juergen-klute.eu/de/article/476.griechenland-deutschland-wer-schuldet-wem.html
	Zur Londoner Schuldenkonferenz:
	Broschüre von „Erlassjahr“
	http://www.erlassjahr.de/london/broschuere-60-jahre-london.html
	Kein Abs für Athen: Der Deutsche-Bank-Manager verhalf mit dem Londoner Schuldenabkommen von 1953 den Bundesdeutschen zu Wohlstand und Wirtschaftswunder – für Griechen ist so was nicht zu vertreten. (18.2.2015)
	http://www.jungewelt.de/2015/02-17/006.php
	http://www.rosalux.de/news/41138/die-angst-vor-dem-schuldenschnitt.html
	Manolis Glezos Deutschland und Griechenland haben bisher offiziell keinen Friedensvertrag abgeschlossen
	http://weltnetz.tv/video/614
	(1) Am 30. Mai 1941 holte Manolis Glezos zusammen mit seinem Freund Lakis Santas die Naziflagge von der Akropolis und hisste die griechische Fahne. Diese erste Widerstandshandlung in Griechenland, durch die Glezos ein antifaschistischer Held wurde, war ein Fanal, das viele Griechen zum Widerstand anregte. Glezos und Santas wurden in Abwesenheit zum Tode verurteilt. Am 24. März 1942 wurde Glezos verhaftet und von der deutschen Besatzungstruppe gefangen gehalten und gefoltert.
	Griechenland, das Diktat vom IWF und EU und die deutsche Verantwortung (Wissenschaftlicher Beirat von Attac Deutschland, 2010)
	Manolis Glezos: „Schwarzbuch der deutschen Besatzung im Zweiten Weltkrieg“
	Manolis Glezos ist Mitautor des “Schwarzbuches der Besatzung”, das nicht nur präzise die zahllosen Verbrechen deutscher Besatzer im Zweiten Weltkrieg beschreibt, sondern auch die systematische ökonomische Ausplünderung Griechenlands durch die Deutschen. (…)
	Erstens wurden große Mengen von Bodenschätzen - Bauxit, Mangan, Nickel, Molybdän, Schwefelkies u. a. beschlagnahmt und dauerhaft nach Deutschland “umgeleitet” - ca, 45 bis 50 Mio RM jährlich!
	Aber auch große Mineralöl- und Kohlenvorräte (10.000 Tonnen) sowie die wichtigsten landwirtschaftlichen Exportprodukte wurden weggeschafft (...).
	Das bedeutendste Beutegut aber war der Tabak. Unter der Regie des Reemtsma-Managers Otto Lose wurde die gesamte Ernte der Jahre 1939 und 1940 beschlagnahmt und abtransportiert. (…)
	Für diese „Ankäufe“ stellten die Beute- und Erfassungskommandos der 12. Armee Lieferbescheinigungen aus, die Zahlungsversprechen für die Zeit nach Kriegsende enthielten, oder sie bezahlten mit „Reichskreditkassenscheinen“, dem Besatzungsgeld der Wehrmacht (…) .
	Griechenland wurden auch riesige Stationierungskosten aufgebürdet, einschließlich Proviantlieferungen für das Afrika-Korps von Erwin Rommel! Die Folge war der Hungerwinter von 1941/42. Es starben über 100.000 Menschen an Hunger und Folgekrankheiten.
	Die gigantische Ausplünderung dauerte faktisch bis zum Abzug der Deutschen Besatzungstruppen im Herbst 1944 an. Griechenland wurden dabei rein materielle Schäden in Höhe von mindestens 10, vermutlich aber bis zu 12 Milliarden US-Dollar zugefügt. Dies auf heutige Euro-Werte umgerechnet ergibt - einschließlich Zinsen - einen Betrag von ca. 160 Mrd. Euro!
	Dabei ist hier die “menschliche Komponente” fast völlig außer Acht geblieben. Griechenland hat - wie kein anderes Land Europas - durch Krieg und Besatzung fast acht Prozent seiner Bevölkerung verloren!
	http://www.argolis.de/Glezos_Nafplio/
	»Zug der Erinnerung« fordert Begleichung deutscher Schulden gegenüber Griechenland. Bundesregierung und Deutsche Bahn mauern jedoch weiter
	Der gemeinnützige Verein »Zug der Erinnerung e.V.«wirft sowohl der DB als Rechtsnachfolgerin der Reichsbahn, als auch der amtierenden Bundesregierung als »juristischer Schuldnerin« vor, griechischen NS-Opfern insgesamt 75 Millionen Euro zu schulden und die Rückzahlung des Betrags nach wie vor zu verweigern.
	Bei den Massendeportationen der jüdischen Bevölkerung Griechenlands nach Auschwitz soll die Deutsche Reichsbahn Fahrtkosten im heutigen Wert von über 75 Millionen Euro erhoben haben, allein 64 Millionen Euro mußten von den über 48.000 Deportierten der Stadt Thessaloniki gezahlt werden, deren Verschleppung zwischen März und August 1943 stattfand.
	Mit einer logistischen Glanzleistung stellten die Mordbeihelfer der Deutschen Reichsbahn damals 19 Transporte mit jeweils rund 30 verriegelten Güterwagen zusammen. Pro Person waren umgerechnet 33 Reichsmark zu entrichten. Die Verschleppten wurden bei Ankunft in Auschwitz sofort durch Gas ermordet; nur wenige entgingen diesem Tod, weil sie als Arbeitssklaven benötigt wurden. http://www.jungewelt.de/2015/02-14/034.php
	http://www.zug-der-erinnerung.eu/
	Willy Wimmer Gegen jeden Terror
	In dem Maße, wie wir die Opfer in Paris beklagen, dürfen wir nicht verkennen, in welch erschreckendem Umfang wir zu Massenmorden rund um den Globus beitragen
	(…) Wie wir aus leidvoller Erfahrung wissen, werden Massaker dieser Art umgehend benutzt, um weitere Kontrollmechanismen einzuführen, die vor allem die rechtschaffenen und gesetzestreuen Bürgerinnen und Bürger zum Ziel haben. Seit den Terroranschlägen von New York wissen wir, in welchem Maße die bürgerlichen Freiheiten Opfer dieser Anschläge geworden sind, weil die Überwachungseinrichtungen unserer Staaten sich diese einmalige Gelegenheit nicht entgehen lassen wollten. (…) Wenn unsere Regierungen den seit Jahrzehnten eingeschlagenen Weg der Bekriegung weiter Teile des Globus fortsetzen, wird die von unseren Staaten losgetretene Verelendung anderer Staaten und der dort lebenden Menschen vor unseren Städten und Dörfern nicht haltmachen.
	In dem Maße, wie wir die Opfer in Paris beklagen und die Täter vor Gericht sehen wollen, dürfen wir nicht verkennen, in welchem erschreckenden Umfang wir zu Massen-morden rund um den Globus beitragen. Wir gehen mühelos über die Opfer afghanischer Hochzeitsgesellschaften hinweg, die Ziel unserer Raketen geworden sind.
	
	Warum haben wir zugelassen, der NATO eine Entwicklung zu erlauben, die keinesfalls und in keinem einzelnen Punkt mit dem NATO-Vertrag übereinstimmt, dem ein Deutscher Bundestag einmal zugestimmt hat?
	Warum haben wir es zugelassen, unsere eigenen Interessen an einem gedeihlichen Zusammenleben in Europa hintan-zustellen und statt dessen vom Raketenschirm bis zum Ukraine-Putsch das Tischtuch zur Russischen Föderation zu zerschneiden?
	Warum verfolgen wir gegenüber anderen Staaten eine Sanktionspolitik, von der wir wissen, dass sie Kriege vorbereiten und mit einem Legitimationsrahmen versehen soll?
	Warum lassen wir es zu, Menschenrechte zu militarisieren, um politische und vor allem ökonomische Interessen auf dem Rücken derjenigen durchzusetzen, für deren Belange wir angeblich streiten?
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